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Dr. Bet!l Kas, Amsterdam, und Prof. Dr. Hans-W.Micklitz, Florenz*

Rechtsprechungs!bersicht zum Europ"ischen Vertrags-
und Deliktsrecht (2014–2018) – Teil I

In den letzten vier Jahren entschied der EuGH an die
100 Vorabentscheidungsersuchen im Bereich des
Verbraucherrechts – somit hat sich die Anzahl zu den
vorherigen f!nf Jahren verdoppelt (vgl.Kas/Micklitz,
EWS 2013, 314 und 353). Mehr als ein Viertel dieser
Entscheidungen betrafen die Richtlinie 93/13. Diese
hohe Anzahl ist der Finanzkrise zuzurechnen, deren
Konsequenzen f!r die Verbraucher die spanischen
und osteurop"ischen Gerichte zu Vorlageverfahren
animiert hat. In den anderen Rechtsgebieten des Eu-
rop"ischen Vertragsrechts stellt sich mehr und mehr
die Frage, inwiefern der vom EuGH geschaffene
hohe Verbraucherschutzstandard der Richtlinie 93/
13 !bertragbar ist. Dabei treten verfahrensrechtliche
Aspekte immer mehr in den Vordergrund. Der EuGH
ist im Begriff, ein Europ"isches Verbraucherverfah-
rensrecht zu entwickeln.
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I. Vertragsrecht

1. Missbr!uchliche Vertragsklauseln

a) !rtliche Zust"ndigkeit bei Unterlassungsklage eines
regionalen Verbraucherschutzvereins (Rs. C-413/12,
Asociaci#n de Consumidores Independientes de
Castilla y Le#n)

aa) Sachverhalt

Die spanische Audiencia Provincial de Salamanca (Beru-
fungsgericht der Provinz Salamanca) fragte den EuGH, ob es
aufgrund der Richtlinie (RL) 93/13/EWG !ber missbr"uchli-
che Klauseln in Verbrauchervertr"gen1 !ber ein Rechtsmittel
gegen eine Entscheidung, mit der ein erstinstanzliches Ge-
richt sich f!r die Entscheidung !ber eine Unterlassungsklage
eines Verbraucherschutzvereins f!r $rtlich unzust"ndig er-
kl"rte, entscheiden muss, obwohl hierf!r keine innerstaatli-
cheRechtsgrundlagevorhanden ist. Fernerwollte dasGericht
wissen, ob die RL 93/13 einer spanischen Verfahrensrege-
lung entgegensteht, wonach Unterlassungsklagen gegen die
Verwendung missbr"uchlicher Klauseln von Verbraucher-
schutzvereinen bei den Gerichten am Ort der Niederlassung
oder desWohnsitzes desBeklagten erhobenwerdenm!ssen.

Im Ausgangsrechtsstreit erhob ein ausschließlich in der Au-
tonomen Gemeinschaft Kastilien und Le%n t"tiger Verbrau-
cherschutzverein Unterlassungsklage gegen eine in Barcelo-
na ans"ssigeHandelsgesellschaft. DieKlagewar aufNichtig-
erkl"rung einiger der im Internetportal desBeklagtenwieder-
gegebenen Nutzungsbedingungen gerichtet. Das erstinstanz-
liche Gericht erkl"rte sich f!r unzust"ndig. Das Gericht wies
darauf hin, dass Berufung eingelegt werden k$nne, obwohl
eine solche M$glichkeit in keiner nationalen Regelung vor-
gesehen ist. Das vorlegende Berufungsgericht zweifelte, ob
die spanischen Regeln !ber die $rtliche Zust"ndigkeit und
Rechtsmittel gegen Entscheidungen, mit denen erstinstanzli-
che Gerichte sich im Rahmen einer solchen Unterlassungs-
klage f!r $rtlich unzust"ndig erkl"rten, mit dem Erfordernis
eines hohen Verbraucherschutzniveaus vereinbar seien. Der
Kl"ger sei de facto gezwungen, auf die Erhebung einer sol-
chen Klage wegen seines begrenzten Budgets und seines be-
grenzten $rtlichenT"tigkeitsbereichs zu verzichten.

* Prof. Dr. Hans-W. Micklitz ist Professor for Economic Law am European
University Institute (EUI), Florenz. Dr. Bet$l Kas ist Researcher am Pri-
vate Law Department an der Universit"t Amsterdam. Mehr !ber die Au-
toren erfahren Sie auf S. IV.

1 RL 93/13/EWG des Rates vom 5. 4. 1993 !ber mißbr"uchliche Klauseln
in Verbrauchervertr"gen, ABl. L 95/29.
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bb) Wesentliche Gr!nde

Mangels Bestimmungen in den RL 93/13, 98/27/EG und
2009/22/EG2 !ber die Verteilung der $rtlichen Zust"ndig-
keit f!r Unterlassungsklagen von Verbraucherschutzverei-
nen sowie die Anzahl der notwendigen Rechtsz!ge in Bezug
auf Entscheidungen, mit denen die $rtliche Unzust"ndigkeit
f!r Unterlassungsklagen im Bereich des Schutzes der Ver-
braucherinteressen festgestellt wird, verwies der EuGH auf
den Grundsatz der Verfahrensautonomie, welcher durch den
&quivalenz- und Effektivit"tsgrundsatz beschr"nkt werde.3

Der &quivalenzgrundsatz sei nicht verletzt, da die fragli-
chen Verfahrensregeln nicht ung!nstiger seien als diejeni-
gen, die gleichartige Sachverhalte regeln, die dem inner-
staatlichen Recht unterliegen.4 Auch eine Verletzung des Ef-
fektivit"tsgrundsatzes liege nicht vor. Der EuGH betonte,
dass nicht die fraglichen Verfahrensregeln selbst dem Kl"-
ger die Erhebung der Unterlassungsklage beim Gericht der
Niederlassung der Beklagten erschweren, sondern seine
wirtschaftliche Situation.5 Unter Verweis auf die Schlussan-
tr"ge von Generalanwalt Mengozzi hob der EuGH hervor,
dass Verfahrensregeln, die das Ziel einer geordneten Rechts-
pflege sowie Vorhersehbarkeit verfolgen, nicht nachMaßga-
be der besonderen wirtschaftlichen Situation einer Partei ge-
"ndert werden k$nnen.6

Die Aus!bung der Rechte, die dem Einzelnen aus dem Uni-
onsrecht erwachsen, werde durch die strittigen Verfahrens-
regeln weder !berm"ßig erschwert noch unm$glich ge-
macht. Erstens sei gem"ß den spanischen Verfahrensregeln
das Gericht am Ort der Niederlassung des Beklagten ver-
pflichtet, !ber die Klage in der Sache zu entscheiden, weil
sich das Gericht am Ort der Niederlassung des Kl"gers f!r
unzust"ndig erkl"rt hat.7 Zweitens k$nne der EuGH nicht
feststellen, dass das Erscheinen des Verbraucherschutzver-
eins in allen Verfahrensstadien erforderlich ist.8 Drittens sei-
en Mechanismen zum Ausgleich der finanziellen Schwie-
rigkeiten des Vereins in Form der Gew"hrung von Prozess-
kostenhilfe verf!gbar.9 Viertens verhindere die Zuweisung
der Zust"ndigkeit an ein einziges Gericht widerspr!chliche
Entscheidungen und k$nne so eine einheitliche Praxis im
gesamten Staatsgebiet sicherstellen.10

Der EuGH erl"uterte, dass seine Rechtsprechung aus dem
Urteil Henkel11 – in der der Gerichtshof in Bezug auf die
Auslegung des Br!sseler #bereinkommens festgestellt hat,
dass die Wirksamkeit der in Art. 7 der RL 93/13 vorgesehe-
nen Unterlassungsklagen gegen die Verwendung unzul"ssi-
ger Klauseln erheblich beeintr"chtigt w"re, wenn diese Kla-
gen nur im Staat der Niederlassung des Gewerbetreibenden
erhoben werden k$nnten – nur grenz!berschreitende
Rechtsstreitigkeiten betreffe.12 Wie auch von Generalanwalt
Mengozzi hervorgehoben,13 k$nnen Verbraucherschutzver-
eine nicht mit Verbrauchern i.S.d. RL 93/13 gleichgestellt
werden. Eine Unterlassungsklage einer solchen Vereinigung
gegen einen Gewerbetreibenden sei nicht durch das Un-
gleichgewicht gekennzeichnet, das im Rahmen einer Indivi-
dualklage zwischen einem Verbraucher und seinem gewer-
betreibenden Vertragspartner bestehe.14 Der EuGH folgt
dem Schlussantrag von GeneralanwaltMengozzi.15

cc) Einordnung in die Rechtsprechung

In seiner Entscheidung unterscheidet der EuGH deutlich
zwischen dem individuellen und dem kollektiven Rechts-
schutz. Der privilegierte Gerichtsstand bleibt dem einzelnen
Verbraucher vorbehalten. Wenn es sich nicht um einen

grenz!berschreitenden Rechtsstreit handelt, bed!rfen Ver-
braucherschutzvereine keines besonderen Schutzes, da sie
sich gegen!ber dem Gewerbetreibenden in keiner schw"-
cheren Position befinden. Der EuGH nimmt Verbraucher-
schutzvereinen somit die M$glichkeit, Unterlassungsklagen
bei den Gerichten am Ort ihrer Niederlassung zu erheben.16

b) Begriff eines „erheblichen Missverh"ltnisses“
zur Beurteilung missbr"uchlicher Klauseln
(Rs. C-226/12, Constructora Principado)

aa) Sachverhalt

Die spanische Audiencia Provincial de Oviedo (Berufungs-
gericht der Provinz Oviedo) legte dem EuGH die Frage vor,
ob der Begriff „erhebliches Missverh"ltnis“ in Art. 3 Abs. 1
RL 93/13 voraussetzt, dass die Kosten, die dem Verbraucher
durch eine vermeintlich missbr"uchliche Klausel auferlegt
werden, f!r diesen eine im Verh"ltnis zum Betrag des
Rechtsgesch"fts erhebliche wirtschaftliche Auswirkung ha-
ben, oder, dass nur die Auswirkungen dieser Klausel auf die
Rechte und Pflichten des Verbrauchers zu ber!cksichtigen
sind.

Der Verbraucher schloss einen Immobilienkaufvertrag, wel-
cher in einer Klausel vorsah, dass der K"ufer die kommu-
nale Wertzuwachssteuer auf st"dtische Immobilien sowie
die Geb!hren f!r den individuellen Anschluss an die ver-
schiedenen Versorgungsnetze zu zahlen hat. Nachdem die
Zahlung vorgenommen wurde, erhob der Verbraucher Klage
auf R!ckzahlung dieser Betr"ge. Er machte geltend, dass
die Vertragsklausel, wonach der K"ufer die Betr"ge zu zah-
len hatte, als missbr"uchlich anzusehen ist, weil sie ein er-
hebliches Missverh"ltnis zwischen den Rechten und Pflich-
ten der Vertragsparteien verursacht habe, da sie dem Ver-
braucher die Zahlung einer Abgabenlast auferlege, die er

182 EWS Heft 4/2018 Kas/Micklitz, Europ!isches Vertrags- und Deliktsrecht (2014–2018)

2 RL 98/27/EG des Europ"ischen Parlaments und des Rates vom 19. 5.
1998 !ber Unterlassungsklagen zum Schutz der Verbraucherinteressen,
ABl. L 166/51, aufgehoben durch RL 2009/22/EG des Europ"ischen
Parlaments und des Rates vom 23. 4. 2009 !ber Unterlassungsklagen
zum Schutz der Verbraucherinteressen, ABl. L 110/30.

3 EuGH, 5. 12. 2013 – Rs. C-413/12, Asociaci%n de Consumidores Inde-
pendientes de Castilla y Le%n/Anuntis Segundamano Espa'a SL,
EU:C:2013:800, Rn. 28-30.

4 EuGH Rs. C-413/12, Asociaci%n de Consumidores Independientes de
Castilla y Le%n (Fn. 3), Rn. 31–33.

5 EuGH Rs. C-413/12, Asociaci%n de Consumidores Independientes de
Castilla y Le%n (Fn. 3), Rn. 36, 37.

6 EuGH Rs. C-413/12, Asociaci%n de Consumidores Independientes de
Castilla y Le%n (Fn. 3), Rn. 38.

7 EuGH Rs. C-413/12, Asociaci%n de Consumidores Independientes de
Castilla y Le%n (Fn. 3), Rn. 40.

8 EuGH Rs. C-413/12, Asociaci%n de Consumidores Independientes de
Castilla y Le%n (Fn. 3), Rn. 41.

9 EuGH Rs. C-413/12, Asociaci%n de Consumidores Independientes de
Castilla y Le%n (Fn. 3), Rn. 42.

10 EuGH Rs. C-413/12, Asociaci%n de Consumidores Independientes de
Castilla y Le%n (Fn. 3), Rn. 45.

11 EuGH, 1. 10. 2002 – Rs. C-167/00, Verein f!r Konsumenteninforma-
tion/Karl Heinz Henkel, EU:C:2002:555, EWS 2002, 526, Rn. 43.

12 EuGH Rs. C-413/12, Asociaci%n de Consumidores Independientes de
Castilla y Le%n (Fn. 3), Rn. 46, 47.

13 GA Mengozzi, Schlussantr"ge v. 5. 9. 2013 – Rs. C-413/12, Asociaci%n
de Consumidores Independientes de Castilla y Le%n/Anuntis Segunda-
mano Espa'a SL, EU:C:2013:532, Rn. 51.

14 EuGH Rs. C-413/12, Asociaci%n de Consumidores Independientes de
Castilla y Le%n (Fn. 3), Rn. 48–50.

15 GAMengozzi Rs. C-413/12, Asociaci%n de Consumidores Independien-
tes de Castilla y Le%n (Fn. 13).

16 Micklitz, „Chapter 3. Unfair Terms in Consumer Contracts“, in Reich/
Micklitz/Rott/Tonner, European Consumer Law (2014), 160; Dolny,
Procedural treatment of consumer organisations in the judicial proceed-
ings concerning the use of unfair terms, 1 European Journal of Consu-
mer Law – Revue europ(enne de droit de la consommation (R.E.D.C.)
2014, 31.
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von Gesetzes wegen nicht zu tragen habe. Der Beklagte
machte dagegen geltend, dass diese Klausel mit dem K"ufer
ausgehandelt worden sei und kein erhebliches Missverh"lt-
nis bestehe, wenn die H$he der beanspruchten Betr"ge zu
dem gezahlten Gesamtpreis in Beziehung gesetzt werde.
Der Beklagte legte Berufung gegen das erstinstanzliche Ur-
teil ein, das zu Gunsten des Verbrauchers ergangen war.

bb) Wesentliche Gr!nde

Der EuGH erl"uterte zun"chst, dass es Aufgabe des vor-
legenden Gerichts sei, unter Ber!cksichtigung der in Art. 3
Abs. 2 Unterabs. 1 und 3 der RL 93/13 vorgesehenen Re-
geln !ber die Beweislastverteilung zu entscheiden, ob die
Parteien die strittige Klausel im Einzelnen ausgehandelt
h"tten. Außerdem m!sse sich der Gerichtshof darauf be-
schr"nken, dem vorlegenden Gericht Hinweise zur Beurtei-
lung der Missbr"uchlichkeit der strittigen Klausel an die
Hand zu geben, die dieses bei der konkreten Bewertung der
Klausel anhand der Umst"nde des Einzelfalls zu beachten
habe.17

Unter Verweis auf Aziz erinnerte der EuGH daran,18 dass bei
der Frage, ob eine Klausel ein erhebliches Missverh"ltnis
der vertraglichen Rechte und Pflichten der Vertragspartner
zulasten des Verbrauchers verursache, eine vergleichende
Betrachtung mit den nationalen Vorschriften, die mangels
einer Vereinbarung der Parteien anwendbar sind, heranzu-
ziehen sei, um festzustellen, ob der Vertrag f!r den Verbrau-
cher eine weniger g!nstige Rechtslage schaffe, als sie das
geltende nationale Recht vorsehe.19 Die Beurteilung einer
Klausel k$nne sich, so der EuGH, nicht auf eine quantitative
wirtschaftliche Bewertung beschr"nken, die auf einem Ver-
gleich zwischen dem Gesamtbetrag des Rechtsgesch"fts
und den dem Verbraucher durch die strittige Klausel aufer-
legten Kosten beruhe.20 Ein erhebliches Missverh"ltnis
k$nne sich allein aus einer hinreichend schwerwiegenden
Beeintr"chtigung der rechtlichen Stellung des Verbrauchers
ergeben, wie im Falle einer inhaltlichen Beschr"nkung sei-
ner Rechte oder einer Beeintr"chtigung der Aus!bung die-
ser Rechte oder der Auferlegung einer zus"tzlichen Ver-
pflichtung.21 Der EuGH betonte die #berpr!fung der stritti-
gen Klauseln unter Ber!cksichtigung der Art der vertrags-
gegenst"ndlichen G!ter oder Dienstleistungen, der den Ver-
tragsabschluss begleitenden Umst"nde sowie aller anderen
Klauseln desselben Vertrages durch das nationale Gericht.22

Außerdem sei es von grundlegender Bedeutung, ob der Ver-
braucher vor Abschluss des Vertrages !ber die Vertragsbe-
dingungen und die Folgen des Vertragsschlusses informiert
war.23

In Bezug auf die dem Verbraucher auferlegte Verpflichtung
zur Zahlung der Wertzuwachssteuer betonte der EuGH, dass
eine Steuerverbindlichkeit auf den Verbraucher !bertragen
werde, die nach den spanischen Vorschriften dem Verk"ufer
obliegt, dem der besteuerte wirtschaftliche Vorteil – der
durch die Wertsteigerung der verkauften Immobilie erziel-
ten Wertzuwachs – zugutekommt. So profitiere offenbar der
Gewerbetreibende von der Wertsteigerung des verkauften
Guts, w"hrend der Verbraucher nicht bloß den Kaufpreis
zahle, der den Wertzuwachs einschließe, sondern auch die
darauf erhobene Steuer. Der EuGH !berließ es dem nationa-
len Gericht, abschließend festzustellen, ob in Anbetracht
dessen die strittige Klausel eine hinreichend schwerwiegen-
de Beeintr"chtigung der rechtlichen Stellung des Verbrau-
chers begr!nde. Außerdem nahm der EuGH Bezug auf die

vom Verbraucher eingereichten schriftlichen Erkl"rungen,
wonach der Betrag dieser Steuer zum Zeitpunkt des Ver-
tragsschlusses nicht bekannt sei, sondern erst nachtr"glich
von der zust"ndigen Beh$rde festgesetzt werde. Laut EuGH
w!rde dies eine Ungewissheit des Verbrauchers !ber den
Umfang der vertraglich eingegangenen Verpflichtungen
nach sich ziehen, welche durch das nationale Gericht an-
hand Art. 5 der RL 93/13 zu pr!fen ist.24

Hinsichtlich der vertraglichen Verpflichtung des Verbrau-
chers, die Kosten f!r den individuellen Anschluss an die ver-
schiedenen Versorgungsnetze zu tragen, m!sse das vorle-
gende Gericht pr!fen, ob die vom Verbraucher zu zahlenden
Betr"ge die Kosten f!r den Anschluss an unverzichtbare
Leistungen erfassen. Nach den spanischen Vorschriften
m!sse der Verk"ufer die Wohnung in bewohnbarem Zustand
liefern und f!r die damit verbundenen Kosten aufkommen.
Das nationale Gericht m!sse feststellen, ob die strittige Ver-
tragsklausel eine hinreichend schwerwiegende Beeintr"chti-
gung der rechtlichen Stellung des Verbrauchers begr!nde.25

cc) Einordnung in die Rechtsprechung

Diskussionspunkt in der Literatur ist die Rolle des nationalen
Rechts bei der Pr!fung der Missbr"uchlichkeit einer Klausel
gem"ß Art. 3 Abs. 1 RL 93/13. In Oc%ano Grupo stellte der
EuGH fest, dass eine vorformulierte Gerichtsstandsklausel
zu Gunsten des Gewerbetreibenden, alle Kriterien erf!lle,
um als missbr"uchlich im Sinne der RL 93/13 qualifiziert
werden zu k$nnen.26 In Freiburger Kommunalbauten ruderte
der EuGH zur!ck. Die Missbr"uchlichkeit der in Oc%ano
Grupo strittigen Klausel konnte nur festgestellt werden, weil
es in diesem Falle nicht n$tig war, die mit dieser Klausel ver-
bundenenVor- undNachteile imRahmen des auf denVertrag
anwendbaren nationalen Rechts zu w!rdigen.27 Auf den ers-
ten Blick ließ Freiburger Kommunalbauten die Schlussfol-
gerung zu, dass der EuGH die Missbr"uchlichkeitskontrolle
den nationalen Gerichten nach Maßgabe des nationalen
Rechts !berlassen wollte. Constructora Principado28 reiht
sich jedoch in die Rechtsprechung nach Pohotovost’ 29 und
Aziz30 ein, nach der das nationale Recht nur ein Element dar-

Kas/Micklitz, Europ!isches Vertrags- und Deliktsrecht (2014–2018) Heft 4/2018 EWS 183

17 EuGH, 16. 1. 2014 – Rs. C-226/12, Constructora Principado SA/Jos(
IgnacioMen(ndez)lvarez, EU:C:2014:10, Rn. 19, 20.

18 EuGH, 14. 3. 2013 – Rs. C-415/11, Mohamed Aziz/Caixa d’Estalvis de
Catalunya, Tarragona i Manresa (Catalunyacaixa), EU:C:2013:164,
RIW 2013, 374, Rn. 68.

19 EuGHRs. C-226/12, Constructora Principado SA (Fn. 17), Rn. 21.
20 EuGHRs. C-226/12, Constructora Principado SA (Fn. 17), Rn. 22.
21 EuGHRs. C-226/12, Constructora Principado SA (Fn. 17), Rn. 23.
22 EuGH Rs. C-226/12, Constructora Principado SA (Fn. 17), Rn. 24. Der

EuGH verwies dazu auf sein Urteil vom 21. 2. 2013 – Rs. C-472/11, Ba-
nif Plus Bank Zrt/Csaba Csipai und Vikt%ria Csipai, EU:C:2013:88,
Rn. 40.

23 EuGH Rs. C-226/12, Constructora Principado SA (Fn. 17), Rn. 25. Un-
ter Verweis auf sein Urteil vom 21. 3. 2013 – Rs. C-92/11, RWEVertrieb
AG/Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen e.V., EU:C:2013:180,
Rn. 44.

24 EuGHRs. C-226/12, Constructora Principado SA (Fn. 17), Rn. 26, 27.
25 EuGHRs. C-226/12, Constructora Principado SA (Fn. 17), Rn. 28.
26 EuGH, 27. 6. 2000 – verb. Rs. C-240/98 bis C-244/98, Oc(ano Grupo

Editorial SA/Roc*o Murciano Quintero u. a., EU:C:2000:346, EWS
2000, 356, Rn. 21–24.

27 EuGH, 1. 4. 2004 – Rs. C-237/02, Freiburger Kommunalbauten GmbH
Baugesellschaft & Co. KG/Ludger Hofstetter, Ulrike Hofstetter,
EU:C:2004:209, EWS 2004, 238, Rn. 23.

28 EuGHRs. C-226/12, Constructora Principado SA (Fn. 17), Rn. 21–23.
29 EuGH, 16. 11. 2010 – Rs. C-76/10, Pohotovost’s. r. o./Iveta Korčkovsk+,

EU:C:2010:685, Rn. 59.
30 EuGHRs. C-415/11, Mohamed Aziz (Fn.18), Rn. 68.
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stellt, das bei der #berpr!fung der Missbr"uchlichkeit je-
doch nicht ausschlaggebend ist.31

c) Recht zum Streitbeitritt einer Verbraucher-
schutzvereinigung im Rahmen eines Zwangsvoll-
streckungsverfahrens aus einem Schiedsspruch
(Rs. C-470/12, Pohotovost’)

aa) Sachverhalt

Der slowakische Okresn!yy sffld Svidn*k (Bezirksgericht Svid-
n*k) legte dem EuGH die Frage vor, ob die Art. 6 Abs. 1, 7
Abs. 1 und 8 der RL 93/13 i.V.m. den Art. 38 und 47 der
Charta der Grundrechte der Europ"ischen Union (im Fol-
genden: Charta) dahin auszulegen sind, dass sie einer inner-
staatlichen Bestimmung entgegenstehen, nach der der
Streitbeitritt einer Verbraucherschutzvereinigung zur Unter-
st!tzung eines Verbrauchers in einem gegen diesen betriebe-
nen Vollstreckungsverfahren aus einem rechtskr"ftigen
Schiedsspruch nicht zul"ssig ist. Ferner fragte das Gericht,
ob die innerstaatliche Vollstreckungsordnung dahin auszule-
gen ist, dass sie ein innerstaatliches Gericht nicht daran hin-
dert, auf der Grundlage der Art. 6 Abs. 1, 7 Abs. 1 und 8 der
RL 93/13 einer Verbraucherschutzvereinigung die Eigen-
schaft als Streithelferin in einem Vollstreckungsverfahren
zuzuerkennen.

Im Ausgangsverfahren schloss ein slowakischer Kreditge-
ber mit einem Verbraucher einen Kreditvertrag. Per
Schiedsspruch wurde der Verbraucher verpflichtet, einen
Geldbetrag an den Kreditgeber zur!ckzuzahlen. Der
Schiedsspruch wurde rechtskr"ftig und vollstreckbar. Der
Kreditgeber stellte daraufhin einen Antrag auf Zwangsvoll-
streckung. Eine slowakische Verbraucherschutzvereinigung
beantragte, dem Zwangsvollstreckungsverfahren beizutre-
ten, weil der Gerichtsvollzieher, der in der Vergangenheit in
einem Arbeitsverh"ltnis mit dem Kreditgeber stand, gegen
seine Pflicht zur Unparteilichkeit verstoßen habe. Das vorle-
gende Gericht wies den Antrag ab. Die Vereinigung machte
geltend, dass die Schiedsklausel missbr"uchlich sei. Das Ge-
richt habe vers"umt, s"mtliche Rechtsfolgen aus der fehlen-
den Angabe des effektiven Jahreszinses im Verbraucherkre-
ditvertrag zu ziehen.

bb) Wesentliche Gr!nde

Unter Verweis auf die Schlussantr"ge des Generalanwalts
Wahl32 stellte der EuGH fest, dass weder die RL 93/13 noch
die nachfolgenden Richtlinien zur Regelung des Verbrau-
cherschutzes eine Bestimmung !ber die Rolle von Verbrau-
cherschutzvereinigungen im Rahmen von Individualstreitig-
keiten enthalten. So regele die RL 93/13 auch nicht das
Recht solcher Vereinigungen, als Streithelfer zur Unterst!t-
zung der Verbraucher in Individualstreitigkeiten zugelassen
zu werden.33 Mangels einer Unionsregelung sei es Sache der
Mitgliedstaaten, Verfahrensregeln aufzustellen, sofern die
Prinzipien der &quivalenz- und Effektivit"t beachtet wer-
den.34

Nach Auffassung des EuGH bewegen sich die slowakischen
Regeln im Rahmen der den Mitgliedstaaten !berlassenen
Verfahrensautonomie. Die slowakische Vollstreckungsord-
nung schließt den Streitbeitritt dritter Personen in einem
Zwangsvollstreckungsverfahren aus einer Entscheidung
eines nationalen Gerichts oder einem rechtskr"ftigen
Schiedsspruch unabh"ngig davon aus, ob dieser Beitritt auf

eine Verletzung des Unionsrechts oder einen Verstoß gegen
das nationale Recht gest!tzt wird.35

Art. 38 der Charta bestimme zwar, dass die Union ein hohes
Verbraucherschutzniveau sicherzustellen habe. Aus dieser
Bestimmung k$nne jedoch nicht das Gebot entnommen
werden, Verbraucherschutzvereinigungen ein Recht auf
Streitbeitritt in Individualstreitigkeiten zu gew"hren.36 Die
Ablehnung stelle auch keine Verletzung des durch Art. 47
der Charta gew"hrleisteten Rechts des Verbrauchers auf
einen wirksamen Rechtsbehelf dar. Der Streitbeitritt einer
Verbraucherschutzvereinigung k$nne weder dem positiven,
von den Vertragsparteien unabh"ngigen Eingreifen durch
das befasste nationale Gericht noch einer Prozesskostenhilfe
gleichgestellt werden.37 Die in Art. 7 Abs. 2 der RL 93/13
anerkannten kollektiven Rechte w!rden gleichfalls nicht be-
eintr"chtigt.38 Allerdings k$nne eine Vereinigung einen Ver-
braucher in dessen Auftrag unmittelbar vertreten.39

Der EuGH erkl"rte die zweite Frage des vorlegenden Ge-
richts f!r unzul"ssig, da es nicht Sache des Gerichtshofs sei,
im Rahmen des Vorabentscheidungsverfahrens nationale
Rechtsvorschriften auszulegen.40 Der EuGH, Generalanwalt
Wahl, die slowakische und die deutsche Regierung sowie die
Europ"ische Kommission teilen die Auffassung, dass das
Recht von Verbraucherschutzvereinigungen auf Streitbei-
tritt in Individualstreitigkeiten weder unmittelbar noch mit-
telbar unionsrechtlich geregelt ist.41 Der Generalanwalt
stellte klar, dass es dem nationalen Gericht umgekehrt nicht
verwehrt sei, eine Vereinigung in Zwangsvollstreckungsver-
fahren als Streithelferin zuzulassen, sofern der Verbraucher
dem zustimmt. Die RL 93/13 lege nur Mindestanforderun-
gen zugunsten der Verbraucher fest.42

cc) Einordnung in die Rechtsprechung

Der EuGH folgte GeneralanwaltWahl, der eine strikte Tren-
nung zwischen den Rollen der nationalen Gerichte und der
Verbraucherorganisationen bef!rwortet. Ganz offensicht-
lich will sich der EuGH nicht in die Details der verfahrens-
rechtlichen Ausgestaltung der kollektiven Verbraucherrech-
te einmischen. Diese Haltung steht im Einklang mit der Ver-
fahrensautonomie der Mitgliedstaaten. Ob die Argumente
!berzeugend sind, mag dahingestellt bleiben. Das gilt auch
f!r die Qualifizierung von Unterlassungsklagen, die pr"ven-
tiver Natur seien und einen Abschreckungszweck, unabh"n-
gig von konkreten Individualstreitigkeiten, verfolgten.43

Diese schlanke Bemerkung wird der Komplexit"t der Einor-
dung der Unterlassungsklage, der Rolle von Verbraucheror-
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31 Micklitz/Reich, The Court and Sleeping Beauty: The Revival of the Un-
fair Contract Terms Directive (UCTD), 3 Common Market Law Review
(CMLR) 2014, 791; dagegen kritisch Las Casas/Maugeri/Pagliantini,
Cases: ECJ – Recent trends of the ECJ on consumer protection: Aziz
and Constructora Principado, 3 European Review of Contract Law
(ERCL) 2014, 459 ff.

32 GA Wahl, Schlussantr"ge v. 12. 12. 2013 – Rs. C-470/12, Pohotovost’
s. r. o./Miroslav Vašuta, EU:C:2013:844, Rn. 62.

33 EuGH, 27. 2. 2014 – Rs. C-470/12, Pohotovost’s. r. o./Miroslav Vašuta,
EU:C:2014:101, Rn. 45.

34 EuGH Rs. C-470/12, Pohotovost’ (Fn. 33), Rn. 46.
35 EuGH Rs. C-470/12, Pohotovost’ (Fn. 33), Rn. 49, 50.
36 EuGH Rs. C-470/12, Pohotovost’ (Fn. 33), Rn. 52.
37 EuGH Rs. C-470/12, Pohotovost’ (Fn. 33), Rn. 53.
38 EuGH Rs. C-470/12, Pohotovost’ (Fn. 33), Rn. 54.
39 EuGH Rs. C-470/12, Pohotovost’ (Fn. 33), Rn. 55.
40 EuGH Rs. C-470/12, Pohotovost’ (Fn. 33), Rn. 59–61.
41 GAWahlRs. C-470/12, Pohotovost’ (Fn. 32), Rn. 47.
42 GAWahlRs. C-470/12, Pohotovost’ (Fn. 32), Rn. 71.
43 Micklitz, in: Reich/Micklitz/Rott/Tonner (Fn. 16), 160; Dolny, 1

R.E.D.C. 2014, 31.
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ganisationen und des Zusammenspiels von Kollektiv- und
Individualklagen kaum gerecht.

d) Klausel $ber den Wechselkurs in einem Fremd-
w"hrungsdarlehensvertrag (Rs. C-26/13, K&sler
und K&slern% R&bai)

aa) Sachverhalt

Die ungarische Kúria (Oberster Gerichtshof) fragte den
EuGH, ob eine Klausel !ber den Wechselkurs, die auf einen
Vertrag !ber ein Fremdw"hrungsdarlehen Anwendung fin-
det, den Hauptgegenstand des Vertrages oder das Preis-/
Leistungsverh"ltnis im Sinne von Art. 4 Abs. 2 der RL 93/
13 ber!hrt. Das Gericht stellte ferner die Frage, ob die ange-
fochtene Klausel als klar und verst"ndlich abgefasst angese-
hen werden kann, so dass sie von einer Missbr"uchlichkeits-
kontrolle ausgenommen werden darf. Schließlich m$chte es
wissen, ob das nationale Gericht – falls der Vertrag nach
Wegfall einer missbr"uchlichen Klausel nicht durchf!hrbar
ist – befugt ist, gem"ß Art. 6 Abs. 1 der RL 93/13 im Lichte
von Banco Espa'ol de Cr%dito44 den Vertrag zu "ndern oder
zu erg"nzen.

Die Verbraucher schlossen mit einer ungarischen Bank
einen Vertrag !ber ein Fremdw"hrungs-Hypothekendarle-
hen. Der Vertrag sah vor, dass der Darlehensbetrag in
Schweizer Franken zu dem am Auszahlungstag von der
Bank angewandten Ankaufskurs dieser W"hrung festgelegt
wird. Der Forintbetrag der monatlichen Tilgungsrate sollte
nach den Vertragsbedingungen anhand des am Tag vor dem
F"lligkeitsdatum von der Bank angewandten Verkaufskur-
ses des Schweizer Franken ermittelt werden. Die Verbrau-
cher fochten vor Gericht die Klausel an, die es der Bank er-
laubt, die f"lligen Tilgungsraten auf der Grundlage des von
ihr angewandten Verkaufskurses des Schweizer Franken zu
berechnen. Diese Klausel sei missbr"uchlich, weil sie be-
stimme, dass bei der Tilgung des Darlehens ein anderer Kurs
zur Anwendung komme als bei seiner Gew"hrung. Das erst-
instanzliche Gericht gab der Klage statt. Im Berufungsver-
fahren wurde das Urteil best"tigt. Die ungarische Bank legte
daraufhin gegen das Berufungsurteil Revisionsbeschwerde
beim vorlegenden Gericht ein.

bb) Wesentliche Gr!nde

Der Gerichtshof stellte klar, dass das Verbot einer Miss-
br"uchlichkeitskontrolle von Klauseln, die den Hauptgegen-
stand des Vertrages gem"ß Art. 4 Abs. 2 RL 93/13 betreffen,
eng ausgelegt werden muss.45 Der Begriff „Hauptgegen-
stand des Vertrages“ umfasse Klauseln, die seine Hauptleis-
tungen festlegen und ihn als solche charakterisieren. Nicht
inbegriffen seien dagegen Klauseln mit akzessorischem
Charakter.46 Der EuGH !berließ es dem nationalen Gericht,
unter Ber!cksichtigung der Natur, der Systematik und der
Bestimmungen des Darlehensvertrages sowie seines rechtli-
chen und tats"chlichen Kontexts zu beurteilen, ob die ange-
fochtene Klausel einen wesentlichen Bestandteil der Leis-
tung des Darlehensnehmers darstellt, die in der R!ckzah-
lung des vom Darlehensgeber zur Verf!gung gestellten Be-
trags bestehe.47 Auf eine Missbr"uchlichkeitskontrolle der
in Rede stehenden Klausel d!rfe gem"ß Art. 4 Abs. 2 jedoch
nicht mit der Begr!ndung verzichtet werden, dass sich diese
auf die Angemessenheit zwischen dem Preis oder dem Ent-
gelt und den die Gegenleistung darstellenden Dienstleistun-
gen bzw. G!tern beziehe. Denn die streitige Klausel be-
schr"nke sich darauf, im Hinblick auf die Berechnung der

Tilgungszahlungen den Umrechnungskurs zwischen dem
ungarischen Forint und dem Schweizer Franken festzulegen,
ohne jedoch eine Umtauschleistung des Darlehensgebers
vorzusehen. Mangels einer solchen Umtauschleistung
k$nne in der vom Darlehensnehmer zu tragenden finanziel-
len Belastung, die sich aus dem Unterschied zwischen dem
Verkaufs- und dem Ankaufskurs ergebe, kein als Gegenleis-
tung f!r eine Dienstleistung geschuldetes Entgelt gesehen
werden.48

Der EuGH erkl"rte anschließend, dass eine Klausel, die den
Hauptgegenstand des Vertrages festlegt, von einer Miss-
br"uchlichkeitskontrolle ausgenommen sei, wenn sie klar
und verst"ndlich abgefasst ist.49 Da die ungarische Umset-
zung des Art. 4 Abs. 2 der RL 93/13 dieses Erfordernis einer
klaren und verst"ndlichen Abfassung nicht enthalte, sei das
nationale Gericht zur unionsrechtskonformen Auslegung
verpflichtet.50 Das in Art. 4 Abs. 2 der RL 93/13 enthaltene
Erfordernis der Transparenz habe dieselbe Tragweite wie
Art. 5 der RL 93/13.51 Unter Verweis auf seine Rechtspre-
chung in RWE Vertrieb52 hob der EuGH hervor, dass der
Darlehensvertrag den Anlass und die Besonderheiten des
Verfahrens zur Umrechnung der ausl"ndischen W"hrung so
transparent darstellen m!sse, dass ein Verbraucher die sich
daraus f!r ihn ergebenden wirtschaftlichen Folgen auf der
Grundlage genauer und nachvollziehbarer Kriterien abse-
hen kann.53 Das ungarische Gericht m!sse kl"ren, ob ein
normal informierter und angemessen aufmerksamer Durch-
schnittsverbraucher aufgrund derWerbung und der Informa-
tionen, die der Darlehensgeber bereitgestellt hat, nicht nur
wissen konnte, dass beim Umtausch einer ausl"ndischen
W"hrung ein Unterschied zwischen dem Verkaufs- und dem
Ankaufskurs besteht, sondern auch die Folgen der Anwen-
dung des Verkaufskurses f!r seine Tilgungszahlungen und
die Gesamtkosten seines Darlehens einsch"tzen konnte.54

Schließlich stellte der EuGH klar, dass Art. 6 Abs. 1 der RL
93/13 und seine Rechtsprechung in Banco Espa'ol de Cr%-
dito55 das nationale Gericht nicht daran hindere, die bean-
standete Klausel durch eine dispositive Vorschrift des natio-
nalen Rechts zu ersetzen. W"re eine solche Ersetzung unzu-
l"ssig und das Gericht gezwungen, den Vertrag insgesamt
f!r nichtig zu erkl"ren, w!rde der angestrebte Verbraucher-
schutz m$glicherweise beeintr"chtigt.56 Die Nichtigerkl"-
rung h"tte zur Folge, dass der gesamte Restbetrag f"llig w!r-
de. Dies k$nnte die finanzielle Leistungsf"higkeit des Ver-
brauchers !bersteigen und w!rde eher ihn als den Darle-
hensgeber treffen.57 Der EuGH folgte im Ergebnis den
Schlussantr"gen von GeneralanwaltWahl.58
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44 EuGH, 14. 6. 2012 – Rs. C-618/10, Banco Espa'ol de Cr(dito SA/Joa-
qu*n Calder%n Camino, EU:C:2012:349, BB 2012, 2713 m. BB-Komm.
Ayad, RIW 2012, 792, Rn. 73.

45 EuGH, 30. 4. 2014 – Rs. C-26/13, )rp+d K+sler, Hajnalka K+slern(
R+bai/OTP Jelz+logbank Zrt, EU:C:2014:282, RIW 2014, 442, Rn. 42.

46 EuGHRs. C-26/13, K+sler und K+slern( R+bai (Fn. 45), Rn. 49, 50.
47 EuGHRs. C-26/13, K+sler und K+slern( R+bai (Fn. 45), Rn. 51.
48 EuGHRs. C-26/13, K+sler und K+slern( R+bai (Fn. 45), Rn. 58.
49 EuGHRs. C-26/13, K+sler und K+slern( R+bai (Fn. 45), Rn. 61.
50 EuGHRs. C-26/13, K+sler und K+slern( R+bai (Fn. 45), Rn. 64, 65.
51 EuGHRs. C-26/13, K+sler und K+slern( R+bai (Fn. 45), Rn. 69.
52 EuGHRs. C-92/11, RWEVertrieb (Fn. 23), Rn. 49.
53 EuGHRs. C-26/13, K+sler und K+slern( R+bai (Fn. 45), Rn. 73.
54 EuGHRs. C-26/13, K+sler und K+slern( R+bai (Fn. 45), Rn. 74.
55 EuGHRs. C-618/10, Banco Espa'ol de Cr(dito (Fn. 44), Rn. 68, 69, 73.
56 EuGHRs. C-26/13, K+sler und K+slern( R+bai (Fn. 45), Rn. 83.
57 EuGHRs. C-26/13, K+sler und K+slern( R+bai (Fn. 45), Rn. 84.
58 GA Wahl, Schlussantr"ge v. 12. 2. 2014 – Rs. C-26/13, )rp+d K+sler,

Hajnalka K+slern( R+bai/OTP Jelz+logbank Zrt, EU:C:2014:85.
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cc) Einordnung in die Rechtsprechung

Das Urteil des EuGH steht im Kontext der gel"ufigen Praxis
mittel- und osteurop"ischer Verbraucher, Fremdw"hrungs-
kreditvertr"ge abzuschließen, die attraktiv erscheinen, da
die Zinss"tze niedriger sind als bei Darlehen in nationaler
W"hrung. Die internationale Finanzkrise Ende der 2000er
Jahre f!hrte zu einem starken Wertverlust gerade auch mit-
tel- und osteurop"ischer W"hrungen. Auch wenn sich die
Vorlagefragen weder direkt auf die Vereinbarkeit der
Fremdw"hrungskredit-Praxis mit dem EU-Recht, noch auf
die Missbr"uchlichkeit dieser Kredite richten,59 wird deut-
lich, dass die Gerichte tendenziell bereit sind, die harschen
Konsequenzen f!r den Verbraucher mithilfe der RL 93/13
abzumildern.60

Der EuGH !berließ die Entscheidungskompetenz, ob ein
„Hauptgegenstand des Vertrages“ i.S.d. Art. 4 Abs. 2 RL
93/13 vorliegt, nahezu vollst"ndig den mitgliedstaatlichen
Gerichten.61 Generalanwalt Wahl betonte dagegen, dass die
in Art. 4 Abs. 2 enthaltenen Begriffe auf der Grundlage au-
tonomer Kriterien zu definieren seien, um die offenbar di-
vergierenden mitgliedstaatlichen L$sungsans"tze zu !ber-
winden.62 Generalanwalt Wahl ordnet die Klausel als „aller
Wahrscheinlichkeit nach zum Hauptgegenstand des Vertra-
ges“ geh$rend ein.63 Dennoch unterscheidet sich der vom
Generalanwalt ausgew"hlte Leitsatz nur geringf!gig von
den Ausf!hrungen des EuGH. Beide eint, dass der Unter-
schied zwischen dem Verkaufs- und Ankaufskurs der aus-
l"ndischen W"hrung nicht als Entgelt anzusehen ist, weil
keine Umtauschleistung erbracht worden ist.64

Anders verh"lt es sich mit den Anforderungen an die Klar-
heit und Verst"ndlichkeit der Vertragsklausel. Der EuGH
bezieht sich dabei auf das – erstmals in Gut Springenheide
angewandte65 – Leitbild des normal informierten, angemes-
sen aufmerksamen und verst"ndlichen Durchschnittsver-
brauchers. Es gen!ge nicht, dass der Verbraucher eine Klau-
sel grammatikalisch versteht, er m!sse die wirtschaftliche
Tragweite der Klausel ermessen k$nnen.66 Der EuGH "u-
ßerte sich jedoch nicht zu der ihm gestellten Frage, ob der
Verwender die wirtschaftlichen Gr!nde f!r die Verwendung
der Klausel offenzulegen habe.67

Der EuGH !berl"sst es den nationalen Gerichten, nichtige
Klauseln im Falle der Undurchf!hrbarkeit des Vertrages zu
ersetzen. Banco Espa'ol de Cr%dito68 wolle die Abschre-
ckungswirkung der Nichtigerkl"rung einer missbr"uchli-
chen Klausel sicherstellen.69 Damit hat der EuGH keines-
falls der geltungserhaltenden Reduktion denWeg geebnet.

e) Anwendung der RL 93/13 auf nationale Rechts-
vorschriften (Rs. C-280/13, Barclays Bank)

aa) Sachverhalt

Der spanische Juzgado de Primera Instancia no 4 de Palma
de Mallorca (Gericht erster Instanz Nr. 4 von Palma de Mal-
lorca) fragte den EuGH, ob die spanische Regulierung des
Hypothekenvollstreckungsverfahrens mit der RL 93/13 und
den Grunds"tzen des Unionsrechts vereinbar ist.

Im Ausgangsverfahren schlossen die Schuldner einen Darle-
hensvertrag mit einer Bank. Zur Sicherung dieses Darlehens
bestellten sie eine Hypothek zulasten ihrer Wohnung. Zwei
Jahre nach dem Abschluss des Vertrages vereinbarten die
Parteien eine Aufstockung des Darlehensbetrages, ohne je-
doch den Sch"tzwert der mit der Hypothek belasteten Im-
mobilie im urspr!nglichen Darlehensvertrag zu "ndern. Da

die Schuldner die Darlehensraten nicht mehr bezahlen
konnten, stellte die Bank bei Gericht einen Vollstreckungs-
antrag. Das Gericht ordnete die Zwangsvollstreckung in die
hypothekarisch belastete Immobilie an. Bei der $ffentlichen
Versteigerung der Immobilie erschien kein Bieter. Gem"ß
dem spanischen Zivilprozessgesetz wurde der Bank der Zu-
schlag f!r die Immobilie zu einem Betrag erteilt, der 50%
des Sch"tzwertes betr"gt, den die Parteien in den urspr!ngli-
chen Hypothekendarlehensvertrag aufgenommen hatten.
Auf Antrag der Bank wurde ein Vollstreckungsbeschluss f!r
die Fortsetzung der Zwangsbeitreibung der Restforderung
gegen die Schuldner erlassen. Die Schuldner legten Wider-
spruch ein. Da die Immobilie infolge einer von der Bank
selbst aufgegebenen Sch"tzungsbescheinigung h$her be-
wertet worden sei, m!sse der Kredit als beglichen gelten.

bb) Wesentliche Gr!nde

Die spanischen Rechtsvorschriften, die nicht von den Partei-
en in den Vertrag aufgenommen wurden, fallen nicht in den
Anwendungsbereich der RL 93/13. Das Ausgangsverfahren
unterscheide sich von den Rs. Banco Espa'ol de Cr%dito70

und Aziz71, die unmittelbar Vertragsklauseln betrafen. Die
aufgeworfenen Vorlagefragen bezogen sich auf die Be-
schr"nkung der Befugnisse des nationalen Gerichts bei der
Beurteilung der Missbr"uchlichkeit dieser Klauseln.72 An-
ders als in der Rechtssache RWE Vertrieb,73 welche die ver-
tragliche Ausweitung des Anwendungsbereichs einer vom
nationalen Gesetzgeber vorgesehenen Regelung betraf, gel-
ten die im Ausgangsverfahren angesprochenen nationalen
Rechtsvorschriften, ohne dass ihr Anwendungsbereich oder
ihre Reichweite durch eine Vertragsklausel ge"ndert worden
w"re. Daher sei anzunehmen, dass die vom spanischen Ge-
setzgeber vorgesehene vertragliche Ausgewogenheit beach-
tet werde.74 Die in Rede stehenden nationalen Rechtsvor-
schriften gelten zwischen den Vertragsparteien, wenn nichts
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59 GAWahlRs. C-26/13, K+sler und K+slern( R+bai (Fn. 58), Rn. 1.
60 Der sozial-$konomische und rechtliche Kontext des Vorabentschei-

dungsersuchen der ungarischen Kúria wird detailliert beschrieben von
Fazekas, The consumer credit crisis and unfair contract terms regulation
– Before and after K+sler, 3 Journal of European Consumer and Market
Law (EuCML) 2017, 99 und Sik-Simon, Missbr"uchliche Klauseln in
Fremdw"hrungskreditvertr"gen – Klauselersatz durch dispositive natio-
nale Vorschriften, 4 Zeitschrift f!r Europ"isches Unternehmens- und
Verbraucherrecht (euvr) 2014, 256; insbesondere den Schwerpunkt auf
die justizielle Zusammenarbeit legend J#zon, Unfair contract terms law
in Europe in times of crisis: Substantive justice lost in the paradise of
proceduralisation of contract fairness, 4 EuCML 2017, 157 und J#zon,
The methodology of judicial cooperation in unfair contract terms law, in
Cafaggi/Law (Hrsg.), Judicial Cooperation in European Private Law
(2017), 129.

61 Fervers, Anmerkung, EuZW 2014, 510–511.
62 Der Generalanwalt stellt hier die Ansichten des Supreme Court des Ver-

einigten K$nigreichs und der deutschen Gerichte gegen!ber, GAWahl
Rs. C-26/13, K+sler und K+slern(R+bai (Fn. 58), Rn. 48.

63 GAWahlRs. C-26/13, K+sler und K+slern( R+bai (Fn. 58), Rn. 62.
64 Siehe hierzu Dellacasa, Judicial review of “core terms” in consumer

contracts: defining the limits, 2 ERCL 2015, 152.
65 EuGH, 16. 7. 1998 – Rs. C-210/96, Gut Springenheide GmbH, Rudolf

Tusky/Oberkreisdirektor des Kreises Steinfurt – Amt f!r Lebensmittel-
!berwachung, EU:C:1998:369, Rn. 37.

66 Loos, Transparency of Standard Terms under the Unfair Contract Terms
Directive and the Proposal for a Common European Sales Law, 2 Euro-
pean Review of Private Law (ERPL) 2015, 187–189.

67 Fervers, EuZW 2014, 510–511.
68 EuGH Rs. C-618/10, Banco Espa'ol de Cr(dito (Fn. 44).
69 EuGH Rs. C-26/13, K+sler und K+slern(R+bai (Fn. 45), Rn. 83.
70 EuGH Rs. C-618/10, Banco Espa'ol de Cr(dito (Fn. 44).
71 EuGH Rs. C-415/11, Mohamed Aziz (Fn. 18).
72 EuGH, 30. 4. 2014 – Rs. C-280/13, Barclays Bank SA/Sara S+nchez

Garc*a, Alejandro Chac%n Barrer, EU:C:2014:279, Rn. 38–40.
73 EuGH Rs. C-92/11, RWEVertrieb (Fn. 23).
74 EuGH Rs. C-280/13, Barclays Bank (Fn. 72), Rn. 41.
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anderes vereinbart wurde. Sie seien gem"ß dem 13. Erw"-
gungsgrund von Art. 1 Abs. 2 der RL 93/13 umfasst, dem
zufolge sie „nicht den Bestimmungen dieser Richtlinie [un-
terliegen]“.75 Da die RL 93/13 den vorliegenden Fall aus ih-
rem Anwendungsbereich ausschließt, k$nnen die ihr zu-
grundeliegenden allgemeinen Grunds"tze auch keine An-
wendung finden.76

cc) Einordnung in die Rechtsprechung

Der EuGH legte die RL 93/13 dahingehend aus, dass entwe-
der eine vertragliche Klausel oder die Befugnisse des natio-
nalen Gerichtes bei der Missbr"uchlichkeitskontrolle be-
troffen sein m!ssen, damit die Richtlinie zur Anwendung
kommt.77 Barclays Bank scheint eine Ausnahme darzustel-
len, da der EuGH den Anwendungsbereich der RL 93/13
eher weit fasst.78 Die nachfolgend besprochene Rs. S&nchez
Morcillo und Abril Garc(a ist beispielhaft f!r die gegenteili-
ge Rechtsauffassung. In den Schlussantr"gen der Rs.
S&nchez Morcillo und Abril Garc(a wies Generalanwalt
Wahl darauf hin, dass man zu Recht die Frage stellen k$nnte,
ob die RL 93/13 anwendbar ist.79 Der EuGH beantwortete
direkt die Fragen des vorlegenden Gerichts.

f) Rechtsmittel gegen die gerichtliche Entscheidung
$ber den Einspruch gegen ein Hypothekenvoll-
streckungsverfahren (Rs. C-169/14, S&nchez Morcillo
und Abril Garc(a)

aa) Sachverhalt

Die spanische Audiencia Provincial de Castell%n (Beru-
fungsgericht der Provinz Castell%n) legte dem EuGH die
Frage vor, ob Art. 7 Abs. 1 der RL 93/13 einer nationalen
Verfahrensvorschrift entgegensteht, die im Rahmen des Hy-
pothekenvollstreckungsverfahrens vorsieht, dass der Ver-
braucher als Vollstreckungsschuldner kein Rechtsmittel ge-
gen die Entscheidung einlegen kann, mit der sein Einspruch
gegen die Zwangsvollstreckung zur!ckgewiesen wird, wo-
hingegen der Gewerbetreibende als Vollstreckungsgl"ubiger
ein Rechtsmittel gegen die Entscheidung einlegen kann, mit
der die Einstellung des Verfahrens angeordnet oder eine
missbr"uchliche Klausel f!r nicht anwendbar erkl"rt wird.
Ferner fragte das Gericht, ob die streitige nationale Rechts-
vorschrift mit dem Grundsatz des effektiven gerichtlichen
Rechtsschutzes und dem Recht auf ein faires Verfahren un-
ter Waffengleichheit, die in Art. 47 der Charta verankert
sind, vereinbar ist.

Die Kl"ger unterzeichneten eine notarielle Urkunde !ber
ein Darlehen, zu dessen Sicherung die Wohnung der Kl"ger
mit einer Hypothek belastet wurde. Da sie ihrer Verpflich-
tung zur Zahlung der monatlichen Raten zur Tilgung dieses
Darlehens nicht nachkamen, forderte die Bank die R!ckzah-
lung des gesamten Darlehensbetrages zuz!glich Zinsen und
Verzugszinsen sowie die Zwangsversteigerung der mit der
Hypothek belasteten Wohnung. Gegen die Einleitung des
Hypothekenvollstreckungsverfahrens legten die Kl"ger Ein-
spruch ein. Sie trugen vor, dass aus dem vorgelegten Titel –
einer Abschrift des Hypothekendarlehensvertrages – nicht
vollstreckt werden k$nne, so dass die Anordnung der Voll-
streckung nichtig sei.#berdies sei das befasste erstinstanzli-
che Gericht nicht zust"ndig. Der Einspruch wurde zur!ck-
gewiesen und die Fortsetzung der Zwangsvollstreckung in
die zur Sicherung dienende Wohnung angeordnet. Die Kl"-
ger legten Rechtsmittel gegen diese Entscheidung ein. Das
mit dem Rechtsstreit befasste Gericht verwies auf die ein-

deutige Rechtslage, hegte jedoch Zweifel an der Vereinbar-
keit dieser Regelung mit der RL 93/13 sowie Art. 47 der
Charta. Das Vorhandensein eines Rechtsmittels sei f!r die
Schuldner insofern von zentraler Bedeutung, als bestimmte
Klauseln des Darlehensvertrages als „missbr"uchlich“
i.S.d. Art. 3 Abs. 1 der RL 93/13 angesehen werden k$nn-
ten.

bb) Wesentliche Gr!nde

Die im Vorabentscheidungsersuchen angesprochene Proble-
matik resultiert aus den &nderungen des spanischen Zivil-
prozessgesetzes im Anschluss an das Urteil Aziz. In Aziz
hatte der Gerichtshof entschieden, dass die RL 93/13 der bis
dahin geltenden spanischen Regelung entgegensteht, die im
Hypothekenvollstreckungsverfahren keine Einwendungen
in Bezug auf die Missbr"uchlichkeit einer dem vollstreckba-
ren Titel zugrundeliegenden Vertragsklausel zul"sst und es
dem f!r die Beurteilung der Missbr"uchlichkeit einer sol-
chen Klausel zust"ndigen Gericht des Erkenntnisverfahrens
nicht erlaubt, vorl"ufige Maßnahmen zur Aussetzung des
Hypothekenvollstreckungsverfahrens zu treffen.80 Die durch
den spanischen Gesetzgeber eingef!hrten &nderungen er-
m$glichen dem Vollstreckungsgegner, im Hypothekenvoll-
streckungsverfahren die Missbr"uchlichkeit einer f!r die
Vollstreckung relevanten Vertragsklausel zu r!gen.81 Die
dem Ersuchen zugrundeliegende Problematik unterscheide
sich von der Rechtslage, die Aziz und Banco Popular Espa'-
ol und Banco de Valencia82 zugrunde lag.83

Die Modalit"ten des nationalen Zwangsvollstreckungsver-
fahrens m!ssen sich am &quivalenz- und Effektivit"ts-
grundsatz messen lassen.84 Zweifel an der Vereinbarkeit der
strittigen Regelung mit dem &quivalenzgrundsatz best!n-
den nicht.85 Der Effektivit"tsgrundsatz verlange, die strittige
Verfahrensvorschrift unter Ber!cksichtigung ihrer Stellung
im gesamten Verfahren, des Verfahrensablaufs und der Be-
sonderheiten des Verfahrens vor den verschiedenen nationa-
len Stellen zu pr!fen.86 Der EuGH r!gte die Umsetzung von
Aziz durch den spanischen Gesetzgeber. Die spanischen Ver-
fahrensmodalit"ten zur Durchf!hrung der Rechtsbehelfe
aufgrund der Rechte, die den Verbrauchern nach der RL 93/
13 zustehen, seien „als unvollst"ndig und unzureichend“ an-
zusehen. Sie seien nicht geeignet, der Anwendung einer in
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Rn. 32, 33.
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einer $ffentlichen Urkunde !ber eine hypothekarische Be-
lastung enthaltenen missbr"uchlichen Klausel, auf deren
Grundlage der Gewerbetreibende die Vollstreckung in die
als Sicherheit dienende Immobilie betreibt, ein Ende zu set-
zen.87 Das Vollstreckungsgericht sei nicht verpflichtet, von
Amts wegen die etwaige Missbr"uchlichkeit der die Grund-
lage des Vollstreckungsantrags bildenden Vertragsklauseln
zu pr!fen. Die Pr!fung eines auf die Missbr"uchlichkeit
einer Vertragsklausel gest!tzten Einspruchs im Vollstre-
ckungsverfahren unterliege zeitlichen Zw"ngen.88 Der
Schutz des Verbrauchers k$nne durch eine gesonderte ge-
richtliche Kontrolle im Rahmen eines parallel zum Voll-
streckungsverfahren eingeleiteten Erkenntnisverfahrens,
nicht die Gefahr beseitigen, die selbst genutzte Wohnung
durch Zwangsversteigerung zu verlieren. Denn selbst wenn
eine missbr"uchliche Klausel vorliegt, wird der Verbraucher
bestenfalls einen Ausgleich f!r den Verlust der Wohnung als
Entsch"digung erhalten k$nnen.89

Die strittige Verfahrensvorschrift versch"rfe die fehlende
Waffengleichheit zwischen den Gewerbetreibenden als
Vollstreckungsgl"ubiger und den Verbrauchern als Voll-
streckungsschuldner bei der Inanspruchnahme der M$glich-
keit, Rechtsbehelfe bei Gericht einzulegen. Somit laufe sie
der Verwirklichung des mit der RL 93/13 verfolgten Ziels
zuwider und verstoße gegen den Grundsatz der Waffen-
gleichheit, welcher integraler Bestandteil des Grundsatzes
des effektiven gerichtlichen Schutzes gem"ß Art. 47 der
Charta sei.90

Generalanwalt Wahl kam in seinen Schlussantr"gen zu
einem kontr"ren Ergebnis. Die sich aus dem Urteil Aziz er-
gebenden Anforderungen seien durch den spanischen Ge-
setzgeber voll und ganz beachtet worden, indem die M$g-
lichkeit eingef!gt wurde, gegen die Vollstreckung eine auf
die Missbr"uchlichkeit von Klauseln gest!tzte Einwendung
vorzubringen.91 Das Unionsrecht enthalte keine Vorgaben
hinsichtlich der Zahl der von den Mitgliedstaaten vorzuse-
henden Rechtsz!ge.92 Die strittige Verfahrensvorschrift er-
f!lle die Anforderungen, die sich aus dem Effektivit"ts-
grundsatz ergeben. Das Hypothekenverfahren diene zum
Schutz des Inhabers eines privilegierten Vollstreckungsti-
tels.93 Der Generalanwalt schloss die Anwendung von
Art. 47 der Charta nach Art. 51 Abs. 1 aus. Die in Rede ste-
hende rechtliche Problematik werde g"nzlich durch das na-
tionale Recht geregelt und sei kein Fall der „Durchf!hrung
des Rechts der Union“.94 Sollte der Gerichtshof die An-
wendbarkeit des Art. 47 der Charta jedoch bejahen, !ber-
schneide sich das Recht auf effektiven gerichtlichen Rechts-
schutz mit dem Effektivit"tsgrundsatz, was keine andere
Schlussfolgerung zulasse.95

cc) Einordnung in die Rechtsprechung

In S&nchez Morcillo und Abril Garc(a gab der EuGH dem
Antrag des vorlegenden Gerichts statt, die Rechtssache ge-
m"ß Art. 105 Abs. 1 der Verfahrensordnung des Gerichts-
hofs dem beschleunigten Verfahren zu unterwerfen, weil das
Risiko des Verlusts der Wohnung deren Eigent!mer und
seine Familie in eine besonders gef"hrdete Lage bringe. Das
vorlegende Gericht nahm Bezug auf die außerordentlich
hohe Anzahl von nat!rlichen Personen, die hypothekari-
schen Zwangsvollstreckungsmaßnahmen in ihre Wohnun-
gen ausgesetzt seien.96 Der EuGH wird im Kontext der Vor-
abentscheidungsersuchen zur Ausgestaltung des spanischen
Hypothekenvollstreckungsverfahrens zum politischen Ak-

teur.97 Der EuGH k$nnte seine Kompetenzen nach Art. 267
AEUV !berschreiten, wenn er de facto !ber die G!ltigkeit
nationalen Rechts entscheidet.98

Wie auch in Aziz war f!r den EuGH das Risiko des Verlusts
der Wohnung ausschlaggebend.99 #ber Aziz hinausgehend
spricht der EuGH den Betroffenen das „Recht auf einen
wirksamen Rechtsbehelf“ gem"ß Art. 47 der Charta aus-
dr!cklich zu, w"hrend das „Recht auf eine Wohnung“ zwar
aufscheint, aber keinen prominenten Platz in der Begr!n-
dung einnimmt.100 Die weite Auslegung des Art. 51 Abs. 1
der Charta ist bemerkenswert. Sie erfasst nicht ausschließ-
lich die mitgliedstaatliche Durchf!hrung des EU-Rechts,
sondern auch Konstellationen im Anwendungsbereich des
EU-Rechts.

S&nchez Morcillo und Abril Garc(a – wie auch Kušionov&101

– greifen tief in die verfahrensrechtliche Ausgestaltung des
AGB-Kontrollverfahrens ein.102 Der EuGH schr"nkt die den
Mitgliedstaaten verbleibende Verfahrensautonomie103 mit
Hilfe des Effektivit"tsprinzips und nun auch Art. 47 der
Charta immer weiter ein. Die !bergeordnete Stoßrichtung
zielt auf ein angemessenes Gleichgewicht zwischen den
Rechten der Parteien in der Durchsetzung der RL 93/13.
Eine gefestigte Rechtsprechung mit klaren Konturen ist bis-
lang nicht erkennbar.104

g) Außergerichtliche Verwertung der auf dem Eigenheim
lastenden Sicherheit (Rs. C-34/13, Kušionov&)

aa) Sachverhalt

Der slowakische Krajský sffld v Prešove (Regionalgericht
Prešov) legte dem EuGH u.a. die Frage vor, ob die RL 93/13
im Lichte des Art. 38 der Charta einer nationalen Regelung
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entgegensteht, die die Beitreibung einer auf m$glicherweise
missbr"uchlichen Vertragsklauseln beruhenden Forderung
im Wege der außergerichtlichen Verwertung eines vom Ver-
braucher einger"umten Grundpfandrechts erlaubt. Bejahen-
denfalls fragt das Gericht, ob diese innerstaatlichen Vor-
schriften im Einklang mit der in Simmenthal105 begr!ndeten
Rechtsprechung außer Betracht zu bleiben haben.

Im Ausgangsrechtsstreit schloss die Verbraucherin einen
Verbraucherkreditvertrag mit einem slowakischen Kredit-
institut. Zur Sicherung der Forderung wurde eine Hypothek
auf das Eigenheim bestellt. Die Verbraucherin erhob Klage
auf Nichtigerkl"rung des Kreditvertrages und des Vertrages
!ber die Bestellung der Sicherheit. Sie machte geltend, dass
diese Vertr"ge missbr"uchliche Klauseln enthielten. Das
Gericht des ersten Rechtszugs stellte fest, dass einige Klau-
seln missbr"uchlich seien und erkl"rte den Kreditvertrag f!r
teilweise nichtig und den Pfandbestellungsvertrag f!r insge-
samt nichtig. Beide Parteien legten gegen dieses Urteil beim
vorlegenden Gericht Berufung ein. Das vorlegende Gericht
zweifelte, ob die Klausel !ber die außergerichtliche Verwer-
tung des vom Verbraucher als Sicherheit bestellten Grund-
pfandrechts missbr"uchlich sei, weil sie es dem Gl"ubiger
gestattet, das bestellte Pfand ohne vorherige gerichtliche
Kontrolle zu verwerten. Die betreffende Klausel beruhe auf
einer gesetzlichen Vorschrift des slowakischen B!rgerlichen
Gesetzbuches.

bb) Wesentliche Gr!nde

Der Gerichtshof wies zun"chst darauf hin, dass die Umset-
zung der RL 93/13 einem hohen Verbraucherschutzniveau
gem"ß Art. 38 der Charta und dem Recht auf einen wirksa-
men Rechtsbehelf nach Art. 47 der Charta Rechnung tragen
m!sse.106 Mangels einer Regelung f!r die Verwertung von
Sicherheiten in der RL 93/13 m!sse f!r die hier in Rede ste-
hende Regelung gekl"rt werden, inwieweit sie es praktisch
unm$glich mache oder !berm"ßig erschwere, den von der
Richtlinie gew"hrten Schutz durchzusetzen.107 Nach den ein-
schl"gigen slowakischen Rechtsvorschriften kann eine Ver-
steigerung innerhalb von 30 Tagen nach der Mitteilung, dass
die Verwertung der Sicherheit eingeleitet wurde, angefoch-
ten werden. Die Person, die sich gegen die Modalit"ten der
Versteigerung wendet, muss innerhalb von drei Monaten
nach der Zuschlagserteilung t"tig werden.108 Laut EuGHver-
langt die Wahrung des Effektivit"tsgrundsatzes nicht, eine
v$llige Unt"tigkeit des betroffenen Verbrauchers auszuglei-
chen.109 Die Fristenkombination sei weder mit der Frist von
20 Tagen vergleichbar, um die es in der Rechtssache Banco
Espa'ol de Cr%dito110 ging, noch mit den Umst"nden, die in
der RechtssacheAziz111 vorlagen und unter denen der Rechts-
behelf des Verbrauchers zumScheiternverurteilt war.112

Die Mitgliedstaaten seien verpflichtet, zur Wahrung der den
Verbrauchern nach der RL 93/13 zustehenden Rechte
Schutzmaßnahmen zu erlassen, um der Verwendung als
missbr"uchlich eingestufter Klauseln ein Ende zu setzen.113

Insbesondere m!ssen die Mitgliedstaaten daf!r sorgen, dass
die Sanktionen bei Verst$ßen gegen das Unionsrecht wirk-
sam, verh"ltnism"ßig und abschreckend sind.114 Das zust"n-
dige slowakische Gericht k$nne in einem Verfahren zur au-
ßergerichtlichen Verwertung einer Sicherheit alle vorl"ufi-
gen Maßnahmen erlassen, mit denen die Fortf!hrung einer
solchen Verwertung untersagt wird.115 Im #brigen habe der
slowakische Gesetzgeber die verfahrensrechtlichen Vor-
schriften, die f!r eine Klausel wie die im Ausgangsverfah-

ren gelten, in der Zwischenzeit ge"ndert. Somit sei es dem
Gericht nunmehr m$glich, im Fall der Anfechtung der G!l-
tigkeit der Sicherungsabrede den Verkauf f!r nichtig zu er-
kl"ren, was den Verbraucher in seine urspr!ngliche Lage zu-
r!ckversetze und den Ersatz seines Schadens im Fall der Un-
zul"ssigkeit des Verkaufs nicht auf eine bloße Entsch"di-
gung in Geld beschr"nke.116 Zur Verh"ltnism"ßigkeit hob
der Gerichtshof mit Bezug auf Aziz,117 S&nchez Morcillo118

und die Rechtsprechung des EGMR hervor,119 dass der Um-
stand, dass es sich bei der Immobilie um das Heim der Fami-
lie des Verbrauchers handelt, besonderer Beachtung be-
darf.120 Das Recht auf Achtung der Wohnung sei durch
Art. 7 der Charta gesch!tzt und von den nationalen Gerich-
ten bei der Umsetzung der RL 93/13 zu ber!cksichtigen.121

Im Lichte dessen stelle die dem zust"ndigen nationalen Ge-
richt er$ffnete M$glichkeit, vorl"ufige Maßnahmen zu er-
lassen, ein angemessenes und wirksames Mittel zum Schutz
des Verbrauchers dar.122 Deshalb sei es nicht erforderlich,
die Relevanz des Urteils Simmenthal zu er$rtern.123

Die slowakische und die deutsche Regierung argumentier-
ten, dass die im Ausgangsverfahren fragliche Klausel – !ber
die freiwillige Versteigerung – auf bindenden Rechtsvor-
schriften beruht, und deswegen unter die Ausnahmerege-
lung gem"ß Art. 1 Abs. 2 falle. Demgegen!ber war die Eu-
rop"ische Kommission der Auffassung, dass die praktische
Wirksamkeit der RL 93/13 gef"hrdet sei.124 Unter Verweis
auf RWE Vertrieb125 stellte der EuGH fest, dass das nationale
Gericht pr!fen m!sse, ob die strittige Vertragsklausel auf
dem Inhalt einer Rechtsvorschrift beruht und ob diese
Rechtsvorschrift bindend ist.126

cc) Einordnung in die Rechtsprechung

Der EuGH entschied, ohne Schlussantr"ge des Generalan-
waltsWahl anzufordern.Macinsk!yy und Macinsk& bezog sich
auf eine parallele Fragestellung. Da das vorlegende Gericht
in diesem Verfahren sein Vorabentscheidungsersuchen je-
doch zur!ckzog, kam es zu keiner Entscheidung durch den
EuGH. In Kušionov& folgt der EuGH im Wesentlichen den
Schlussantr"gen des Generalanwalts Wahl in Macinsk!yy und
Macinsk&.127
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120 EuGHRs. C-34/13, Kušionov+ (Fn. 101), Rn. 62–64.
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In Kušionov& treibt der EuGH die Konstitutionalisierung der
RL 93/13 weiter voran. Der EuGH nahm erstmalig direkten
Bezug auf das Recht auf Achtung der Wohnung gem"ß
Art. 7 der Charta. Dennoch f!hrte der Verweis auf Art. 7 der
Charta zu keinem h$heren Schutzstandard f!r den Verbrau-
cher. Kušionov& unterscheidet sich grundlegend von Aziz128

und S&nchez Morcillo:129 hier die konkrete Verletzlichkeit
des Verbrauchers im Hypothekenvollstreckungsverfahren
sein Eigenheim zu verlieren, dort die eher abstrakte Feststel-
lung unter Verweis auf Asturcom Telecomunicaciones,130

dass die Wahrung des Effektivit"tsgrundsatzes nicht voraus-
setze, eine v$llige Unt"tigkeit des Verbrauchers auszuglei-
chen. Die Fallkonstellationen scheinen nicht vergleichbar.
In Asturcom Telecomunicaciones ging es darum, ob das be-
fasste Gericht von Amts wegen verpflichtet ist, die Miss-
br"uchlichkeit einer Schiedsklausel zu pr!fen. Anders als in
Asturcom Telecomunicaciones blieb die Verbraucherin in
Kušionov& jedoch nicht v$llig unt"tig. In Asturcom Teleco-
municaciones wurde der Schiedsspruch in einem gerichtli-
chen Verfahren vollstreckt, in Kušionov& ging es um die au-
ßergerichtliche Verwertung, die den nationalen Gerichten
keine M$glichkeit zur Kontrolle der Missbr"uchlichkeit von
Amts wegen bel"sst. Auch die Evaluierung der Fristen an-
hand eines Vergleichs mit Banco Espa'ol de Cr%dito131 er-
scheint nicht !berzeugend. Die Frist in Banco Espa'ol de
Cr%dito bezog sich auf den Widerspruch des Verbrauchers
gegen einenMahnbescheid, inKušionov& hingegen bedeute-
te der Fristablauf nicht den Beginn eines Vollstreckungsver-
fahrens, sondern den Verlust des Eigenheims.132

h) Anwendbarkeit der RL 93/13 auf Vertr"ge $ber
juristische Dienstleistungen (Rs. C-537/13, Šiba)

aa) Sachverhalt

Im Vorabentscheidungsersuchen des litauischen Lietuvos
Aukščiausiasis Teismas (Oberster Gerichtshof) ging es um
die Frage, ob die RL 93/13 auf Formularvertr"ge !ber juris-
tische Dienstleistungen anwendbar ist, die ein Rechtsanwalt
mit einer nat!rlichen Person schließt, wenn diese nicht zu
einem Zweck handelt, der ihrer gewerblichen oder berufli-
chen T"tigkeit zugerechnet werden kann.

Frau Šiba schloss mit einem Rechtsanwalt drei Formularver-
tr"ge !ber die entgeltliche Erbringung juristischer Dienst-
leistungen. Da Frau Šiba die Honorare nicht innerhalb der
von ihm gesetzten Frist bezahlte, erhob der Rechtsanwalt
Klage auf Erlass einer Zahlungsanordnung f!r die f"lligen
Honorare. Der Klage wurde stattgegeben und die von Frau
Šiba hiergegen eingelegte Berufung zur!ckgewiesen. Gegen
dieses Urteil legte Frau Šiba Kassationsbeschwerde beim
vorlegenden Gericht ein. Sie machte insbesondere geltend,
die Vorinstanzen h"tten ihre Verbrauchereigenschaft nicht
ber!cksichtigt und daher die streitgegenst"ndlichen Vertr"-
ge nicht zu ihren Gunsten ausgelegt.

bb) Wesentliche Gr!nde

Die Vorschriften der RL 93/13 finden auf Klauseln „in Ver-
tr"gen zwischen Gewerbetreibenden und Verbrauchern“An-
wendung, die „nicht im Einzelnen ausgehandelt“ wurden.
Wie bereits in Asbeek Brusse und de Man Garabito festge-
stellt,133 stellt die RL 93/13 gem"ß dem zehnten Erw"gungs-
grund einheitliche Rechtsvorschriften auf dem Gebiet miss-
br"uchlicher Klauseln f!r „alle Vertr"ge“ zwischen Gewer-
betreibenden und Verbrauchern auf. Das Schutzsystem der
RL 93/13 beruhe darauf, dass sich der Verbraucher gegen-

!ber dem Gewerbetreibenden in einer schw"cheren Ver-
handlungsposition befindet und einen geringeren Informati-
onsstand besitzt.134 Grunds"tzlich bestehe eine Ungleichheit
zwischen den Verbrauchern als Mandanten und den Rechts-
anw"lten, da Rechtsanw"lte !ber ein hohes Maß an Fach-
kenntnissen verf!gen, so dass es Verbrauchern schwerfallen
kann, die Qualit"t der ihnen erbrachten Dienstleistungen zu
beurteilen.135 Ein Rechtsanwalt, der im Rahmen seiner be-
ruflichen T"tigkeit einer zu privaten Zwecken handelnden
nat!rlichen Person juristische Dienstleistungen gegen Ent-
gelt erbringt, sei ein „Gewerbetreibender“ i.S.d. Art. 2 lit. c
der RL 93/13.136

Diese Feststellung k$nne nicht durch den $ffentlich-rechtli-
chen Rahmen der anwaltlichen T"tigkeit in Frage gestellt
werden. Es sei irrelevant, ob der Rechtsanwalt in den Ver-
tragsbeziehungen mit seinenMandanten von ihm selbst oder
den Organen seiner Berufskammer vorformulierte Klauseln
verwende, solange er aus freien St!cken, auf solche vorfor-
mulierten Klauseln zur!ckgreift und diese nicht auf binden-
den Rechtsvorschriften i.S.v. Art. 1 Abs. 2 der RL 93/13 be-
ruhen.137 Nicht ausschlaggebend sei, dass Rechtsanw"lte im
Rahmen ihrer Berufsaus!bung zur Wahrung der Vertrau-
lichkeit des Mandats verpflichtet sind. Vertragsklauseln, die
zur allgemeinen Verwendung abgefasst wurden, enthielten
keine pers$nlichen Informationen !ber Mandanten. Ver-
tragsklauseln !ber die Modalit"ten des Anwaltshonorars,
die m$glicherweise implizit Aspekte der Mandatsbeziehung
zu erkennen geben, w!rden im Einzelnen ausgehandelt wer-
den und unterl"gen nicht der RL 93/13.138

Laut EuGH muss die Art der Dienstleistungen gem"ß Art. 4
Abs. 1 der RL 93/13 bei der Beurteilung der Missbr"uch-
lichkeit ber!cksichtigt werden. In Zweifelsf"llen sei das na-
tionale Gericht nach Art. 5 S. 2 verpflichtet, die f!r den Ver-
braucher g!nstigste Auslegung vorzunehmen.139

cc) Einordnung in die Rechtsprechung

Der EuGH best"tigte seine Rechtsprechung in Asbeek
Brusse und de Man Garabito,140 in der es um einen Vertrag
!ber die Vermietung von Wohnraum zwischen einem ge-
werblichen Vermieter und einem zu privaten Zwecken han-
delnden Mieter ging. Der Gerichtshof stellte klar, dass die
RL 93/13 auf jede Art von Vertrag zwischen Gewerbetrei-
benden und Verbrauchern anwendbar ist. Ausschlaggebend
sind die Eigenschaften der Vertragspartner, d.h. ob sie im
Rahmen ihrer gewerblichen oder beruflichen T"tigkeit han-
deln.141 Das Urteil des EuGH steht im Einklang mit dem von
der RL angestrebten Verbraucherschutz: „[w]ie die Europ"-
ische Kommission […] ausgef!hrt hat, w!rde durch den
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128 EuGHRs. C-415/11, Mohamed Aziz (Fn. 18).
129 EuGHRs. C-169/14, S+nchezMorcillo und Abril Garc*a (Fn. 81).
130 EuGH, 6. 10. 2009 – Rs. C-40/08, Asturcom Telecomunicaciones SL/

Cristina Rodr*guez Nogueira, EU:C:2009:615, 2009, I-9579, EWS
2009, 475, Rn. 47.

131 EuGHRs. C-618/10, Banco Espa'ol de Cr(dito (Fn. 44).
132 Della Negra, 4 CMLR 2015, 1022–1024.
133 EuGH, 30. 5. 2013 – Rs. C-488/11, Dirk Frederik Asbeek Brusse, Kata-

rina de Man Garabito/Jahani BV, EU:C:2013:341, Rn. 29–31.
134 EuGH, 15. 1. 2015 – Rs. C-537/13, Birutė Šiba/Arūnas Devėnas,

EU:C: 2015:14, Rn. 19–22.
135 EuGHRs. C-537/13, Šiba (Fn. 134), Rn. 23.
136 EuGHRs. C-537/13, Šiba (Fn. 134), Rn. 24.
137 EuGHRs. C-537/13, Šiba (Fn. 134), Rn. 25–28.
138 EuGHRs. C-537/13, Šiba (Fn. 134), Rn. 30–32.
139 EuGHRs. C-537/13, Šiba (Fn. 134), Rn. 33, 34.
140 EuGHRs. C-488/11, Asbeek Brusse und deMan Garabito (Fn. 133).
141 Allamelou, ArrÞt Birutė Šiba: la directive relative aux clauses abusives

rendue applicable . l’avocat, 1 R.E.D.C. 2015, 231.
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Ausschluss der zahlreichen von ,Verbrauchern als
Mandanten ,mit Angeh$rigen freier, durch Unabh"ngigkeit
und von den Leistungserbringern bei der Berufsaus!bung zu
beachtende standesrechtliche Erfordernisse gekennzeichne-
ter Berufe abgeschlossenen Vertr"ge vom Anwendungsbe-
reich der Richtlinie 93/13 allen diesen ,Verbrauchern als
Mandanten ,der durch die Richtlinie gew"hrte Schutz vor-
enthalten.“142

i) Herabsetzung der Verzugszinsen gem"ß nationalem
Recht (verb. Rs. C-482/13, C-484/13, C-485/13,
C-487/13, Unicaja Banco und Caixabank)

aa) Sachverhalt

Der spanische Juzgado de Primera Instancia e Instrucci%n
de Marchena (Gericht erster Instanz von Marchena) fragte
den EuGH, ob Art. 6 Abs. 1 RL 93/13 einer spanischen Re-
gelung, die infolge des Urteils Aziz143 erlassen wurde, entge-
gensteht. Der spanische Gesetzgeber setzte eine Obergrenze
f!r die Verzugszinsen fest, die durch die Zwangsvollstre-
ckung aus einer Hypothek erlangt werden k$nnen. Demnach
darf der Verzugszinssatz das Dreifache des gesetzlichen
Zinssatzes nicht !bersteigen. Wird diese Grenze !berschrit-
ten, m!ssen die Gerichte dem Gl"ubiger Gelegenheit geben,
den Verzugszins neu zu berechnen, sodass er innerhalb der
gesetzlichen Grenzen liegt.

Im Ausgangsverfahren beantragten zwei spanische Banken
die Er$ffnung mehrerer Hypothekenvollstreckungsverfah-
ren. Die Verzugszinsen auf die Hypothekendarlehen !ber-
stiegen das Dreifache des gesetzlichen Zinssatzes. Außer-
dem enthielten alle Darlehensvertr"ge eine Klausel, nach
der der Darlehensgeber, falls der Darlehensnehmer seinen
Zahlungsverpflichtungen nicht nachkam, den anf"nglich
vereinbarten F"lligkeitszeitpunkt vorverlegen und die Zah-
lung des gesamten geschuldeten Kapitals zuz!glich der Zin-
sen, Verzugszinsen, Geb!hren, Auslagen und vereinbarten
Kosten verlangen kann. Das spanische Gericht bezweifelte
die aus der Missbr"uchlichkeit dieser Klauseln gezogenen
rechtlichen Konsequenzen, da es die Verzugszinsen neu be-
rechnen lassen m!sste.

bb) Wesentliche Gr!nde

Auf Grundlage seiner Rechtsprechung in Banco Espa'ol de
Cr%dito,144 Asbeek Brusse145 und K&sler und K&slern% R&bai
de Man Garabito146 entschied der EuGH, dass die RL 93/13
dem spanischen Gesetz nicht entgegensteht, sofern sie a)
der Beurteilung der Missbr"uchlichkeit der Klausel durch
das nationale Gericht nicht vorgreift und b) das Gericht
nicht daran hindert, die Klausel unangewendet zu lassen,
wenn es zu dem Ergebnis kommen sollte, dass sie miss-
br"uchlich i.S.d. Richtlinie ist.147 Hierzu hob der Gerichts-
hof hervor, dass ein Verzugszinssatz, der weniger als das
Dreifache des gesetzlichen Zinssatzes betr"gt, nicht
zwangsl"ufig als billig i.S.d. Richtlinie angesehen werden
k$nne.148 Wenn der in einer Klausel vorgesehene Verzugs-
zinssatz h$her als der vom spanischen Gesetz vorgesehene
ist und reduziert werden muss, d!rfe das nationale Gericht
nicht daran gehindert werden, alle Konsequenzen aus der
eventuellen Missbr"uchlichkeit im Hinblick auf die RL 93/
13 zu ziehen und die Klausel gegebenenfalls f!r ung!ltig zu
erkl"ren.149

Grunds"tzlich k$nne eine missbr"uchliche Klausel durch
eine dispositive nationale Vorschrift unter der Vorausset-

zung ersetzt werden, dass diese Ersetzung mit dem Ziel von
Art. 6 Abs. 1 der RL 93/13 in Einklang steht. Diese M$g-
lichkeit sei allerdings auf F"lle beschr"nkt, in denen die Un-
g!ltigerkl"rung der missbr"uchlichen Klausel das Gericht
verpflichten w!rde, den Vertrag insgesamt f!r nichtig zu er-
kl"ren, was negative Konsequenzen f!r den Verbraucher
nach sich ziehen k$nne. In den zugrundeliegenden Rechts-
sachen h"tte die Nichtigerkl"rung grunds"tzlich keine nach-
teiligen Folgen f!r den Verbraucher, da die Betr"ge zwangs-
l"ufig geringer sein werden als in der Klausel vorgesehen.150

In seinen Schlussantr"gen schlug GeneralanwaltWahl eben-
falls diese Auslegung der RL 93/13 vor.151

cc) Einordnung in die Rechtsprechung

Der EuGH best"tigte seine Rechtsprechung in Banco
Espa'ol de Cr%dito152 und Asbeek Brusse.153 Das nationale
Gericht ist grunds"tzlich verpflichtet, eine missbr"uchliche
Klausel in einem Vertrag zwischen Verbraucher und Gewer-
betreibenden unangewendet zu lassen. Seine Rechtspre-
chung in K&sler und K&slern% R&bai de Man Garabito154 be-
trifft insofern einen Sonderfall, als der Vertrag nach Wegfall
der missbr"uchlichen Klausel nicht mehr durchf!hrbar und
die Nichtigkeit des Vertrages f!r den Verbraucher nachteilig
ist.

j) !rtliche Zust"ndigkeit bei Rechtsstreitigkeiten $ber
die Unwirksamkeit missbr"uchlicher Vertrags-
bedingungen (Rs. C-567/13, Bacz# und Vizsnyiczai)

aa) Sachverhalt

In Bacz# und Vizsnyiczai betreffend ein Vorabentschei-
dungsersuchen des ungarischen Főv+rosi T$rv(nysz(k
(Hauptst"dtischer Gerichtshof) nahm der EuGH zu der Fra-
ge Stellung, ob Art. 7 Abs. 1 RL 93/13 einer Verfahrensvor-
schrift der Zivilprozessordnung entgegensteht, wonach der
Verbraucher die Feststellung der Missbr"uchlichkeit einer
Klausel in einem Formularvertrag nur vor einem !ber$rtli-
chen Gerichtshof beantragen kann.

Die Verbraucher erhoben beim Pesti K$zponti Ker!leti B*-
r%s+g (Zentrales Kreisgericht Pest) eine Klage, mit der sie
die Nichtigkeit ihres Immobiliendarlehensvertrages feststel-
len lassen wollten. Nachdem die Kl"ger von diesem Gericht
zur M"ngelbeseitigung aufgefordert worden waren, bean-
tragten sie, dieses Gericht m$ge die Nichtigkeit der Klausel
!ber die ausschließliche Zust"ndigkeit des Schiedsgerichts
feststellen. Das Pesti K$zponti Ker!leti B*r%s+g verwies die
Rechtssache an den Főv+rosi T$rv(nysz(k. Nach ungari-
schem Recht sind f!r Rechtsstreitigkeiten, die die Unwirk-
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142 EuGHRs. C-537/13, Šiba (Fn. 134), Rn. 29.
143 EuGHRs. C-415/11, Mohamed Aziz (Fn. 18).
144 EuGHRs. C-618/10, Banco Espa'ol de Cr(dito (Fn. 44).
145 EuGHRs. C-488/11, Asbeek Brusse und deMan Garabito (Fn. 133).
146 EuGHRs. C-26/13, K+sler und K+slern(R+bai (Fn. 45).
147 EuGH, 21. 1. 2015 – verb. Rs. C-482/13, C-484/13, C-485/13, C-487/

13, Unicaja Banco SA/José Hidalgo Rueda u. a., Caixabank SA/Manuel
Mar*a Rueda Ledesma u. a., EU:C:2015:21, Rn. 42.

148 EuGH verb. Rs. C-482/13, C-484/13, C-485/13, C-487/13, Unicaja
Banco und Caixabank SA (Fn. 147), Rn. 40.

149 EuGH verb. Rs. C-482/13, C-484/13, C-485/13, C-487/13, Unicaja
Banco und Caixabank SA (Fn. 147), Rn. 41.

150 EuGH verb. Rs. C-482/13, C-484/13, C-485/13, C-487/13, Unicaja
Banco und Caixabank SA (Fn. 147), Rn. 33, 34.

151 GAWahl, Schlussantr"ge v. 16. 10. 2014 – verb. Rs. C-482/13, C-484/
13, C-485/13, C-487/13, Unicaja Banco SA/José Hidalgo Rueda u. a.,
Caixabank SA/Manuel Mar*a Rueda Ledesma u. a., EU:C:2014:2299.

152 EuGHRs. C-618/10, Banco Espa'ol de Cr(dito (Fn. 44).
153 EuGHRs. C-488/11, Asbeek Brusse und deMan Garabito (Fn. 133).
154 EuGHRs. C-26/13, K+sler und K+slern(R+bai (Fn. 45).
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samkeit missbr"uchlicher Vertragsbedingungen zum Ge-
genstand haben, die !ber$rtlichen Gerichtsh$fe zust"ndig.
Die Verbraucher legten gegen diesen Beschluss Rechtsmit-
tel ein und beantragten, den Beschluss zu "ndern und das
$rtliche Gericht f!r zust"ndig zu erkl"ren. Nach Ansicht des
vorlegenden Gerichts w"re es zweckm"ßig, wenn das $rtli-
che Gericht auch !ber den Antrag entscheiden k$nnte. Au-
ßerdem k$nne die Verweisung des Rechtsstreits an den T$r-
v(nysz(k aufgrund h$herer Verfahrenskosten f!r den Ver-
braucher nachteilig sein.

bb) Wesentliche Gr!nde

Der EuGH nahm zun"chst Bezug auf Jőr)s.155 In Jőr)s hatte
das vorlegende Gericht u.a. um Kl"rung gebeten, ob das na-
tionale Gericht, bei dem ein Rechtsstreit !ber die G!ltigkeit
von Klauseln eines Verbrauchervertrags anh"ngig ist, deren
Missbr"uchlichkeit von Amts wegen pr!fen und den Vertrag
unter Umst"nden f!r nichtig erkl"ren darf, auch wenn die
Zust"ndigkeit f!r die Feststellung der Unwirksamkeit der
missbr"uchlichen Vertragsklauseln nach der nationalen Re-
gelung einem anderen Rechtsprechungsorgan zugewiesen
ist. Der Gerichtshof entschied, dass das nationale Gericht,
das von Amts wegen die Missbr"uchlichkeit einer Vertrags-
klausel festgestellt hat, das innerstaatliche Prozessrecht
nach M$glichkeit so anzuwenden habe, dass alle Konse-
quenzen gezogen werden, die sich nach nationalem Recht
aus der Feststellung der Missbr"uchlichkeit der fraglichen
Klausel ergeben, damit diese Klausel f!r den Verbraucher
unverbindlich ist. Die zugrundeliegende Rechtssache be-
treffe jedoch eine andere Frage, n"mlich ob es einem Ver-
braucher m$glich sein muss, selbst – neben der Unwirksam-
keit eines Vertrages – auch die Missbr"uchlichkeit der in
diesem enthaltenen Klauseln geltend zu machen, obgleich
der Verbraucher einen solchen Antrag bei einem anderen na-
tionalen Gericht stellen m!sste.156

Die RL 93/13 bestimme nicht das nationale Gericht, das f!r
Klagen zust"ndig sein soll, mit denen Verbraucher die Un-
wirksamkeit missbr"uchlicher Klauseln feststellen lassen
wollen.157 Es sei Sache des innerstaatlichen Rechts, die Ver-
fahrensmodalit"ten f!r Klagen zu regeln, die den Schutz der
dem Einzelnen aus dem Unionsrecht erwachsenden Rechte
gew"hrleisten sollen.158 Diese Verfahrensmodalit"ten
d!rften jedoch nicht weniger g!nstig ausgestaltet sein als
die f!r entsprechende innerstaatliche Klagen (Grundsatz der
Gleichwertigkeit) und die Aus!bung der durch die Rechts-
ordnung der EU verliehenen Rechte nicht praktisch unm$g-
lich machen oder !berm"ßig erschweren (Grundsatz der Ef-
fektivit"t).159

Entgegen der Europ"ischen Kommission stellte der EuGH
fest, dass nicht davon ausgegangen werden k$nne, dass die
ungarische Verfahrensvorschrift gegen den Grundsatz der
Gleichwertigkeit verst$ßt. Die Bestimmung !ber$rtlicher
Gerichte k$nne geeignet sein, eine homogenere Rechtspre-
chung zu f$rdern. Gegen!ber diesem Vorteil seien die h$-
heren Gerichtskosten allein f!r einen Verstoß des Grundsat-
zes der Gleichwertigkeit nicht ausschlaggebend.160

Unter Verweis auf seine Rechtsprechung in Asociaci#n de
Consumidores Independientes de Castilla y Le#n,161 formu-
lierte der EuGH, dass auch kein Verstoß gegen den Effekti-
vit"tsgrundsatz vorliege, da die Organisation der innerstaat-
lichen Rechtswege die Aus!bung der Rechte, die dem Ein-
zelnen aus dem Unionsrecht erwachsen, nicht !berm"ßig er-
schwere oder unm$glich mache. Erstens sei eine h$here Ge-

b!hrenbelastung bei der #bertragung der Zust"ndigkeit an
die !ber$rtlichen Gerichte nur dann gegeben, wenn sich der
Streitwert nicht bestimmen lasse, da das innerstaatliche Ge-
b!hrengesetz nur f!r diesen Fall einen Pauschalbetrag vor-
sehe.162 Zwar bestehe bei Klagen vor einem !ber$rtlichen
Gericht Rechtsanwaltszwang, jedoch m!sse ber!cksichtigt
werden, welche Mechanismen die nationale Verfahrensord-
nung zum Ausgleich eventueller finanzieller Schwierigkei-
ten des Verbrauchers vorsieht, die es erm$glichen k$nnten,
die Zusatzkosten auszugleichen.163 Anders als die Europ"-
ische Kommission, die die r"umliche Entfernung des !ber-
$rtlichen Gerichts vom Wohnsitz des Verbrauchers als ein
Hindernis bei der Aus!bung seiner Rechte ansieht, ergebe
sich aus der dem Gerichtshof vorgelegten Akte nicht, dass
der ordnungsgem"ße Ablauf des Prozesses das pers$nliche
Erscheinen des klagenden Verbrauchers in allen Verfahrens-
stadien erfordere.164 Die !ber$rtliche Zust"ndigkeit der
Richter erh$he die einschl"gige Fachkompetenz und f$rdere
eine einheitliche Praxis.165 Die abschließende #berpr!fung
der Grunds"tze der Gleichwertigkeit und Effektivit"t sei Sa-
che des nationalen Gerichts.166

cc) Einordnung in die Rechtsprechung

Die Rechtsprechung des EuGH ist in sich widerspr!chlich.
Zwar ist das $rtliche Gericht zur amtswegigen Kontrolle
verpflichtet (Jőr)s), aber nicht zust"ndig, wenn der Verbrau-
cher selbst die Missbr"uchlichkeit der enthaltenen Klauseln
geltend machen m$chte (Bacz# und Vizsnyiczai). Obwohl
der EuGH in Asociaci#n de Consumidores Independientes
de Castilla y Le#n noch streng zwischen individuellem und
kollektivem Rechtsschutz unterschied, bezieht sich der
EuGH zur Pr!fung des Grundsatzes der Effektivit"t aus-
schließlich auf seine Rechtsprechung zur kollektiven
Rechtswahrnehmung. Der EuGH sichert die mitgliedstaatli-
che Verfahrensautonomie, die $rtliche Zust"ndigkeit bei
Rechtsstreitigkeiten !ber die Unwirksamkeit missbr"uchli-
cher Vertragsbedingungen selbst bestimmen zu k$nnen. Der
Ausbildung einer in sich stimmigen Rechtsprechung ist
diese Entscheidung nicht f$rderlich.

k) Klauseln $ber Risikoprovisionen – Befugnis
zur einseitigen *nderung des Zinssatzes in
Verbraucherkreditvertr"gen (Rs. C-143/13, Matei)

aa) Sachverhalt

Das Vorabentscheidungsersuchen des rum"nischen Tribunal
Specializat Cluj (Bezirksgericht Cluj) gab dem EuGH Gele-
genheit zu kl"ren, ob „Hauptgegenstand des Vertrages“ und
„Angemessenheit zwischen dem Preis bzw. dem Entgelt
und den Dienstleistungen bzw. den G!tern, die die Gegen-
leistung darstellen“ nach Art. 4 Abs. 2 der RL 93/13 Klau-
seln in Verbraucherkreditvertr"gen erfassen, die es dem
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155 EuGH, 30. 5. 2013 – Rs. C-397/11, Erika Jőr$s/Aegon Magyarorsz+g
Hitel Zrt, EU:C:2013:340, Rn. 39–53.

156 EuGH, 12. 2. 2015 – C-567/13, N%ra Bacz%, J+nos Istv+n Vizsnyiczai/
Raiffeisen Bank Zrt, EU:C:2015:88, 484, EWS 2015, 233, Rn. 35–38.

157 EuGHRs. C-567/13, Bacz% und Vizsnyiczai (Fn. 156), Rn. 40.
158 EuGHRs. C-567/13, Bacz% und Vizsnyiczai (Fn. 156), Rn. 41.
159 EuGHRs. C-567/13, Bacz% und Vizsnyiczai (Fn. 156), Rn. 42.
160 EuGHRs. C-567/13, Bacz% und Vizsnyiczai (Fn. 156), Rn. 43–48.
161 EuGH Rs. C-413/12, Asociaci%n de Consumidores Independientes de

Castilla y Le%n (Fn. 3), Rn. 38, 39, 41, 42.
162 EuGHRs. C-567/13, Bacz% und Vizsnyiczai (Fn. 156), Rn. 53
163 EuGHRs. C-567/13, Bacz% und Vizsnyiczai (Fn. 156), Rn. 54, 55.
164 EuGHRs. C-567/13, Bacz% und Vizsnyiczai (Fn. 156), Rn. 56, 57.
165 EuGHRs. C-567/13, Bacz% und Vizsnyiczai (Fn. 156), Rn. 58.
166 EuGHRs. C-567/13, Bacz% und Vizsnyiczai (Fn. 156), Rn. 44, 59.
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Kreditgeber gestatten, unter bestimmten Voraussetzungen
den Zinssatz einseitig zu "ndern, und eine „Risikoprovisi-
on“ zu berechnen.

Die Kreditnehmer schlossen mit einer Bank zwei Kreditver-
tr"ge. In einer der Vertragsklauseln, die sich auf die Variabi-
lit"t der Zinsen bezog, behielt sich die Bank vor, die H$he
der laufenden Zinsen bei Eintritt wesentlicher &nderungen
am Geldmarkt anzupassen. Eine weitere Klausel sah vor,
dass der Kreditnehmer der Bank f!r die Einr"umung des
Kredits eine Risikoprovision schuldet, die nach dem Kredit-
betrag berechnet wird, den er monatlich w"hrend der gesam-
ten Laufzeit des Kredits zahlt. Da die Kreditnehmer der An-
sicht waren, dass mehrere Klauseln – darunter die Klauseln
!ber die Variabilit"t der Zinsen und die Risikoprovision –
missbr"uchlich seien, erhoben sie Klage auf Feststellung der
Missbr"uchlichkeit und mithin der Nichtigkeit der betref-
fenden Klauseln. Das erstinstanzliche Gericht befand, dass
bestimmte Klauseln missbr"uchlich seien – u.a. die Klausel
!ber die einseitige &nderung des Zinssatzes – und daher als
nichtig anzusehen seien. Hingegen k$nnte die Klausel !ber
die Risikoprovision nicht als missbr"uchlich eingestuft wer-
den. Sowohl die Kreditnehmer als auch die Bank legten
beim vorlegenden Gericht Rechtsmittel gegen dieses Urteil
ein.

bb) Wesentliche Gr!nde

Unter Berufung auf K&sler und K&slern% R&bai167 erl"uterte
der EuGH, dass eine Klausel, die es dem Kreditgeber gestat-
tet, den Zinssatz unter bestimmten Voraussetzungen einsei-
tig zu "ndern, nicht unter den in Art. 4 Abs. 2 der RL 93/13
vorgesehenen Ausschluss f"llt.168 Invitel169 betreffe eine ver-
gleichbare Klausel zur &nderung der Kosten der den Ver-
brauchern zu erbringenden Dienstleistungen.170 Klauseln
zur einseitigen &nderung des Zinssatzes werden ausdr!ck-
lich in Nr. 1 lit. j des Anhangs der RL 93/13 aufgef!hrt, der
nach Art. 3 Abs. 3 eine als Hinweis dienende und nicht er-
sch$pfende Liste der Klauseln enthalte, die f!r missbr"uch-
lich erkl"rt werden k$nnen. Der Liste w!rde ein Großteil
ihrer praktischen Wirksamkeit genommen, wenn diese
Klauseln von vornherein nach Art. 4 Abs. 2 von einer Beur-
teilung ausgeschlossen w"ren.171 Dasselbe gelte f!r das ru-
m"nische Recht, insbesondere da es den Anhang der RL 93/
13 als „schwarze Liste“ von Klauseln umsetzt, die als miss-
br"uchlich anzusehen sind.172 #berdies sei ein Indiz f!r den
akzessorischen Charakter solcher Klauseln, dass sie offen-
bar nicht von der Klausel, mit der der Zinssatz festgelegt
wird und die Teil des Hauptgegenstands des Vertrages sein
k$nne, getrennt werden k$nnen.173 Sie fallen aus dem An-
wendungsbereich von Art. 4 Abs. 2 heraus, da ihre Miss-
br"uchlichkeit nicht aufgrund einer Unangemessenheit zwi-
schen der H$he des ge"nderten Zinssatzes und einer Gegen-
leistung ermittelt wird, sondern aufgrund der Vorausset-
zungen und der Kriterien, die es dem Kreditgeber gestatten,
diese&nderung vorzunehmen.174

Unter Verweis auf K&sler und K&slern% R&bai f!hrte der
EuGH Argumente an,175 warum Klauseln, die eine vom Kre-
ditgeber erhobene Risikoprovision vorsehen, in keine der
beiden in Art. 4 Abs. 2 der RL 93/13 vorgesehenen Aus-
schlusskategorien fallen.176 Zur Beurteilung, ob solche
Klauseln zu dem „Hauptgegenstand“ des Vertrages geh$ren,
sei in erster Linie der mit der Risikoprovision verfolgte
Zweck zu ber!cksichtigen. Dieser bestehe darin, die R!ck-
zahlung des Kredits sicherzustellen, die eine Hauptpflicht

des Verbrauchers als Gegenleistung f!r den Kredit darstel-
le.177 Dem Umstand, dass die Risikoprovision als relativ ge-
wichtiger Teil des effektiven Jahreszinses und damit den
Einnahmen aus dem Kreditvertr"gen zuzurechnen sei,
komme keine Bedeutung zu.178 Ob solche Klauseln die „An-
gemessenheit zwischen dem Preis bzw. dem Entgelt und den
Dienstleistungen bzw. den G!tern, die die Gegenleistung
darstellen“ betreffen, richte sich danach, ob der Gegenstand
des Ausgangsrechtsstreits sich auf die Angemessenheit der
H$he dieser Provision in Bezug auf irgendeine vom Kredit-
geber erbrachte Leistung beziehe oder nicht. Tats"chlich
stelle sich die Frage nach der Angemessenheit gar nicht, da
der Kreditgeber keine Gegenleistung f!r diese Provision er-
bringe. Der Ausgangsrechtsstreit drehe sich hingegen um
die Frage nach den die betreffenden Klauseln rechtfertigen-
den Gr!nden und insbesondere darum, ob diese Klauseln als
missbr"uchlich i.S.v. Art. 3 RL 93/13 anzusehen sind.179

Abschließend erinnerte der EuGH, dass diese Klauseln
gleichwohl einer Beurteilung ihrer etwaigen Missbr"uch-
lichkeit zu unterziehen seien, falls sie nicht klar und ver-
st"ndlich abgefasst sind.180 Die Anforderungen des Transpa-
renzgebots ergeben sich aus K&sler und K&slern% R&bai.181

Die erforderliche Vorhersehbarkeit der Erh$hungen des
Zinssatzes f!r den Verbraucher richte sich nach dem auf den
ersten Blick wenig transparenten Kriterium des „Eintritts
wesentlicher&nderungen amGeldmarkt“, selbst wenn diese
Formulierung f!r sich genommen in grammatikalischer
Hinsicht klar und verst"ndlich ist.182 In Bezug auf die Risi-
koprovision stelle sich die Frage, ob der Kreditvertrag die
Gr!nde transparent erkl"re, die es dem Kreditgeber erlau-
ben, Zusatzkosten ohne eine tats"chliche Gegenleistung zu
berechnen.183

cc) Einordnung in die Rechtsprechung

Die Auslegung des Art. 4 Abs. 2 liegt auf der Linie von
K&sler und K&slern% R&bai.184 Anders als in K&sler und
K&slern% R&bai gab der EuGH dem nationalen Gericht deut-
lich zu verstehen, dass die streitgegenst"ndlichen Klauseln
nicht von der Ausnahmeregelung in Art. 4 Abs. 2 erfasst
werden. Zinsanpassungs- bzw. Geb!hrenklauseln lassen
sich nur rechtfertigen, wenn die Gr!nde so erkl"rt werden,
dass der Verbraucher sie vorhersehen kann. Der BGH "u-
ßerte sich bereits zur Wirksamkeit von Zinsanpassungs- und
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167 EuGH Rs. C-26/13, K+sler und K+slern( R+bai (Fn. 45), Rn. 49–51,
54, 55.

168 EuGH, 26. 2. 2015 – Rs. C-143/13, Bogdan Matei, Ioana Ofelia Matei/
SC Volksbank Rom/nia SA, EU:C:2015:127, Rn. 54–57.

169 EuGH, 26. 4. 2012 – Rs. C-472/10, Nemzeti Fogyaszt%v(delmi Ha-
t%s+g/Invitel T+vk$zl(si Zrt, EU:C:2012:242, Rn. 23.

170 EuGHRs. C-143/13, Matei (Fn. 168), Rn. 58.
171 EuGHRs. C-143/13, Matei (Fn. 168), Rn. 59, 60.
172 EuGHRs. C-143/13, Matei (Fn. 168), Rn. 61.
173 EuGHRs. C-143/13, Matei (Fn. 168), Rn. 62.
174 EuGHRs. C-143/13, Matei (Fn. 168), Rn. 63.
175 EuGH Rs. C-26/13, K+sler und K+slern( R+bai (Fn. 45), Rn. 49–51,

58.
176 EuGHRs. C-143/13, Matei (Fn. 168), Rn. 64.
177 EuGHRs. C-143/13, Matei (Fn. 168), Rn. 67.
178 EuGHRs. C-143/13, Matei (Fn. 168), Rn. 68.
179 EuGHRs. C-143/13, Matei (Fn. 168), Rn. 70, 71.
180 EuGHRs. C-143/13, Matei (Fn. 168), Rn. 72.
181 EuGH Rs. C-26/13, K+sler und K+slern( R+bai (Fn. 45), Rn. 69, 71,

73, 74.
182 EuGHRs. C-143/13, Matei (Fn. 168), Rn. 76.
183 EuGHRs. C-143/13, Matei (Fn. 168), Rn. 77.
184 EuGH Rs. C-26/13, K+sler und K+slern( R+bai (Fn. 45), Rn. 69, 71,

73, 74.
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Geb!hrenklauseln – sie seien kontrollf"hig und in ihrer bis-
herigen Ausgestaltung unwirksam.185

l) Transparenz von Vertragsklauseln in einem
Versicherungsvertrag, welcher zusammen mit einem
Darlehensvertrag abgeschlossen wurde
(Rs. C-96/14, Van Hove)

aa) Sachverhalt

Das franz$sische Tribunal de grande instance de N0mes (Be-
zirksgericht N0mes) fragte den EuGH, ob der Begriff
„Hauptgegenstand des Vertrages“ nach Art. 4 Abs. 2 der RL
93/13 eine Klausel umfasst, die in einem zur Gew"hrleis-
tung der#bernahme der gegen!ber dem Darlehensgeber be-
stehenden Zahlungsverpflichtungen im Fall der vollst"ndi-
gen Arbeitsunf"higkeit des Darlehensnehmers geschlosse-
nen Versicherungsvertrag enthalten ist und den Versicherten
von der Gew"hrung dieser Versicherungsleistung aus-
schließt, wenn er f!r f"hig erkl"rt wird, eine bezahlte oder
unbezahlte T"tigkeit auszu!ben.

Der Verbraucher schloss mit einem Kreditinstitut zwei Hy-
pothekardarlehensvertr"ge ab. Bei Abschluss dieser Vertr"-
ge trat er einem „Gruppenversicherungsvertrag“ eines fran-
z$sischen Versicherungsunternehmens bei, der u.a. die
#bernahme von 75% der Zahlungsverpflichtungen im Fall
der vollst"ndigen Arbeitsunf"higkeit gew"hrleisten sollte.
Nach einer der Vertragsklauseln lag „[e]ine vollst"ndige
Arbeitsunf"higkeit des Versicherten… vor, wenn es ihm in-
folge eines Unfalls oder einer Krankheit nach einer durchge-
henden Unterbrechung der T"tigkeit von 90 Tagen (der so
genannten Karenzfrist) unm$glich ist, eine wie auch immer
geartete bezahlte oder unbezahlte T"tigkeit aufzunehmen“.
Infolge eines Arbeitsunfalls wurde der Versicherungs-
nehmer zu 72% dauerhaft teilweise arbeitsunf"hig im Sinne
des franz$sischen Sozialversicherungsrechts. Der vom Ver-
sicherungsunternehmen beauftragte Arzt kam zu dem
Schluss, dass der Gesundheitszustand des Versicherungs-
nehmers ihm zwar nicht die Wiederaufnahme seines fr!he-
ren Berufs, wohl aber die Aus!bung einer angepassten Teil-
zeitberufst"tigkeit erm$gliche. Das Unternehmen lehnte es
daher ab, weiterhin die Zahlungsverpflichtungen aus dem
Darlehen wegen der Arbeitsunf"higkeit des Versicherungs-
nehmers zu !bernehmen. Der Versicherungsnehmer erhob
Klage auf Feststellung, dass die Vertragsklauseln in Bezug
auf die Definition der vollst"ndigen Arbeitsunf"higkeit und
die Bedingungen, unter denen die Zahlungsverpflichtungen
von der Versicherung !bernommen werden, missbr"uchlich
seien. Das Versicherungsunternehmen vertrat die Ansicht,
dass die betreffende Klausel nicht missbr"uchlich sein
k$nne, weil sie den Hauptgegenstand des Vertrages betreffe.

Das vorlegende Gericht f!hrte aus, dass die Cour de cassa-
tion in einem k!rzlich ergangenen Urteil entschieden habe,
dass eine Klausel !ber die Bedingungen zur Auszahlung des
Tagegeldes bei vor!bergehender vollst"ndiger Arbeitsunf"-
higkeit den Hauptgegenstand des Vertrages bestimme. Es
vertrat die Ansicht, dass der Wortlaut der strittigen Klausel
klar und eindeutig sei. Gleichwohl wies das Gericht darauf
hin, dass es nicht ausgeschlossen sei, dass diese Klausel un-
ter den Begriff „missbr"uchliche Klausel“ i.S.d. RL 93/13
falle. Die Klausel schließe n"mlich Versicherte von der Ge-
w"hrung der Versicherungsleistung aus, die f!r f"hig befun-
den wurden, eine wie auch immer geartete berufliche T"tig-
keit auszu!ben, selbst wenn diese unbezahlt sein sollte. Der
Zweck der fraglichen Versicherungspolice bestehe indessen

darin, die ordnungsgem"ße Erf!llung der von dem Darle-
hensnehmer !bernommenen Verpflichtungen f!r den Fall si-
cherzustellen, dass sein Gesundheitszustand es ihm nicht
mehr erlaube, eine T"tigkeit auszu!ben, die ihm die dazu
n$tigen Einnahmen verschaffe.

bb) Wesentliche Gr!nde

Zur Beantwortung der Vorlagefrage bezog sich der Gerichts-
hof haupts"chlich auf seine Rechtsprechung in Caja de
Ahorros y Monte de Piedad de Madrid186 und K&sler und
K&slern% R&bai.187 Unter Hinweis auf den 19. Erw"gungs-
grund der RL 93/13 stellte er fest, dass Klauseln in Versiche-
rungsvertr"gen, die das versicherte Risiko und die Ver-
pflichtung des Versicherers deutlich festlegen oder abgren-
zen, nicht Gegenstand einer Beurteilung der Missbr"uch-
lichkeit seien, sofern diese Einschr"nkungen bei der Berech-
nung der vom Verbraucher gezahlten Pr"mie Ber!cksichti-
gung finden.188 Daher sei nicht ausgeschlossen, dass die
strittige Klausel den eigentlichen Gegenstand des Vertrages
betreffe.189 Der Gerichtshof !berließ es dem nationalen Ge-
richt, dies unter Ber!cksichtigung der Natur, der Systematik
und s"mtlicher Vertragsbestimmungen sowie des rechtli-
chen und tats"chlichen Kontexts zu pr!fen.190 Falls das vor-
legende Gericht zu dem Ergebnis gelange, dass diese Klau-
sel Teil des Hauptgegenstands dieses Vertrageswerks ist,
m!sse es auch pr!fen, ob diese Klausel klar und verst"nd-
lich abgefasst wurde.191

Hinsichtlich des Transparenzerfordernisses erl"uterte der
EuGH unter Verweis auf K&sler und K&slern% R&bai192 und
Matei,193 dass Transparenz nicht auf die bloße Verst"ndlich-
keit der Klauseln in formeller und grammatikalischer Hin-
sicht beschr"nkt werden k$nne, sondern umfassend verstan-
den werden m!sse.194 Der Europ"ischen Kommission fol-
gend sei nicht ausgeschlossen, dass die Tragweite der Klau-
sel, die den Begriff der vollst"ndigen Arbeitsunf"higkeit de-
finiert, vom Verbraucher nicht erfasst wurde.195 Der Versi-
cherungsnehmer habe damit rechnen k$nnen, dass der in
dem Versicherungsvertrag und in der Definition der voll-
st"ndigen Arbeitsunf"higkeit enthaltene Begriff „bezahlte
oder unbezahlte T"tigkeit“ einer beruflichen T"tigkeit ent-
spreche, die ausreichend verg!tet werde, um den monatli-
chen Zahlungen aus seinen Darlehen nachzukommen.196

Der verwendete Ausdruck „bezahlte oder unbezahlte T"tig-
keit“ sei extrem weit und vage und k$nne jede Handlung
oder T"tigkeit umfassen, die ausgef!hrt wird, um ein be-
stimmtes Ziel zu erreichen.197 Außerdem habe der Verbrau-

194 EWS Heft 4/2018 Kas/Micklitz, Europ!isches Vertrags- und Deliktsrecht (2014–2018)

185 BGH, 13. 5. 2014 – XI ZR 405/12, BGHZ 201, 168, NJW 2014, 2420,
BB 2014, 1601; BGH, 13. 4. 2010 – XI ZR 197/09, BGHZ 185, 166,
NJW 2010, 1742, BB 2010, 1354; Nassall, Anmerkung LMK 2015,
368067. Der $sterreichische OGH kam zu einem gegens"tzlichen Er-
gebnis, siehe Nemeth, How much can a credit cost? – Recent develop-
ments in unfair terms and consumer credit law in Austria and Germany,
6 EuCML 2016, 262.

186 EuGH, 3. 6. 2010 – Rs. C-484/08, Caja de Ahorros y Monte de Piedad
de Madrid/Asociaci%n de Usuarios de Servicios Bancarios (Ausbanc),
EU:C:2010:309, Rn. 32, 34.

187 EuGH Rs. C-26/13, K+sler und K+slern( R+bai (Fn. 45), Rn. 49, 50,
51.

188 EuGH, 23. 4. 2015 – Rs. C-96/14, Jean-Claude Van Hove/CNPAssur-
ances SA, EU:C:2015:262, Rn. 35.

189 EuGHRs. C-96/14, Van Hove (Fn. 188), Rn. 36.
190 EuGHRs. C-96/14, Van Hove (Fn. 188), Rn. 37, 38.
191 EuGHRs. C-96/14, Van Hove (Fn. 188), Rn. 39.
192 EuGHRs. C-26/13, K+sler und K+slern(R+bai (Fn. 45), Rn. 70, 73.
193 EuGHRs. C-143/13, Matei (Fn. 168), Rn. 73, 74.
194 EuGHRs. C-96/14, Van Hove (Fn. 188), Rn. 40, 41.
195 EuGHRs. C-96/14, Van Hove (Fn. 188), Rn. 43.
196 EuGHRs. C-96/14, Van Hove (Fn. 188), Rn. 44.
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cher, wie die franz$sische Regierung in ihren schriftlichen
Erkl"rungen ausf!hrte, nicht notwendigerweise von dem
Umstand Kenntnis genommen, dass der Begriff „vollst"ndi-
ge Arbeitsunf"higkeit“ im Sinne dieses Vertrages nicht dem
Begriff „dauerhafte teilweise Arbeitsunf"higkeit“ im Sinne
des franz$sischen Sozialversicherungsrechts entspreche.198

Es sei Sache des nationalen Gerichts, im Hinblick auf die
Besonderheiten der strittigen Vertragsklausel zu kl"ren, ob
ein normal informierter, angemessen aufmerksamer und
verst"ndiger Durchschnittsverbraucher in Anbetracht aller
einschl"gigen Tatsachen die f!r ihn m$glicherweise erhebli-
chen wirtschaftlichen Folgen der Einschr"nkung der in der
Versicherungspolice enthaltenen #bernahme einsch"tzen
konnte.199 In diesem Kontext k$nne auch relevant sein, dass
der Versicherungsvertrag zusammen mit den Darlehensver-
tr"gen Teil eines Vertrageswerks ist. Vom Verbraucher
k$nne nicht verlangt werden, die gleiche Aufmerksamkeit
hinsichtlich des Umfangs der vom Versicherungsvertrag ab-
gedeckten Risiken walten zu lassen, wie wenn er die Vertr"-
ge getrennt abgeschlossen h"tte.200 Abschließend wies der
EuGH darauf hin, dass in Zweifelsf"llen das nationale Ge-
richt verpflichtet, sei nach Art. 5 die f!r den Verbraucher
g!nstigste Auslegung vorzunehmen.201

cc) Einordnung in die Rechtsprechung

Wie auch in K&sler und K&slern% R&bai202 !berließ der
EuGH die Letztentscheidungskompetenz, ob ein Hauptge-
genstand des Vertrages i.S.d. Art. 4 Abs. 2 RL 93/13 vor-
liegt, nahezu vollst"ndig den mitgliedstaatlichen Gerichten.
Dagegen l"sst sich den Auslegungen des EuGH mit hin-
reichender Deutlichkeit entnehmen, dass er die Definition
der vollst"ndigen Arbeitsunf"higkeit nicht als hinreichend
transparent erachtet. In der Literatur wird bedauert, dass der
EuGH diese Klauselgestaltung nicht an Art. 3 Abs. 1 RL 93/
13 gemessen hat.203

m) Ausweitung des Verbraucherbegriffs auf
Mitschuldner (Rs. C-348/14, Bucura)

aa) Sachverhalt

Die rum"nische Judecǎtoria C/mpulung (Gericht erster In-
stanz C/mpulung) legte dem EuGH eine Reihe von Fragen
zur Auslegung der RL 93/13 vor. Erstens stand zur Kl"rung
an, ob ein nationales Gericht, das mit einem Einspruch ge-
gen die Zwangsvollstreckung aus einem Kreditvertrag be-
fasst ist, im Falle einer Erlaubnis zur Zwangsvollstreckung
ohne Anwesenheit des Verbrauchers seinerseits verpflichtet
ist, die Missbr"uchlichkeit der in dem Vertrag vorgesehenen
Geb!hren, deren H$he im Vertrag nicht angegeben wird,
von Amts wegen zu pr!fen. Zweitens fragte das Gericht, ob
die Angabe des Jahreszinses klar und verst"ndlich i.S.d.
Art. 3 und 4 der RL 93/13 abgefasst ist. Drittens, ob das na-
tionale Gericht in Anbetracht der fehlenden Angabe der H$-
he der aufgrund des Vertrages geschuldeten Geb!hren und
der Einbeziehung der Modalit"ten der Zinsberechnung in
diesen Vertrag, ohne Angabe von deren H$he, gem"ß den
Bestimmungen der RL 87/102/EWG204 und den Bestim-
mungen der RL 93/13 davon ausgehen muss, dass der ge-
w"hrte Kredit als geb!hren- und zinsfrei anzusehen ist.
Viertens stand in Frage, ob der Mitschuldner eines Kredit-
vertrages unter den Begriff „Verbraucher“, wie er in Art. 2
lit. b der RL 93/13 und Art. 1 Abs. 2 lit. a der RL 87/102 de-
finiert ist, f"llt. Bejahendenfalls w"re zu kl"ren, ob es mit
dem Grundsatz der Effektivit"t vereinbar ist, wenn nur der

Hauptschuldner !ber die H$he der Zinsen, Geb!hren und
Kosten mittels eines monatlichen Kontoauszugs oder eines
Aushangs am Sitz der Bank in Kenntnis gesetzt wird. Ab-
schließend fragte das vorlegende Gericht, ob die RL 87/102
eine Bank verpflichtet, sowohl dem Schuldner als auch dem
Mitschuldner welche Informationen, wann und in welcher
Form bereitzustellen.

Im Ausgangsverfahren wurde ein Verbraucherkreditvertrag,
welcher mit der Verwendung einer Kreditkarte verbunden
ist, abgeschlossen. Die Kl"gerin unterzeichnete einen Zu-
satz zu diesem Vertrag, der sie zur Mitschuldnerin des Kre-
dits machte. Da der Hauptschuldner des Verbraucherkredit-
vertrages seinen Zahlungsverpflichtungen nicht mehr nach-
kam, stellte der Kreditgeber einen gerichtlichen Vollstre-
ckungsantrag, welchem stattgegeben wurde. Die Mitschuld-
nerin wurde durch den Kreditgeber !ber die Druchf!hrung
einer Beschlagnahme eines Teils ihres Verm$gens infor-
miert. Daraufhin folgte die Mitteilung an die Schuldner,
dass ein Gerichtsvollzieher mit der Durchf!hrung der Voll-
streckung betraut wurde. Die Mitschuldnerin legte gegen
die Zwangsvollstreckungsmaßnahmen Einspruch ein. Das
vorlegende Gericht vermutete, dass bestimmte Klauseln des
Vertrages missbr"uchlich seien.

bb) Wesentliche Gr!nde

Der EuGH entschied zun"chst, dass Art. 1 Abs. 2 lit. a RL
87/102 und Art. 2 lit. b RL 93/13 dahin auszulegen sind,
dass unter den Begriff „Verbraucher“ eine nat!rliche Person
falle, die sich in der Situation eines Mitschuldners im Rah-
men eines mit einem Gewerbetreibenden geschlossenen
Vertrages befindet, wenn sie zu einem Zweck handelt, der
nicht ihrer beruflichen oder gewerblichen T"tigkeit zuge-
rechnet werden kann. Der Gerichtshof erl"uterte, dass keine
Notwendigkeit bestehe, zwischen Hauptschuldner und Mit-
schuldner zu unterscheiden. Beide genießen denselben
Schutz, insbesondere im Hinblick auf das Recht, grundle-
gende Informationen zu erhalten, die es ihnen erm$glichen,
den Umfang der vertraglichen Verpflichtungen zu beurtei-
len.205

Art. 6 Abs. 1 RL 93/13 sei dahin auszulegen, dass das natio-
nale Gericht die Missbr"uchlichkeit der Klauseln eines Ver-
brauchervertrages von Amts wegen zu pr!fen hat, wenn es
!ber die hierzu erforderlichen tats"chlichen und rechtlichen
Angaben verf!gt. Unter Verweis auf VB P%nz$gyi L(zing206

und Aziz207 erkl"rte der EuGH, dass das nationale Gericht,
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197 EuGHRs. C-96/14, Van Hove (Fn. 188), Rn. 45.
198 EuGHRs. C-96/14, Van Hove (Fn. 188), Rn. 46.
199 EuGHRs. C-96/14, Van Hove (Fn. 188), Rn. 47.
200 EuGHRs. C-96/14, Van Hove (Fn. 188), Rn. 48.
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bei dem ein nach dem Widerspruch eines Verbrauchers ge-
gen einen Mahnbescheid eingeleitetes Streitverfahren an-
h"ngig ist, verpflichtet sei, von Amts wegen Untersuchungs-
maßnahmen durchzuf!hren, um festzustellen, ob eine Klau-
sel in einem Verbrauchervertrag in den Anwendungsbereich
der RL 93/13 f"llt, und, falls dies zu bejahen sei, von Amts
wegen zu beurteilen, ob eine solche Klausel m$glicherweise
missbr"uchlich ist.208

Im Lichte von RWE Vertrieb209 sowie K&sler und K&slern%
R&bai,210 sei es gem"ß Art. 5 und dem 20. Erw"gungsgrund
der RL 93/13 f!r den Verbraucher von grundlegender Be-
deutung, dass er vor Abschluss eines Vertrages !ber die Ver-
tragsbedingungen und die Folgen des Vertragsschlusses in-
formiert ist.211 Die RL 87/102 sehe in Art. 4 vor, welche An-
gaben zwingend in Verbraucherkreditvertr"gen aufzuneh-
men sind. So ergebe sich aus Art. 4 Abs. 3 i.V.m. Nr. 2 ii)
des Anhangs zur RL 87/102, dass in Kreditvertr"gen, die
mittels Kreditkarten abgewickelt werden, die R!ckzah-
lungsbedingungen oder die M$glichkeit zur Feststellung
dieser Bedingungen transparent dargestellt werden m!s-
sen.212 Eine entscheidende Rolle komme zum einen der Fra-
ge zu, ob diese Klauseln klar und verst"ndlich abgefasst
sind, so dass sie einem Durchschnittsverbraucher, d.h.
einem normal informierten, angemessen aufmerksamen und
verst"ndigen Verbraucher die Ermittlung der Gesamtkosten
der Kreditaufnahme erm$glicht.213 Zum anderen seien die
Informationen im Verbraucherkreditvertrag maßgeblich, die
in Anbetracht der Art der den Gegenstand des Vertrages bil-
denden Waren oder Dienstleistungen als wesentlich erachtet
werden, insbesondere die in Art. 4 der RL 87/102 genannten
Informationen.214

cc) Einordnung in die Rechtsprechung

Die Bedeutung des Urteils liegt in der Ausweitung des An-
wendungsbereichs der RL 93/13. Die Richtlinie ist auf einen
Mitschuldner anwendbar, der Verbindlichkeiten des Haupt-
schuldners !bernommen hat, sofern er als nat!rliche Person
zu Zwecken außerhalb seiner gewerblichen oder beruflichen
T"tigkeit gehandelt hat. Seit Tarcǎu steht fest,215 dass die RL
93/13 auch auf B!rgschaftsvertr"ge anwendbar ist, die zwi-
schen einer nat!rlichen Person und einem Kreditinstitut zur
Sicherung von Verbindlichkeiten geschlossen wurden, die
eine Handelsgesellschaft gegen!ber diesem Institut im Rah-
men eines Kreditvertrags eingegangen ist, wenn die nat!rli-
che Person zu Zwecken außerhalb ihrer gewerblichen oder
beruflichen T"tigkeit gehandelt hat und keine Verbindung
funktioneller Art zu dieser Gesellschaft aufweist.216

n) Verbrauchereigenschaft eines Rechtsanwalts
(Rs. C-110/14, Costea)

aa) Sachverhalt

Die rum"nische Judecǎtorie Oradea (Gericht erster Instanz
Oradea) fragte den EuGH, ob Art. 2 lit. b der RL 93/13 da-
hin auszulegen ist, dass eine den Rechtsanwaltsberuf aus-
!bende nat!rliche Person, die mit einer Bank einen Kredit-
vertrag schließt, in dem der Zweck des Kredits nicht spezifi-
ziert wird, als Verbraucher im Sinne dieser Vorschrift ange-
sehen werden kann.

Dieses Ersuchen erging im Rahmen eines Rechtsstreits zwi-
schen Herrn Costea und der SC Volksbank Rom/nia !ber
einen Antrag auf Nichtigerkl"rung einer Vertragsklausel
!ber eine Risikoprovision in einem Darlehensvertrag und

die Erstattung der von der Volksbank vereinnahmten Provi-
sion. Herr Costea, der den Beruf des Rechtsanwalts aus!bt,
unterzeichnete einen Kreditvertrag mit der Volksbank Ro-
m/nia. Die R!ckzahlung dieses Darlehens wurde durch eine
Hypothek an einem Grundst!ck gesichert, das im Eigentum
seiner Rechtsanwaltskanzlei steht. Er unterzeichnete diesen
Kreditvertrag zum einen als Kreditnehmer und zum anderen
als Vertreter seiner Rechtsanwaltskanzlei in ihrer Eigen-
schaft als Hypothekenbestellerin. Die Hypothek wurde
durch einen getrennten, notariell beurkundeten Vertrag zwi-
schen der Volksbank und der Rechtsanwaltskanzlei bestellt,
die dabei durch Herrn Costea vertreten wurde.

bb) Wesentliche Gr!nde

Die RL 93/13 gilt f!r alle Vertr"ge zwischen „Verbrau-
chern“ und „Gewerbetreibenden“.217 Wie bereits in Asbeek
Brusse und de Man Garabito218 und Šiba festgestellt,219 defi-
niere die Richtlinie daher die Vertr"ge, auf die sie Anwen-
dung findet, unter Bezugnahme auf die Eigenschaft der Ver-
tragspartner, d.h. darauf, ob sie im Rahmen ihrer gewerb-
lichen oder beruflichen T"tigkeit handeln oder nicht. Das
durch die RL 93/13 geschaffene Schutzsystem beruhe n"m-
lich auf der schw"cheren Verhandlungsposition und dem
geringeren Informationsstand des Verbrauchers gegen!ber
dem Gewerbetreibenden.220

Laut EuGH kann ein und dieselbe Person bei bestimmten
Gesch"ften als Verbraucher und bei anderen als Gewerbe-
treibender handeln. Der Verbraucherbegriff habe objektiven
Charakter und sei unabh"ngig von den konkreten Kenntnis-
sen, die die betreffende Person haben mag, oder den Infor-
mationen, !ber die sie tats"chlich verf!gt. Das nationale
Gericht habe unter Ber!cksichtigung aller Beweise und ins-
besondere des Wortlauts des Vertrages die Frage zu pr!fen,
ob der Kreditnehmer als Verbraucher im Sinne der Richt-
linie eingestuft werden k$nne. Hierzu seien s"mtliche
Umst"nde des Einzelfalls zu ber!cksichtigen, die belegen
k$nnen, zu welchem Zweck die Ware oder Dienstleistung
erworben wird.221

Im Einklang mit den Schlussantr"gen des Generalanwalts
Cruz Villal#n erkl"rte der Gerichtshof, dass sich ein Rechts-
anwalt gegen!ber einem Gewerbetreibenden, mit dem er
einen Vertrag schließt, der mangels eines Bezugs zur T"tig-
keit seiner Kanzlei nicht mit der Aus!bung des Rechtsan-
waltsberufs in Verbindung steht, in einer schw"cheren Posi-
tion befinde. Auch wenn unterstellt w!rde, dass ein Rechts-
anwalt !ber ein hohes Maß an Fachkenntnissen verf!gt, lie-
ße sich daraus nicht schließen, dass er gegen!ber einem Ge-
werbetreibenden keine schw"chere Partei sei. Die schw"-
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chere Position des Verbrauchers resultiere sowohl aus sei-
nem Informationsstand als auch aus seiner Verhandlungspo-
sition im Fall des Vorliegens von Bedingungen, die von dem
Gewerbetreibenden vorformuliert wurden und auf deren In-
halt er keinen Einfluss hat.222

Der Umstand, dass die sich aus dem betreffenden Vertrag
ergebende Forderung durch eine Hypothek gesichert ist,
die ein Rechtsanwalt als Vertreter seiner Rechtsanwalts-
kanzlei bestellt hat und die G!ter betrifft, die der Aus-
!bung seiner beruflichen T"tigkeit dienen, sei f!r diese Be-
urteilung ohne Belang. Die Einstufung des Rechtsanwalts
als Verbraucher oder Gewerbetreibender im Rahmen seiner
Verpflichtung als Besteller der Hypotheken sei nicht aus-
schlaggebend daf!r, welche Eigenschaft er im Rahmen des
als Hauptvertrag geschlossenen Kreditvertrages habe.223

Der EuGH folgt der Argumentation von Generalanwalt
Cruz Villal#n.224

cc) Einordnung in die Rechtsprechung

Nicht die pers$nlichen Eigenschaften der Vertragspartei,
sondern der objektive Vertragszweck entscheidet !ber die
Rechtsnatur als Verbrauchervertrag. Auf die besonderen
Kompetenzen der Vertragspartei komme es nicht an. Maß-
geblich ist nur der streitige Vertrag, nicht aber die "ußeren
Begleitumst"nde. Die Absicherung eines f!r private Zwe-
cke aufgenommenen Darlehens durch eine Hypothek an
einem Kanzleigrundst!ck ist lediglich ein Begleitumstand,
der am privaten Zweck des Darlehensvertrags nichts "n-
dert. Offen bleibt, wie diese Auslegung mit der Argumen-
tation in Dietzinger vereinbar ist.225 Dort hatte der EuGH
angenommen, dass eine B!rgschaft nur dann in den An-
wendungsbereich der RL 85/577/EWG !ber Haust!rge-
sch"fte f"llt,226 wenn sowohl die B!rgschaft als auch die
gesicherte Forderung auf einem Verbrauchergesch"ft be-
ruhten. Allerdings lag in Costea die umgekehrte Konstella-
tion vor. Der m$gliche gewerbliche Aspekt beschr"nkt sich
auf den akzessorischen Vertrag, da Herr Costea den Siche-
rungsvertrag als Vertreter seiner Einzelrechtsanwaltskanz-
lei unterschrieben hat. So stelle sich die Frage nach der
Anwendbarkeit des Grundsatzes accesorium sequitur prin-
cipale nicht.227

Wie vom Generalanwalt erl"utert, wurden die Beteiligten in
der m!ndlichen Verhandlung aufgefordert, sich bei ihren
Ausf!hrungen darauf zu konzentrieren, welche Auswirkun-
gen der akzessorische Sicherungsvertrag auf die Verbrau-
chereigenschaft hat und ob und inwieweit die Vorgaben aus
dem 17. Erw"gungsgrund der RL 2011/83/EU228 zu Vertr"-
gen mit doppeltem Zweck auf den vorliegenden Fall an-
wendbar sind.229 In Gruber bestand der EuGH auf einer en-
gen Auslegung des Verbraucherbegriffs bei gemischt ge-
werblich-privaten Vertr"gen.230 Dient ein Vertrag sowohl
einem pers$nlichen wie einem beruflichen Bedarf, so muss
der private Zweck eindeutig !berwiegen und der gesch"ftli-
che Zweck v$llig untergeordnet sein. Der 17. Erw"gungs-
grund der RL 2011/83 gibt dem Kriterium des !berwiegen-
den Zwecks den Vorzug: „Wird der Vertrag … teilweise f!r
gewerbliche und teilweise f!r nichtgewerbliche Zwecke
[des Betroffenen] abgeschlossen (Vertr"ge mit doppeltem
Zweck) und ist der gewerbliche Zweck im Gesamtzusam-
menhang des Vertrages nicht !berwiegend, so sollte diese
Person auch als Verbraucher betrachtet werden.“ Der Gene-
ralanwalt sowie die Europ"ische Kommission pl"dierten da-
f!r, die RL 2011/83 heranzuziehen.231 Aus dem Urteil des

EuGH resultieren letztendlich keine neuen Maßst"be f!r die
sog. dual-use-Vertr"ge.232 Das ist auch nicht zu beanstanden,
da Herr Costea den Kreditvertrag letztlich allein zur De-
ckung seiner laufenden pers$nlichen Kosten aufgenommen
hatte.233

o) Vereinbarkeit eines vereinfachten notariellen
Zwangsvollstreckungsverfahrens mit der RL 93/13
(Rs. C-32/14, ERSTE Bank Hungary)

aa) Sachverhalt

Im Vorabentscheidungsersuchen des ungarischen Főv+rosi
Tőrv(nysźek (Hauptst"dtischer Gerichtshof) stand in Frage,
ob es mit Art. 7 Abs. 1 der RL 93/13 vereinbar ist, einem
Notar, der unter Wahrung der Formerfordernisse eine einen
Vertrag zwischen einem Gewerbetreibenden und einem Ver-
braucher betreffende Urkunde verfertigt hat, zu erlauben,
diese Urkunde mit der Vollstreckungsklausel zu versehen
und so, außerhalb eines streitigen Verfahrens bei einem Ge-
richt und ohne vorherige Kontrolle der Missbr"uchlichkeit
der Vertragsklauseln, die Zwangsvollstreckung des Vertra-
ges gegen den Verbraucher einzuleiten.

Der Verbraucher schloss mit einer Bank einen notariell be-
urkundeten Hypothekendarlehensvertrag, auf dessen
Grundlage ihm ein Darlehen f!r den Kauf einer Wohnung
gew"hrt wurde. Auf der Grundlage dieses Vertrages gab der
Verbraucher ein notariell beurkundetes Schuldanerkenntnis
ab, mit dem der Bank zum einen das Recht gew"hrt wurde,
den Darlehensvertrag im Fall der Nichterf!llung der ver-
traglichen Verpflichtungen des Schuldners zu k!ndigen,
und zum anderen die sich aus dem Vertrag ergebende Forde-
rung auf der Grundlage einer von ihr aufgestellten Abrech-
nung beizutreiben, indem sie beim Notar die Anbringung
der Vollstreckungsklausel auf den verschiedenen Urkunden
erwirkt. Als der Verbraucher seiner Zahlungspflicht nicht
nachkam, k!ndigte die Bank den Vertrag und beantragte die
Erteilung einer Vollstreckungsklausel gegen den Schuldner.
Der Notar gab diesem Antrag statt. Der Verbraucher bean-
tragte daraufhin beim Notar die L$schung der Vollstre-
ckungsklausel auf dem notariell beurkundeten Darlehens-
vertrag und machte geltend, dieser Vertrag enthalte miss-
br"uchliche Klauseln und ber!cksichtige nicht die gesetzli-
chen Bestimmungen !ber Verbraucherkredite. Der Notar
wies den Antrag auf L$schung der Vollstreckungsklausel
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mit der Begr!ndung zur!ck, dass diese mit keinem Fehler
behaftet sei. Der Verbraucher erhob Klage beim vorlegen-
den Gericht und beantragte, die Entscheidung des Notars
aufzuheben und die Vollstreckungsklausel zu l$schen.

bb) Wesentliche Gr!nde

Der EuGH erl"uterte unter Verweis auf die Schlussantr"ge
des Generalanwalts Cruz Villal#n,234 dass die bisherige
Rechtsprechung des Gerichtshofs nicht auf die T"tigkeit
eines Notars !bertragbar sei.235 Der EuGH wies das Vorbrin-
gen der Europ"ischen Kommission zur!ck. Diese hatte pl"-
diert, dass die f!r einen Notar bestehende M$glichkeit, die
Zwangsvollstreckung aus einem Vertrag in Gang zu setzen,
ohne im Rahmen des Verfahrens zur Erteilung der Vollstre-
ckungsklausel oder des Verfahrens zu ihrer L$schung die
Missbr"uchlichkeit verschiedener Klauseln gepr!ft zu ha-
ben, gegen die RL 93/13 in ihrer Auslegung durch den
EuGH, insbesondere durch die Urteile Banco Espa'ol de
Cr%dito236 und Banif Plus Bank237 verstoße. Das notarielle
Verfahren entfalte Wirkungen wie ein gerichtliches Verfah-
ren und der Notar m!sse von Amts wegen beurteilen k$n-
nen, ob Vertragsklauseln missbr"uchlich seien.238

Mangels einer unionsrechtlichen Harmonisierung der den
Notaren im Rahmen von Zwangsvollstreckungsverfahren
zugewiesenen Rolle berief sich der EuGH auf die Grund-
s"tze der &quivalenz und Effektivit"t.239 Hinsichtlich des
&quivalenzgrundsatzes stellte der Gerichtshof fest, dass es
keinerlei Anhaltspunkte f!r einen Zweifel an der Vereinbar-
keit der in Rede stehenden Regelung gebe.240 In Bezug auf
den Effektivit"tsgrundsatz sei zu ermitteln, ob angemessene
und wirksame Mittel bestehen, missbr"uchlichen Klauseln
in den mit Verbrauchern geschlossenen Vertr"gen ein Ende
zu setzen.241 Nach Auffassung des EuGH scheinen die Be-
stimmungen des ungarischen Gesetzes !ber die Notare
grunds"tzlich zur Beachtung der in diesen Vorschriften auf-
gestellten Anforderungen beizutragen. Der Notar sei im un-
garischen Verfahrensrecht befugt, insbesondere im Stadium
der Errichtung einer $ffentlichen Urkunde, die einen Ver-
brauchervertrag betrifft, eine entscheidende Rolle im Hin-
blick auf die Vermeidung der Missbr"uchlichkeit von Klau-
seln zu spielen. Seine Einschaltung in die Beratung soll die
Gleichbehandlung der Parteien, auch im Zwangsvollstre-
ckungsverfahren, sicherstellen.242

Wie von Generalanwalt Cruz Villal#n ausgef!hrt,243 m!sse
dem Verbraucher erm$glicht werden, den streitigen Vertrag
– auch in der Phase, in der aus ihm vollstreckt wird – vor
Gericht anzufechten.244 Aus der Vorlageentscheidung gehe
hervor, dass der Verbraucher nachMaßgabe des ungarischen
B!rgerlichen Gesetzbuches den Vertrag anfechten und nach
der ungarischen Zivilprozessordnung die Einstellung, Be-
schr"nkung oder Aussetzung der Zwangsvollstreckung be-
antragen k$nne.245 Es sei Sache des vorlegenden Gerichts zu
pr!fen, ob die nationalen Gerichte die Missbr"uchlichkeit
der Vertragsklauseln pr!fen und von Amts wegen die Nich-
tigkeit aufgreifen k$nnen und m!ssen.246 Dass der Verbrau-
cher selbst ein gerichtliches Verfahren anstrengen muss,
k$nne – entgegen dem Vorbringen der Kommission – f!r
sich genommen nicht gegen den Grundsatz der Effektivit"t
verstoßen. Ein durch die RL 93/13 gew"hrleisteter effekti-
ver gerichtlicher Rechtsschutz beruhe auf der Pr"misse, dass
die nationalen Gerichte zuvor von einer der Parteien dieses
Vertrages angerufen werden.247 Die abschließende Pr!fung,
ob die innerstaatlichen Modalit"ten dem Verbraucher einen

effektiven gerichtlichen Rechtsschutz gew"hrleisten, !ber-
ließ der EuGH dem nationalen Gericht.248

Der EuGH folgt den Schlussantr"gen des Generalanwalts
Cruz Villal#n. Dieser betonte, dass jedem Notar die Pflicht
obliege, den Verbraucher bei der Errichtung einer notariel-
len Urkunde !ber das etwaige Vorliegen von ihm festgestell-
ter missbr"uchlicher Vertragsklauseln sowie !ber die ihm
vom Gesetz erteilte Befugnis, die Zwangsvollstreckung des
Vertrages allein auf Grundlage einer formalen Kontrolle
einzuleiten, und !ber die Konsequenzen, die sich daraus ins-
besondere in verfahrensrechtlicher Hinsicht ergeben, zu in-
formieren.249 Die ungarische und die deutsche Regierung
vertraten !bereinstimmend die Auffassung, die RL 93/13
stehe einem Verfahren zur Erteilung der Vollstreckungs-
klausel mit den im Ausgangsverfahren in Rede stehenden
Merkmalen nicht entgegen.250

cc) Einordnung in die Rechtsprechung

Der EuGH hat die ungarische Rechtslage nicht beanstandet,
da den Notaren nicht dieselbe Aufgabe zukommt wie den
Gerichten, die allein von Amts wegen die Missbr"uchlich-
keit der Klausel pr!fen m!ssten. Den Grundsatz der Effekti-
vit"t hielt der EuGH f!r gewahrt, weil der Notar grunds"tz-
lich schon bei der Errichtung des Titels darauf zu achten ha-
be, dass keine missbr"uchlichen Klauseln vereinbart wer-
den. Diese Feststellung ist f!r Deutschland relevant, da
Deutschland ein "hnliches System der notariellen Schuldan-
erkenntnisse vorsieht. Nach § 797 Abs. 2 S. 1 ZPO !ber-
nimmt der Notar bei der Erteilung der Klausel funktional
die Aufgaben eines Urkundsbeamten der Gesch"ftsstelle.
Daher vertrat der BGH die Auffassung, dass AGB-recht-
liche Einw"nde gegen die Unterwerfungserkl"rung im Rah-
men der Klauselerinnerung (§ 732 ZPO) nicht zu pr!fen
sind.251 Der EuGH habe implizit die deutsche Rechtslage f!r
unionsrechtskonform erkl"rt.252 Aus verbraucherschutz-
rechtlicher Perspektive liefert diese Argumentation Spreng-
stoff.253
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p) Einspruchsfrist gegen Hypothekenvollstreckung
(Rs. C-8/14, BBVA)

aa) Sachverhalt

Der spanische Juzgado de Primera Instancia n8 4 de Marto-
rell (Gericht erster Instanz Nr. 4 von Martorell) fragte den
EuGH, ob Art. 6 Abs. 1 und Art. 7 der RL 93/13 einer spani-
schen #bergangsbestimmung, die infolge des Urteils Aziz254

erlassen wurde, entgegensteht. Im Anschluss an die Verk!n-
dung des Urteils Azizwurden mit dem Gesetz 1/2013 die Ar-
tikel des spanischen Zivilprozessgesetzes !ber das Voll-
streckungsverfahren bei hypothekarisch belasteten Sachen
ge"ndert. Diese &nderung erm$glicht es dem Vollstre-
ckungsschuldner bei den nach Inkrafttreten des Gesetzes
1/2013 eingeleiteten Verfahren, innerhalb einer gew$hnli-
chen Frist von zehn Tagen ab dem Zeitpunkt der Mitteilung
des Rechtsakts, mit dem die Vollstreckung angeordnet wird,
Einspruch einzulegen. Die streitige #bergangsbestimmung
erfasst die im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes
1/2013 anh"ngigen Vollstreckungsverfahren, bei denen die
Einspruchsfrist von zehn Tagen bereits begonnen hat oder
abgelaufen ist. Der spanische Gesetzgeber hat die Einf!h-
rung einer#bergangsfrist f!r erforderlich gehalten, um auch
den Verbrauchern, gegen die ein Vollstreckungsverfahren
anh"ngig ist, zu erm$glichen, einen außerordentlichen Ein-
spruch einzulegen. Diese k$nnen innerhalb einer Aus-
schlussfrist von einem Monat, die ab dem Tag nach der Ver-
$ffentlichung des Gesetzes berechnet wird, Einspruch gegen
die Zwangsvollstreckung, insbesondere wegen angeblich
missbr"uchlicher Vertragsklauseln, einlegen.255

Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens war das Ausgangsverfah-
ren noch nicht abgeschlossen. Nach Ablauf der Einmonats-
frist machten die Verbraucher geltend, dass die Ausschluss-
frist gegen die RL 93/13 verstoße, weil sie eindeutig zu kurz
sei. Wegen der großen Anzahl von Betroffenen seien die
Rechtsberater !berfordert gewesen, alle ihnen vorgelegten
F"lle zu bearbeiten.

bb) Wesentliche Gr!nde

Da die Modalit"ten der Festlegung einer Einspruchsfrist im
Rahmen eines Hypothekenvollstreckungsverfahrens nicht
vereinheitlicht worden sind, beurteilte der EuGH die stritti-
ge Bestimmung anhand des &quivalenz- und Effektivit"ts-
grundsatzes.256 Das &quivalenzprinzip bietet keinen An-
haltspunkt f!r einen Zweifel an der Vereinbarkeit der streiti-
gen Bestimmung.257

Generalanwalt Szpunar schlug vor,258 den Effektivit"ts-
grundsatz in zwei Teile zu zerlegen: die Dauer der vom Ge-
setzgeber festgelegten Ausschlussfrist und die Modalit"ten,
die diese Frist in Lauf setzt. Eine Ausschlussfrist von einem
Monat f!r die Einlegung eines außerordentlichen Ein-
spruchs sei grunds"tzlich ausreichend, um einen wirksamen
Rechtsbehelf vorzubereiten und einzulegen, und erweise
sich somit gegen!ber den ber!hrten Rechten und Belangen
als angemessen und verh"ltnism"ßig.259 Die Entscheidung
des Gesetzgebers, den Beginn der Frist an die Ver$ffentli-
chung des Gesetzes im spanischen Amtsblatt zu kn!pfen,
sei dagegen mit dem Effektivit"tsgrundsatz nicht vereinbar.
Die Verbraucher wurden zum Zeitpunkt der Einleitung des
gegen sie gerichteten Vollstreckungsverfahrens mit einer an
sie pers$nlich gerichteten individuellen Mitteilung !ber ihr
Recht informiert, innerhalb einer Frist von zehn Tagen ab
dieser Mitteilung Einspruch einzulegen.260 Die Verbraucher

konnten nicht vern!nftigerweise damit rechnen, eine neue
M$glichkeit zur Einlegung eines Einspruchs zu erhalten, da
sie nicht auf demselben verfahrensrechtlichen Weg dar!ber
informiert worden waren.261 Dass die Ausschlussfrist be-
ginnt, ohne dass die betroffenen Verbraucher pers$nlich da-
r!ber informiert werden, dass sie einen neuen Einspruchs-
grund im Rahmen eines bereits vor Inkrafttreten des neuen
Gesetzes eingeleiteten Vollstreckungsverfahrens geltend
machen k$nnen, sei nicht geeignet, die volle Aussch$pfung
dieser Frist zu gew"hrleisten, und infolgedessen auch nicht
die effektive Wahrnehmung des mit der spanischen Geset-
zes"nderung zuerkannten Rechts.262 Es bestehe eine erheb-
liche Gefahr, dass die Frist abl"uft, ohne dass die betroffe-
nen Verbraucher ihre Rechte wirksam und zweckdienlich
gerichtlich geltend machen k$nnen.263 Der EuGH folgt der
Argumentation von Generalanwalt Szpunar.264

cc) Einordnung in die Rechtsprechung

Nationale Ausschlussfristen sind nur dann mit dem Effekti-
vit"tsgebot vereinbar, wenn der Einzelne vor Fristablauf
eine reale M$glichkeit hat, seine Rechte geltend zu machen.
Erforderlich sei ein subjektiver Fristbeginn, der an die
Kenntnis der maßgeblichen Tatsachen ankn!pfe.265 Neu sei,
f!r den Fristbeginn auf die Rechtskenntnis des Verbrauchers
abzustellen. EuGH und Generalanwalt sind sich einig, dass
das zust"ndige Gericht die Verbraucher in einem anh"ngi-
gen Verfahren !ber Rechtsbehelfe informieren m!sse, die in
Folge der Gesetzes"nderung zwischenzeitlich eingef!hrt
worden sind.266

q) Amtspr$fungspflicht im Zwangsvollstreckungs-
verfahren eines Mahnbescheids
(Rs. C-49/14, Finanmadrid EFC)

aa) Sachverhalt

Der Juzgado de Primera Instancia n8 5 de Cartagena (Ge-
richt erster Instanz von Cartagena) ersuchte den EuGH zu
pr!fen, ob die spanischen Regeln, welche eine Kontrolle der
Missbr"uchlichkeit von Amts wegen ausschließen, sowohl
im Stadium des Mahnverfahrens, wenn dieses durch ein De-
kret des „Secretario judicial“ beendet wird, als auch im Sta-
dium der Vollstreckung des Mahnbescheids, wenn der Rich-
ter mit einem Widerspruch gegen diese Vollstreckung be-
fasst wird, mit der RL 93/13 vereinbar sind.

Der Verbraucher schloss einen Darlehensvertrag, um den
Kauf eines Kraftfahrzeugs zu finanzieren. Da die Raten
nicht mehr gezahlt worden waren, l$ste der Darlehensgeber
den Vertrag vorzeitig auf. Der Darlehensgeber beantragte
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beim Secretario judicial des Juzgado de Primera Instancia
n8 5 de Cartagena die Einleitung eines Mahnverfahrens. Der
Antrag wurde f!r zul"ssig erkl"rt und den Antragsgegnern
aufgegeben, entweder innerhalb von 20 Tagen den schuldi-
gen Betrag zu bezahlen oder Widerspruch gegen die Gel-
tendmachung der Forderung einzulegen. Nachdem die An-
tragsgegner weder der Zahlungsaufforderung nachgekom-
men waren noch Widerspruch eingelegt hatten, beendete
der Secretario judicial mit Dekret das Mahnverfahren. Der
Darlehensgeber reichte daraufhin einen Antrag auf Anord-
nung der Vollstreckung ein.

Spanisches Verfahrensrecht sehe die Beteiligung eines
Richters im Mahnverfahren nur dann vor, wenn sich aus den
beigef!gten Dokumenten ergebe, dass der geltend gemachte
Betrag nicht korrekt sei – in diesem Fall m!sse der Secreta-
rio judicial den Richter hiervon in Kenntnis setzen –, oder
wenn der Schuldner Widerspruch gegen den Mahnbescheid
einlegt. Da es sich bei dem Dekret des Secretario judicial
um einen rechtskr"ftigen gerichtlichen Vollstreckungstitel
handle, d!rfe der Richter im Rahmen des Vollstreckungsver-
fahrens nicht mehr von Amts wegen pr!fen, ob der dem
Mahnverfahren zugrunde liegende Vertrag missbr"uchliche
Klauseln enthalte.

bb) Wesentliche Gr!nde

Der EuGH formulierte das Vorabentscheidungsersuchen da-
hingehend um, dass fraglich sei, ob die RL 93/13 einer na-
tionalen Regelung entgegensteht, nach der das mit der Voll-
streckung eines Mahnbescheids befasste Gericht die Miss-
br"uchlichkeit einer Klausel in einem Verbrauchervertrag
nicht von Amts wegen pr!fen darf, wenn die mit dem Antrag
auf Erlass eines Mahnbescheids befasste Stelle nicht befugt
ist, eine solche Pr!fung vorzunehmen.267

Der EuGH wies zun"chst darauf hin, dass er bereits in Ban-
co Espa'ol de Cr%dito entschieden habe,268 welche Aufga-
ben dem nationalen Gericht im Rahmen eines Mahnverfah-
rens obliegen, wenn der Verbraucher keinen Widerspruch
gegen den gegen ihn erlassenen Mahnbescheid erhoben
hat.269 In der Zwischenzeit habe sich das spanische Recht je-
doch ge"ndert. Zust"ndig ist nicht mehr ausschließlich der
Richter f!r den Erlass eines Mahnbescheids. Sofern der
Schuldner auf die Zahlungsaufforderung nicht reagiert oder
nicht vor Gericht erscheint, ist es nunmehr Sache des Secre-
tario judicial, ein Dekret zur Feststellung der Beendigung
des Mahnverfahrens zu erlassen, das in Rechtskraft erstar-
ken kann.270 Diese Gesetzes"nderung, mit der eine Be-
schleunigung des Mahnverfahrens bezweckt wurde, sei je-
doch nicht Gegenstand des Vorabentscheidungsersu-
chens.271

Mangels einer Vereinheitlichung der nationalen Zwangs-
vollstreckungsverfahren sind die Modalit"ten ihrer Durch-
f!hrung nach den Grunds"tzen der &quivalenz und Effekti-
vit"t zu beurteilen.272 Ein Verstoß gegen den &quivalenz-
grundsatz liege nicht vor.273 Der EuGH stellte jedoch einen
Verstoß gegen den Effektivit"tsgrundsatz fest. Falls das
Mahnverfahren ohne Pr!fung der Missbr"uchlichkeit der
Vertragsklauseln beendet werde und das mit der Vollstre-
ckung des Mahnbescheids befasste Gericht nicht befugt sei,
von Amts wegen das Vorliegen solcher Klauseln zu pr!fen,
k$nnte der Verbraucher einem Vollstreckungstitel ausge-
setzt sein, ohne zu irgendeinem Zeitpunkt des Verfahrens
die Gew"hr zu haben, dass eine solche Kontrolle vorgenom-
men wird.274 Die im betreffenden Vertrag enthaltenen Klau-

seln m!ssten im Rahmen des Mahnverfahrens oder im Rah-
men des Verfahrens zur Vollstreckung des Mahnbescheids
von Amts wegen auf ihre Missbr"uchlichkeit !berpr!ft wer-
den k$nnen.275

Dies gelte auch, wenn das nationale Verfahrensrecht dem
vom Secretario judicial erlassenen Dekret Rechtskraft ver-
leiht und ihmWirkungen zuerkennt, die denen einer gericht-
lichen Entscheidung vergleichbar sind.276 Die Modalit"ten
der Umsetzung im Rahmen des Mahnverfahrens entspre-
chen nicht dem Effektivit"tsgrundsatz, soweit sie die Sicher-
stellung des Schutzes, der den Verbrauchern mit der RL 93/
13 gew"hrt werden soll, unm$glich machen oder !berm"ßig
erschweren.277 Falls der Verbraucher nicht innerhalb der da-
f!r vorgesehenen Frist Widerspruch gegen den Mahnbe-
scheid erhoben hat und der Secretario judicial nicht den
Richter befasst hat, erwachse das Dekret, mit dem der Secre-
tario judicial das Mahnverfahren beendet, in Rechtskraft, so
dass die Kontrolle missbr"uchlicher Klauseln im Stadium
der Vollstreckung eines Mahnbescheids unm$glich gemacht
werde.278 Es bestehe die Gefahr, dass die betroffenen Ver-
braucher den erforderlichen Widerspruch nicht erheben.
Hierf!r kommen gleich mehrere Ursachen in Betracht: die
besonders kurze Frist, die Kosten eines gerichtlichen Ver-
fahrens, die Unkenntnis der Rechte, die knappen Angaben
in dem von den Gewerbetreibenden eingereichten Antrag
auf Erlass eines Mahnbescheids oder die Unvollst"ndigkeit
der ihnen zur Verf!gung gestellten Informationen.279 Zwei-
tens sei der Secretario judicial nur dann verpflichtet, den
Richter zu befassen, wenn sich aus den dem Antrag beige-
f!gten Dokumenten ergebe, dass der geltend gemachte Be-
trag nicht korrekt sei.280 Auf eine Pr!fung des Art. 47 der
Charta ließ sich der EuGH nicht ein, da das vorlegende Ge-
richt nicht ausgef!hrt habe, aus welchen Gr!nden ihm die
Vereinbarkeit der spanischen Regelung mit diesem Artikel
fraglich erscheint.281

Der EuGH folgte im Wesentlichen den Schlussantr"gen des
Generalanwalts Szpunar. Unterschiede bestehen jedoch in-
sofern, als der Generalanwalt f!r die Ausweitung der Recht-
sprechung in Banco Espa'ol de Cr%dito282 auf die Rolle des
Secretario judicial im Mahnverfahren pl"dierte. Im Unter-
schied zu ERSTE Bank Hungary283 sei die Rolle eines Notars
nicht mit der eines Gesch"ftsstellenbeamten eines Gerichts
vergleichbar. Ein Mitgliedstaat k$nne sich seiner Pflicht,
eine Kontrolle missbr"uchlicher Klauseln von Amts wegen
in einem Mahnverfahren sicherzustellen, nicht dadurch ent-
ziehen, dass er die Zust"ndigkeit f!r den Erlass eines Mahn-
bescheids auf den Gesch"ftsstellenbeamten eines Gerichts
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!bertrage.284 Es sei prinzipiell nicht w!nschenswert, eine
Kontrolle von Amts wegen erst im Stadium der Vollstre-
ckung vorzusehen. Das Vollstreckungsgericht solle nur aus-
nahmsweise und mangels einer besseren L$sung eingrei-
fen.285

cc) Einordnung in die Rechtsprechung

Der EuGH verst"rkt die Amtspr!fungspflicht der nationalen
Gerichte. Unklar bleibt, ob der „Secretario judicial“ zur
amtswegigen Pr!fung verpflichtet ist.286 Der EuGH hat sich
auf das Vorabentscheidungsersuchen beschr"nkt. Er ließ die
Gelegenheit ungenutzt, das Verh"ltnis zwischen dem Effek-
tivit"tsgrundsatz und Art. 47 der Charta zu kl"ren.287

r) Zivilprozessrechtliches Verh"ltnis zwischen
Individual- und Verbandsklage (verb. Rs. C-381/14,
C-385/14, Sales Sinu%s)

aa) Sachverhalt

Der spanische Juzgado de lo Mercantil n8 9 de Barcelona
(Handelsgericht Nr. 9 von Barcelona) ersuchte um die Pr!-
fung der Vereinbarkeit einer spanischen Regelung mit Art. 7
der RL 93/13, nach der das mit einer Individualklage eines
Verbrauchers auf Feststellung der Missbr"uchlichkeit einer
Vertragsklausel befasste Gericht dieses Verfahren automa-
tisch aussetzen muss, bis ein rechtskr"ftiges Urteil in einem
anh"ngigen Verbandsklageverfahren ergangen ist, das eine
Verbraucherschutzvereinigung angestrengt hat, um insbe-
sondere der Verwendung von Klauseln wie der von der Indi-
vidualklage erfassten in derartigen Vertr"gen ein Ende zu
setzen.

Die Verbraucher klagten gegen zwei Banken auf Nichtig-
erkl"rung der Mindestzinsklauseln in ihren mit diesen
geschlossenen Hypothekendarlehensvertr"gen. Auf der
Grundlage der spanischen Zivilprozessordnung beantragten
die Beklagten die Aussetzung dieser Verfahren bis zum Er-
lass eines rechtskr"ftigen Urteils zur Beendigung eines Ver-
bandsverfahrens. Zuvor hatte eine spanische Verbraucher-
schutzvereinigung eine Verbandsklage gegen 72 Bankinsti-
tute erhoben, die u.a. auf Unterlassung der Verwendung der
Mindestzinssatzklauseln in Darlehensvertr"gen gerichtet
war. Das vorlegende Gericht war der Auffassung, dass es
verpflichtet sei, die bei ihm anh"ngigen Individualverfahren
auszusetzen, bis ein rechtskr"ftiges Urteil im Verbandsver-
fahren ergangen ist. Die damit verbundene aufschiebende
Wirkung bewirke zwangsl"ufig, dass die Individualklage
sowohl hinsichtlich des Verfahrensablaufs als auch hinsicht-
lich des Ergebnisses von der Verbandsklage abh"nge. Mit
der Beteiligung an der Verbandsklage seien verschiedene
Einschr"nkungen verbunden, da sich zum einen der Recht-
suchende m$glicherweise nicht an das zust"ndige Gericht
seines Wohnsitzes wenden k$nne und zum anderen die
M$glichkeit, zur St!tzung der Verbandsklage individuell
Stellung zu nehmen, zeitlich beschr"nkt sei.

bb) Wesentliche Gr!nde

Auf Grundlage seiner bisherigen Rechtsprechung, insbeson-
dere in Asociaci#n de Consumidores Independientes de Ca-
stilla y Le#n,288 schlussfolgerte der EuGH, dass Individual-
und Verbandsklagen im Rahmen der RL 93/13 unterschied-
liche Rechtswirkungen entfalten. Die prozessuale Verbin-
dung zwischen beiden k$nne dem Erfordernis der Vermei-
dung gegenl"ufiger gerichtlicher Entscheidungen dienen.

Zul"ssig sei die Verkn!pfung nur, sofern das Zusammen-
spiel dieser unterschiedlichen Klagen zu keiner Schw"-
chung des Verbraucherschutzes f!hrt.289 Die prozessualen
Mittel zur Regelung des Verh"ltnisses zwischen Verbands-
und Individualklagen seien nicht harmonisiert worden und
daher anhand des &quivalenz- und des Effektivit"tsgrund-
satzes zu beurteilen.290

Ein Verstoß gegen den &quivalenzgrundsatz ist nicht er-
sichtlich.291 Jedoch k$nne die spanische Regelung die Effek-
tivit"t des mit der RL 93/13 beabsichtigten Verbraucher-
schutzes insofern beeintr"chtigen, als der Verbraucher ver-
hindert werde, seine ihm in der RL 93/13 einger"umten
Rechte individuell geltend zu machen.292 Zum einen sei der
Verbraucher an das Ergebnis der Verbandsklage zwingend
gebunden, selbst wenn er entschieden habe, sich nicht daran
zu beteiligen. Das nationale Gericht sei daran gehindert, die
Umst"nde des bei ihm anh"ngigen Falls selbst zu pr!fen.
Insbesondere seien f!r die Zwecke der Entscheidung des in-
dividuellen Rechtsstreits weder die Frage, ob die vorgeblich
missbr"uchliche Klausel einzeln ausgehandelt wurde, noch
die Art der G!ter oder Dienstleistungen, die Gegenstand des
fraglichen Vertrages sind, maßgebend.293 Zum anderen sei
der Verbraucher vom Zeitpunkt des Erlasses einer gerichtli-
chen Entscheidung !ber die Verbandsklage abh"ngig, ohne
dass das nationale Gericht beurteilen d!rfe, ob die Ausset-
zung des Individualverfahrens bis zum Erlass eines rechts-
kr"ftigen Urteils im Verbandsverfahren unter diesem Ge-
sichtspunkt sachgerecht sei.294 Hinzukomme, dass der Ver-
braucher, wenn er sich an der Verbandsklage beteiligen
m$chte, Einschr"nkungen im Zusammenhang mit der Be-
stimmung des zust"ndigen Gerichts und den Klagegr!nden
unterliege. Zudem verliere der Verbraucher die ihm im Rah-
men einer Individualklage zustehenden Rechte auf Ber!ck-
sichtigung aller seinen Fall kennzeichnenden Umst"nde so-
wie die M$glichkeit, auf die Nichtanwendung einer miss-
br"uchlichen Klausel zu verzichten.295

Ein solcher Mangel an Effektivit"t k$nne nicht mit der Not-
wendigkeit, die Koh"renz gerichtlicher Entscheidungen zu
wahren, gerechtfertigt werden. Die unterschiedliche Art der
im Rahmen einer Verbandsklage und im Rahmen einer Indi-
vidualklage ausge!bten gerichtlichen Kontrolle solle grund-
s"tzlich die Gefahr widerspr!chlicher gerichtlicher Ent-
scheidungen ausr"umen. Die effektive Wahrnehmung der
den Verbrauchern in der RL 93/13 zuerkannten subjektiven
Rechte k$nne nicht durch Erw"gungen, die die Gerichtsor-
ganisation eines Mitgliedstaats betreffen – wie die, eine
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jonction de payer, 1 R.E.D.C. 2016, 131, 135.

287 van Duin, 5 EuCML 2017, 190, 196, 197.
288 EuGH Rs. C-413/12, Asociaci%n de Consumidores Independientes de

Castilla y Le%n (Fn. 3).
289 EuGH, 14. 4. 2016 – verb. Rs. C-381/14, C-385/14, Jorge Sales Sinu(s/

Caixabank SA, Youssouf Drame Ba/Catalunya Caixa SA (Catalunya
Banc SA), EU:C:2016:252, Rn. 30.

290 EuGH verb. Rs. C-381/14, C-385/14, Sales Sinu(s (Fn. 289), Rn. 32.
291 EuGH verb. Rs. C-381/14, C-385/14, Sales Sinu(s (Fn. 289), Rn. 33.
292 EuGH verb. Rs. C-381/14, C-385/14, Sales Sinu(s (Fn. 289), Rn. 36,

39.
293 EuGH verb. Rs. C-381/14, C-385/14, Sales Sinu(s (Fn. 289), Rn. 37.
294 EuGH verb. Rs. C-381/14, C-385/14, Sales Sinu(s (Fn. 289), Rn. 38.
295 EuGH verb. Rs. C-381/14, C-385/14, Sales Sinu(s (Fn. 289), Rn. 40.
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#berlastung der Gerichte zu vermeiden – in Frage gestellt
werden.296

Generalanwalt Szpunar, der sich mit der unterschiedlichen
Auslegung und Anwendung der spanischen Zivilprozess-
ordnung durch die nationalen Gerichte auseinander-
setzte,297 kam zum gleichen Ergebnis. Die Auslegung der
in Rede stehenden Verfahrensregelung, die eine zivilpro-
zessrechtliche Vorgreiflichkeit annimmt und folglich die
zwingende und automatische Aussetzung der Individual-
klage bis zur endg!ltigen Entscheidung !ber die Ver-
bandsklage zulasse, ohne dass sich der Verbraucher von
der Verbandsklage l$sen k$nne, verstoße gegen den Effek-
tivit"tsgrundsatz.298

cc) Einordnung in die Rechtsprechung

Die Entscheidung des EuGH verwundert. Seit Invitel war
klar,299 dass nur ein der Verbandsklage stattgebendes Urteil,
aber kein klageabweisendes Urteil, in einem nachfolgenden
Individualprozess Bindungswirkung entfalten k$nne. Wirke
ein Verbandsklageurteil aber nur zu Gunsten, nicht jedoch
zu Lasten des Verbrauchers, so sei nicht einzusehen, warum
die Rechtskrafterstreckung f!r den Verbraucher nachteilig
sein sollte.300 Außerdem wird kritisiert, dass sich das Urteil
des EuGH nicht mit den verschiedenen Interpretationen der
spanischen Gerichte auseinandergesetzt habe. Die Ausset-
zung sei rein fakultativer Natur. Die Vorschrift r"umt den
spanischen Gerichten einen Beurteilungsspielraum f!r die
Entscheidung ein, ob eine Aussetzung angezeigt ist oder
nicht. F!r Deutschland scheinen sich keine Praxisfolgen zu
ergeben.301

s) Amtspr$fungspflicht im Insolvenzverfahren
(Rs. C-377/14, Radlinger und Radlingerov&)

aa) Sachverhalt

Der tschechische Krajský soud v Praze (Regionalgericht
Prag) fragte den EuGH im Wesentlichen (1) zur Amtspr!-
fungspflicht missbr"uchlicher Klauseln im Insolvenzverfah-
ren gem"ß der RL 93/13; (2) zur Amtspr!fungspflicht der
Informationspflichten des Kreditgebers nach der RL 2008/
48/EG;302 (3) zur unmittelbaren Wirkung der einschl"gigen
Bestimmungen der RL 93/13 und 2008/48; (4) zur Ausle-
gung der Begriffe „Gesamtkreditbetrag“ und „Kreditaus-
zahlungsbetrag“ zur Beurteilung des effektiven Jahreszins
gem"ß der RL 2008/48; (5) zur Beurteilung von vertrag-
lichen Sanktionen im Rahmen der RL 93/13.

Die Verbraucher schlossen mit einer Gesellschaft einen Ver-
trag !ber einen Verbraucherkredit. Eine weitere Gesell-
schaft, an die die Forderung gegen sie abgetreten wurde, for-
derte sie auf, ihr unverz!glich die gesamte Schuld zur!ckzu-
zahlen. Die Verbraucher h"tten sie bei Abschluss des Vertra-
ges nicht dar!ber informiert, dass eine Zwangsvollstreckung
in ihr Grundeigentum angeordnet worden sei.

Das vorlegende Gericht erkl"rte die Verbraucher f!r insol-
vent und er$ffnete ein sie betreffendes Insolvenzverfahren.
Im Rahmen dieses Verfahrens erhoben die Verbraucher Ein-
wendungen gegen die aus dem Verbraucherkreditvertrag
hervorgehenden Forderungen. Zu diesem Antrag stellte das
Gericht fest, dass der Schuldner nach dem Insolvenzgesetz
lediglich das Recht habe, ungesicherte Forderungen zu be-
streiten; und zwar nur im Rahmen einer Inzidentklage und
zwar ausschließlich wegen Verj"hrung oder Erl$schens der
Schuld.

bb) Wesentliche Gr!nde

Angesichts des Fehlens eines europ"ischen Verbraucherin-
solvenzrechts verwies der EuGH auf die Grunds"tze der
&quivalenz und Effektivit"t.303 In Bezug auf den Grundsatz
der &quivalenz bestehe keinerlei Anhaltspunkt f!r eine Ver-
letzung.304 Nach dem Effektivit"tsgrundsatz d!rfen die spe-
zifischen Merkmale des Verfahrens, den Rechtsschutz, der
den Verbrauchern nach der RL 93/13 zu gew"hren ist, nicht
unm$glich machen oder !berm"ßig beeintr"chtigen.305

Art. 7 Abs. 1 der RL 93/13 verlange, dass das nationale Ge-
richt im Insolvenzverfahren von Amts wegen die etwaige
Missbr"uchlichkeit von Vertragsklauseln pr!fe, auf denen
die angemeldeten Forderungen beruhen, sobald es !ber die
hierzu erforderlichen rechtlichen und tats"chlichen Grund-
lagen verf!gt.306 Seit ERSTE Bank Hungary307 geh$ren zu
Art. 7 Abs. 1 der RL 93/13 auch Rechtsvorschriften, die den
Verbrauchern einen effektiven gerichtlichen Rechtsschutz
gew"hren, welcher impliziere, dass der Verbraucher berech-
tigt ist, vor dem nationalen Gericht die Begr!ndetheit von
Forderungen aus einem Kreditvertrag zu bestreiten, der
Klauseln enth"lt, die f!r missbr"uchlich erkl"rt werden
k$nnten, unabh"ngig davon, ob die Forderungen gesichert
sind oder nicht.308 Indem die fraglichen Rechtsvorschriften
nur das Bestreiten bestimmter Forderungen aus einem Ver-
brauchervertrag und einige eingeschr"nkte R!gen im Zu-
sammenhang mit der Verj"hrung oder dem Erl$schen dieser
Forderungen zulassen, beachten diese nicht die Anforderun-
gen aus Art. 7 Abs. 1 der RL 93/13.309

Art. 10 Abs. 2 RL 2008/48 verpflichte das nationale Gericht
dazu, von Amts wegen die Einhaltung der in dieser Bestim-
mung vorgesehenen Informationspflicht zu pr!fen und die
Konsequenzen zu ziehen, die sich nach dem innerstaatlichen
Recht aus einem Verstoß gegen diese Pflicht ergeben. Der
EuGH erl"uterte, dass die in Art. 20 Abs. 2 der RL 2008/48
aufgestellte Informationspflicht wie die in den Art. 5 und 8
dieser Richtlinie vorgeschriebenen Pflichten zur Verwirk-
lichung des Ziels beitragen, eine vollst"ndige und obligato-
rische Harmonisierung in einigen Schl!sselbereichen zu er-
reichen.310 Der EuGH hat mehrfach an die dem nationalen
Gericht obliegende Verpflichtung erinnert, von Amts wegen
den Verstoß gegen bestimmte Vorschriften des Verbraucher-
schutzrechts zu pr!fen,311 zur RL 93/13 in Pannon,312 zur RL
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296 EuGH verb. Rs. C-381/14, C-385/14, Sales Sinu(s (Fn. 289), Rn. 41.
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304 EuGHRs. C-377/14, Radlinger und Radlingerov+ (Fn. 303), Rn. 49.
305 EuGH Rs. C-377/14, Radlinger und Radlingerov+ (Fn. 303), Rn. 50. In

diesem Sinne verwies der EuGH u.a. auf Rs. C-34/13, Kušionov+
(Fn. 101).

306 EuGH Rs. C-377/14, Radlinger und Radlingerov+ (Fn. 303), Rn. 52–
54.

307 EuGHRs. C-32/14, ERSTE Bank Hungary (Fn. 235), Rn. 59.
308 EuGHRs. C-377/14, Radlinger und Radlingerov+ (Fn. 303), Rn. 56.
309 EuGHRs. C-377/14, Radlinger und Radlingerov+ (Fn. 303), Rn. 58.
310 EuGHRs. C-377/14, Radlinger und Radlingerov+ (Fn. 303), Rn. 61.
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85/577 in Mart(n Mart(n313 und zur RL 1999/44/EG in
Duarte Hueros314. Unter Verweis auf Rampion und Godard
folgerte der EuGH,315 dass ein wirksamer Schutz des Ver-
brauchers nicht erreicht werden k$nnte, wenn das nationale
Gericht nicht verpflichtet ist, von Amts wegen die Einhal-
tung der Anforderungen zu beurteilen, die sich aus den Uni-
onsregeln auf dem Gebiet des Verbraucherschutzrechts er-
geben.316 Die Pr!fung von Amts wegen sei ein geeignetes
Mittel, um das in Art. 10 Abs. 2 RL 2008/48 festgelegte Er-
gebnis zu erreichen und zur Verwirklichung der in ihren Er-
w"gungsgr!nden 31 und 43 genannten Ziele beizutragen.317

Wenn es einen Verstoß gegen die Informationspflicht fest-
stellt, m!sse das nationale Gericht sodann alle nach dem in-
nerstaatlichen Recht vorgesehenen Konsequenzen ziehen,
sofern sie die Anforderungen des Art. 23 der RL 2008/48 in
ihrer Auslegung durch den Gerichtshof, namentlich im Ur-
teil LCL Le Cr%dit Lyonnais,318 wahren.319

Die einschl"gigen Bestimmungen der RL 93/13 und 2008/48
h"tten keine unmittelbare Wirkung. Dennoch seien die Mit-
gliedstaaten verpflichtet, alle zur Erreichung des durch eine
Richtlinie vorgeschriebenen Ziels erforderlichen Maßnah-
men zu treffen.320 Die Pflicht, von Amts wegen zu pr!fen, ob
bestimmte Klauseln missbr"uchlich und die obligatorischen
Informationen angegeben sind, sei eine Verfahrensregel, die
nicht den Einzelnen, sondern die Gerichte treffe.321 Aus
Art. 23 RL 2008/48 ergebe sich, dass die nationalen Beh$r-
den bei der Umsetzung und der Durchf!hrung dieser Richt-
linie daf!r sorgenm!sssen, dasswirksame, verh"ltnism"ßige
und abschreckende Sanktionen angewandtwerden.322 Außer-
dem seien die nationalenRichter zur unionsrechtskonformen
Auslegung des nationalenRechts verpflichtet.323

Der EuGH befasste sich sodann mit der Frage, in welcher
Weise der Begriff „Gesamtkreditbetrag“ in den Art. 3 lit. l
und 10 Abs. 2 der RL 2008/48 und der Begriff „Kreditaus-
zahlungsbetrag“ in Nr. I des Anhangs I dieser Richtlinie
auszulegen sind. Die rechtswidrige Einbeziehung von Be-
tr"gen in den Gesamtkreditbetrag habe zur Folge, dass der
effektive Jahreszins unterbewertet werde.324 Der Gesamtkre-
ditbetrag und der Kreditauszahlungsbetrag bezeichnen
s"mtliche dem Verbraucher tats"chlich zur Verf!gung ge-
stellten Betr"ge.325

F!r die Pr!fung der Unverh"ltnism"ßigkeit der dem Ver-
braucher auferlegten Entsch"digungszahlung i.S.v. Nr. 1 lit.
e des Anhangs der RL 93/13 kommt es auf die kumulative
Wirkung aller diesbez!glichen Klauseln an, unabh"ngig da-
von, ob der Gl"ubiger tats"chlich darauf besteht, dass den
Klauseln nachgekommen wird.326 Es obliege den nationalen
Gerichten, alle Konsequenzen zu ziehen, die sich aus der
Feststellung der Missbr"uchlichkeit bestimmter Klauseln
ergeben, indem sie jede der Klauseln, die als missbr"uchlich
anerkannt worden sind, unangewendet lassen, um sich zu
versichern, dass diese Klauseln f!r den Verbraucher unver-
bindlich sind.327 Der EuGH folgt im Kern den Schlussantr"-
gen von Generalanw"ltin Sharpston.328

cc) Einordnung in die Rechtsprechung

Der EuGH best"tigte die Amtspr!fungspflicht nationaler
Gerichte im Insolvenzverfahren, um den Verbraucherschutz
zu gew"hrleisten. Der EuGH st!tzte dieses Ergebnis vor al-
lem auf den Effektivit"tsgrundsatz, indem nicht nur die Ver-
pflichtung nationaler Gerichte zur amtswegigen Kontrolle
gr!ndet, sondern auch der den Verbrauchern zu gew"hrleis-
tende effektive gerichtliche Rechtsschutz.329

t) Haftung eines Mitgliedstaats im Falle der Unter-
lassung eines Gerichts, die Missbr"uchlichkeit der
Vertragsklauseln zu pr$fen (Rs. C-168/15, Tom&šov&)

aa) Sachverhalt

Das Ersuchen des slowakischen Okresný sffld Prešov (Be-
zirksgericht Prešov) gab dem EuGH Gelegenheit, zu der
Frage Stellung zu nehmen, ob und unter welchen Umst"n-
den eine Verletzung des Unionsrechts einen „hinreichend
qualifizierten“ Verstoß gegen eine Unionsrechtsnorm dar-
stellt, der geeignet ist, die außervertragliche Haftung des be-
treffenden Mitgliedstaats auszul$sen. Die fragliche Verlet-
zung des Unionsrecht resultierte aus einer gerichtlichen Ent-
scheidung, die in einem Zwangsvollstreckungsverfahren
aus einem Schiedsspruch ergangen ist, mit dem einer Klage
auf Verurteilung zur Zahlung von Forderungen aufgrund
einer als missbr"uchlich anzusehenden Vertragsklausel
stattgegeben wurde.

Der Ausgangsrechtsstreit handelte von einer Verbraucherin,
die wegen Nichtr!ckzahlung eines Darlehens in mehreren
Entscheidungen verurteilt wurde, Ratenzahlungen, Verzugs-
zinsen und Verfahrenskosten zu zahlen. Nachdem die Ent-
scheidungen rechtskr"ftig und vollstreckbar geworden wa-
ren, stellte der Darlehensgeber Antr"ge auf Vollstreckung
beim Bezirksgericht, denen stattgegeben wurde. Die Ver-
braucherin reichte zwei Jahre sp"ter eine Klage gegen die
Slowakische Republik ein, mit der sie Ersatz des Schadens
begehrte, der sich aus einem Verstoß gegen das Unionsrecht
ergibt, weil Antr"gen auf Vollstreckung von Entscheidungen
stattgegeben wurde, die auf der Grundlage einer miss-
br"uchlichen Schiedsklausel ergangen seien und die die
R!ckzahlung von aufgrund einer missbr"uchlichen Klausel
bestimmten Forderungen zum Gegenstand gehabt h"tten.
Das Bezirksgericht wies die Klage als unbegr!ndet ab, weil
Letztere nicht alle ihr zur Verf!gung stehenden Rechtsbe-
helfe ausgesch$pft habe, die in Rede stehenden Vollstre-
ckungsverfahren noch nicht rechtskr"ftig beendet gewesen
seien und daher der geltend gemachte Schaden noch nicht
eingetreten gewesen sei, so dass diese Klage vorzeitig einge-
bracht worden sei. Gegen dieses Urteil legte die Verbrauche-
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rin ein Rechtsmittel vor dem Regionalgericht ein, welches
die Rechtssache zur!ck an das Bezirksgericht verwies.

bb) Wesentliche Gr!nde

Der EuGH erl"uterte, dass die Haftung eines Mitgliedstaats
f!r Sch"den, die aufgrund einer Entscheidung eines nationa-
len Gerichts entstanden sind, nur dann eintreten, wenn diese
Entscheidung von einem letztinstanzlichen Gericht stammt.
Dies zu pr!fen sei Sache des vorlegenden Gerichts.330 Falls
dies zu bejahen ist, m!sse eine Entscheidung dieses letztin-
stanzlichen Gerichts einen hinreichend qualifizierten Ver-
stoß gegen das Unionsrecht darstellen. Das Gericht m!sse
offenkundig gegen geltendes Recht verstoßen haben oder
gegen die gefestigte einschl"gige Rechtsprechung des Ge-
richtshofs.331 Ein nationales Gericht, das es vor der am 4. 6.
2009 in Pannon GSM 332 ergangenen Entscheidung unterlas-
sen hat, im Rahmen eines Zwangsvollstreckungsverfahrens
aus einem Schiedsspruch, mit dem einer Klage auf Verurtei-
lung zur Zahlung von Forderungen aufgrund einer als miss-
br"uchlich anzusehenden Vertragsklausel stattgegeben wur-
de, von Amts wegen die Missbr"uchlichkeit dieser Klausel
zu pr!fen, obwohl es !ber die hierzu erforderlichen rechtli-
chen und tats"chlichen Grundlagen verf!gte, habe die ein-
schl"gige Rechtsprechung des Gerichtshofs nicht offenkun-
dig verkannt und daher keinen hinreichend qualifizierten
Verstoß gegen das Unionsrecht begangen.333 In dem Urteil
vom 26. 10. 2006 in Mostaza Claro334 habe noch keine ein-
deutige Rechtslage bestanden. F!r den vorliegenden Fall sei
deshalb festzustellen, dass die im Ausgangsverfahren in Re-
de stehenden Entscheidungen vom 15. und 16. 12. 2008 vor
dem Urteil in Pannon GSM erlassen wurden.335

Generalanwalt Wahl argumentierte, dass es eine eindeutige
Rechtsprechung des Gerichtshofs erst seit dem Beschluss
vom 16.11. 2010 in Pohotovost’336 gebe. Erst dann habe der
EuGH entschieden, dass ein mit einem Antrag auf Zwangs-
vollstreckung aus einem rechtskr"ftigen Schiedsspruch be-
fasstes nationales Gericht auch die Missbr"uchlichkeit einer
Schiedsklausel in Anbetracht von Art. 6 der RL 93/13 von
Amts wegen zu pr!fen habe, sobald es !ber die hierzu erfor-
derlichen rechtlichen und tats"chlichen Grundlagen ver-
f!gt.337 Generalanwahlt Wahl betonte, dass zu pr!fen sei –
was in hohem Maße dem nationalen Gericht obliege –, ob
das nationale Gericht !ber die erforderlichen rechtlichen
und tats"chlichen Grundlagen zur Kontrolle von Amts we-
gen verf!gte. Um den Schluss zu ziehen, dass die Unterlas-
sung des Gerichts offenkundig ist und dies sanktioniert wer-
den kann, sei zu ber!cksichtigen, ob diese Unterlassung ent-
schuldbar ist oder nicht. Ein hinreichend qualifizierter Ver-
stoß liege jedoch vor, wenn das Gericht es trotz der ihm
durch den Verbraucher selbst oder durch andere Mittel zur
Kenntnis gebrachten Informationen unterlassen hat, die
Missbr"uchlichkeit einer in einem solchen Vertrag enthalte-
nen Klausel von Amts wegen zu pr!fen.338

cc) Einordnung in die Rechtsprechung

Die Verpflichtung zur amtswegigen Kontrolle entwickelte
sich in der EuGH-Rechtsprechung in mehreren Schritten. In
Oc%ano Grupo339 ging der EuGH lediglich von einer Befug-
nis zur amtswegigen Pr!fung aus. Bereits in Cofidis340 und
noch deutlicher in Mostaza Claro341 hatte der EuGH eine
Pr!fungspflicht angenommen. Seit Pannon besteht laut
EuGH eine gefestigte einschl"gige Rechtsprechung, die die
nationalen Gerichte zur amtswegigen Pr!fung verpflichtet.

u) Zeitliche Wirkung der Nichtigerkl"rung einer
missbr"uchlichen Klausel (verb. Rs. C-154/15,
C-307/15, C-308/15, Guti%rrez Naranjo)

aa) Sachverhalt

Der spanische Juzgado de lo Mercantil n8 1 de Granada
(Handelsgericht Nr. 1 von Granada) und die spanische Au-
diencia Provincial de Alicante (Berufungsgericht der Pro-
vinz Alicante) fragten den EuGH, ob eine Beschr"nkung der
Restitutionswirkungen der Nichtigerkl"rung einer miss-
br"uchlichen Klausel auf den Zeitpunkt nach der Verk!n-
dung des Urteils des Tribunal Supremo, mit dem die Miss-
br"uchlichkeit der Klausel festgestellt worden war, mit
Art. 6 Abs. 1 der RL 93/13 vereinbar ist.

In den Ausgangsverfahren verlangten die Verbraucher die
Betr"ge zur!ck, die sie ihrer Ansicht nach seit dem Ab-
schluss ihrer Kreditvertr"ge aufgrund einer missbr"uchli-
chen Mindestzinssatzklausel zu Unrecht an die Kreditinsti-
tute gezahlt haben. Das Tribunal Supremo (Oberster Ge-
richtshof) stufte Mindestzinssatzklauseln als missbr"uchlich
ein, da die Verbraucher nicht in geeigneter Weise !ber die
wirtschaftlichen und rechtlichen Lasten informiert worden
seien, die ihnen diese Klauseln aufgeb!rdet h"tten. Dagegen
entschied das Tribunal Supremo, die zeitlichen Wirkungen
der Nichtigerkl"rung dieser Klauseln zu beschr"nken, so
dass diese nur f!r die Zukunft ab der Verk!ndung des Urteils
Wirkungen entfalten.

bb) Wesentliche Gr!nde

Der EuGH entschied, dass das Unionsrecht der spanischen
Rechtsprechung entgegensteht, mit der die Wirkungen der
Nichtigkeit von missbr"uchlichen Klauseln zeitlich be-
schr"nkt werden. Der Gerichtshof erl"utert in Hinblick auf
Art. 6 Abs. 1 der RL 93/13, dass das nationale Gericht eine
missbr"uchliche Vertragsklausel schlicht unangewendet zu
lassen hat, damit sie von Anfang an als nicht existent gelte
und den Verbraucher nicht binde.342 Folglich m!sse die Fest-
stellung der Missbr"uchlichkeit der Mindestzinssatzklau-
seln grunds"tzlich dazu f!hren, dass die Sach- und Rechts-
lage wiederhergestellt werde, in der sich der Verbraucher
ohne diese Klausel befunden h"tte, und zwar insbesondere
durch Begr!ndung eines Anspruchs auf R!ckgew"hr der
Vorteile, die der Gewerbetreibende aufgrund der miss-
br"uchlichen Klauseln zulasten des Verbrauchers rechts-
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blika – Ministerstvo spravodlivosti SR, Pohotovost’s. r. o., EU:C:2016:
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336 EuGHRs. C-76/10, Pohotovost’ (Fn. 29), Rn. 51.
337 GAWahl, Schlussantr"ge v. 14. 4. 2016 – Rs. C-168/15, Milena Tom+-
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341 EuGHRs. C-168/05, Mostaza Claro (Fn. 334).
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grundlos erhalten habe.343 Ohne diese Restitutionswirkung
k$nnte der Abschreckungseffekt in Frage gestellt werden,
der sich nach Art. 6 Abs. 1 i.V.m. Art. 7 Abs. 1 an die Fest-
stellung der Missbr"uchlichkeit von Klauseln in Vertr"gen,
die ein Gewerbetreibender mit Verbrauchern geschlossen
hat, kn!pfen soll.344

Es sei allein Sache des EuGH, dar!ber zu entscheiden, ob die
Geltung der von ihm vorgenommenen Auslegung einer Uni-
onsvorschrift in zeitlicher Hinsicht eingeschr"nkt werden
k$nne.345 Die von der nationalen Rechtsordnung aufgestell-
ten Voraussetzungen d!rften den durch die Richtlinie garan-
tierten Verbraucherschutz nicht beeintr"chtigen.346 Die zeit-
liche Beschr"nkung der Nichtigkeit der Mindestzinssatz-
klauseln nehme spanischen Verbrauchern, die vor der Ver-
k!ndung des Urteils des Tribunal Supremo einen Hypothe-
kendarlehensvertrag geschlossen haben, dasRecht aufR!ck-
erstattung der Betr"ge, die sie rechtsgrundlos an das Kredit-
institut gezahlt haben.347 Aus dieser zeitlichenBeschr"nkung
ergebe sich ein unvollst"ndiger und unzureichenderVerbrau-
cherschutz, der kein angemessenes und wirksames Mittel
sein k$nne, um der Verwendung missbr"uchlicher Klauseln
ein Ende zu setzen. 348 Laut EuGHhaben die vorlegendenGe-
richte die vom Tribunal Supremo vorgenommene zeitliche
Beschr"nkung unangewandt zu lassen, da sie erkennbar nicht
mit demUnionsrecht vereinbar ist.349

GeneralanwaltMengozzi kam zu einem gegenteiligen Ergeb-
nis. Der Unionsgesetzgeber habe bei der Festlegung der
Rechtsfolge missbr"uchlicher Klauseln und insbesondere
der Voraussetzungen, unter denen ihre von Art. 6 Abs. 1 der
RL 93/13 verlangte fehlende Verbindlichkeit von den Mit-
gliedstaaten zu bewerkstelligen ist, eine neutrale Rechtsposi-
tion einzunehmen.350 Der Generalanwalt warnte, dass
„[w]enn der Gerichtshof […] entscheiden sollte, dass [Art. 6
Abs. 1] dahin auszulegen ist, dass das nationale Gericht bei
Vorliegen einer missbr"uchlichen Klausel die Nichtigkeit
dieser Klauseln feststellen und ein damit verbundenes Recht
auf restitutio in integrum er$ffnen muss, d.h. ab dem Zeit-
punkt des Vertragsschlusses, w!rde er dem ausdr!cklichen
Verweis in dieser Bestimmung auf die nationalenRechte jede
praktische Wirksamkeit nehmen und dem Vorwurf der rich-
terrechtlichen Harmonisierung nur schwer entgehen.“351 Die
Rechtsfolgen unterl"gen lediglich den Grunds"tzen der
&quivalenz und Effektivit"t.352 Generalanwalt Mengozzi
stellte keinen Verstoß gegen diese Grunds"tze fest. Der Ef-
fektivit"tsgrundsatz sei beachtet, insofern ein solches Vorge-
hen die absolute Ausnahme bleibe. Die Vielzahl der m$gli-
cherweise betroffenen Sachverhalte k$nne die Stabilit"t
einesWirtschaftssektors in Frage stellen.353

cc) Einordnung in die Rechtsprechung

Das Urteil des EuGH wird in der Literatur begr!ßt.354 Es
wirft Rechtsfragen in Deutschland auf, wie insbesondere, ob
die vom VIII. Zivilsenat des BGH f!r intransparente Preis-
anpassungsklauseln in Sonderkundenvertr"gen mit Strom-
und Gasverbrauchern entwickelte „Dreijahresl$sung“ mit
dem EU-Recht vereinbar ist.355

v) Erga omnes-Wirkung missbr"uchlicher Klauseln,
die in einem )ffentlichen Register aufgef$hrt sind
(Rs. C-119/15, Biuro podr#ży Partner)

aa) Sachverhalt

Das polnische Sąd Apelacyjny w Warszawie (Berufungsge-
richt Warschau) m$chte vom EuGHwissen, ob Art. 6 Abs. 1

und Art. 7 der RL 93/13 i.V.m. den Art. 1 und 2 der RL
2009/22 der polnischen Regelung zur abstrakten Kontrolle
von missbr"uchlichen Klauseln entgegensteht. Danach wir-
ken im Rahmen der abstrakten Kontrolle erlassene Gerichts-
entscheidungen, die die Missbr"uchlichkeit einer AGB-Be-
stimmung feststellen, ab dem Zeitpunkt der Eintragung die-
ser Bestimmung in ein nationales Register missbr"uchlicher
Bestimmungen erga omnes gegen!ber allen Gewerbetrei-
benden. F!r die Verwendung einer solchen oder einer
gleichwertigen Klausel kann einem Gewerbetreibenden eine
Geldbuße auferlegt werden, auch wenn dieser nicht an dem
urspr!nglichen Verfahren zur Feststellung der Missbr"uch-
lichkeit der Bestimmung beteiligt war.

Die polnische Beh$rde f!r Wettbewerbs- und Verbraucher-
schutz stellte fest, dass ein polnischer Tourismusdienstleis-
ter Klauseln verwendet hatte, die Klauseln entspr"chen, die
in Verfahren gegen andere Gewerbetreibende f!r unzul"ssig
erkl"rt worden und in das nationale Register der unzul"ssi-
gen Bestimmungen in allgemeinen Gesch"ftsbedingungen
eingetragen worden seien. Nach Ansicht der Beh$rde sch"-
digten diese von der Gesellschaft verwendeten Klauseln die
Kollektivinteressen der Verbraucher und rechtfertigten die
Verh"ngung einer Geldbuße. Die Gesellschaft bestritt, dass
die von ihr verwendeten Klauseln den im Register eingetra-
genen Klauseln entsprachen. Das erstinstanzliche Gericht
wies die gegen die Beh$rde erhobene Klage der Gesell-
schaft ab. Die Gesellschaft legte Berufung beim vorlegen-
den Gericht ein. Das Berufungsgericht zweifelte an der Aus-
legung der RL 93/13 und 2009/22 im Lichte des EuGH-Ur-
teils Invitel.356 Die Wirkung einer Gerichtsentscheidung, mit
der die Unzul"ssigkeit missbr"uchlicher Klauseln festge-
stellt wird, k$nne auf alle Verbraucher ausgeweitet werden,
die einen Vertrag mit dem gleichen Gewerbetreibenden ab-
geschlossen haben, der dieselben Klauseln enth"lt, ohne
dass sie Partei des gegen diesen Gewerbetreibenden gerich-
teten Verfahrens sind. Jedoch bliebe fraglich, ob diese Fest-
stellung auch f!r Verbraucher gelte, die einen Vertrag, der
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dieselben Klauseln enth"lt, mit einem anderen Gewerbetrei-
benden geschlossen haben, der nicht an dem Verfahren be-
teiligt war, das zur Feststellung der Missbr"uchlichkeit der
betreffenden Klauseln gef!hrt hat.

bb) Wesentliche Gr!nde

Sowohl das vorlegende Gericht als auch die Europ"ische
Kommission hatten Zweifel daran ge"ußert, dass die fragli-
che Regelung mit der EU-Grundrechte-Charta und insbe-
sondere deren Art. 47 vereinbar sei, da dem Gewerbetrei-
benden die M$glichkeit genommen werde, Argumente da-
f!r darzulegen, dass die fraglichen AGB-Bestimmungen
nicht missbr"uchlich seien, und ihm somit sein Recht auf
rechtliches Geh$r genommen werde. Der EuGH best"tigte,
dass die in der Unionsrechtsordnung garantierten Grund-
rechte zu wahren seien, weil mit der in Rede stehenden na-
tionalen Regelung die RL 93/13 und 2009/22 umgesetzt
wurden. Da es in diesen Richtlinien keine Bestimmungen
gebe, die ein System des effektiven gerichtlichen Rechts-
schutzes f!r den Gewerbetreibenden ausdr!cklich vorsehen,
seien sie im Licht von Art. 47 der Charta auszulegen. Da-
raus ergebe sich, dass jeder Person, deren durch das Unions-
recht gew"hrleistete Rechte verletzt werden k$nnen, ein
wirksamer gerichtlicher Rechtsbehelf zustehe. Dies gelte
nicht nur f!r die Verbraucher, sondern auch f!r die Gewer-
betreibenden.357

Es sei nicht zu bestreiten, dass die Einrichtung eines solchen
Registers mit dem Unionsrecht vereinbar sei. Aus den Be-
stimmungen der RL 93/13, insbesondere ihrem Art. 8 gehe
hervor, dass die Mitgliedstaaten Listen mit Vertragsklauseln
einf!hren k$nnen, die als missbr"uchlich gelten. Grunds"tz-
lich entspr"chen sie also dem Interesse der Verbraucher.358

Aus Art. 8 der RL 93/13 gehe hervor, dass die F!hrung die-
ses Registers den Anforderungen des Unionsrechts entspre-
chen m!sse. Im Interesse der Verbraucher und der Gewerbe-
treibenden sei es auf transparente Art und Weise zu f!h-
ren.359 Die Klauseln in dem Register m!ssen aktuell sein.
Das Register m!sse sorgf"ltig auf dem neuesten Stand ge-
halten werden. Klauseln, die dort nicht mehr stehen d!rfen,
m!ssen unverz!glich aus dem Register entfernt werden.360

Dem Gewerbetreibenden m!sse ein effektiver Rechtsbehelf
zustehen, und zwar sowohl gegen die Entscheidung, mit der
die Gleichwertigkeit der verglichenen Klauseln festgestellt
wird, als auch in Bezug auf die Frage, ob diese Klauseln un-
ter Ber!cksichtigung s"mtlicher f!r den jeweiligen Fall
maßgeblichen Umst"nde, insbesondere im Hinblick auf die
von ihnen zum Nachteil der Verbraucher hervorgerufenen
Wirkungen, inhaltlich mit den im Register eingetragenen
!bereinstimmen.361 #berdies m!sse dem Gewerbetreiben-
den, gegen den eine Geldbuße verh"ngt wurde, ein Rechts-
mittel gew"hrt werden, um die H$he dieser Geldbuße wegen
Verstoßes gegen den Grundsatz der Verh"ltnism"ßigkeit an-
zufechten.362 Auch wenn der EuGH nicht davon ausgeht,
dass die polnische Regelung die Verteidigungsrechte des
Gewerbetreibenden oder den Grundsatz des effektiven ge-
richtlichen Rechtsschutzes missachte, !berließ der Gerichts-
hof die abschließende Pr!fung dem nationalen Gericht.363

Generalanwalt Saugmandsgaard Øe kam zu einem gegen-
teiligen Ergebnis. Der Generalanwalt st!tzte sich im We-
sentlichen auf folgende Argumente: Erstens sehe die RL 93/
13 vor, dass die Beurteilung der Missbr"uchlichkeit konkret
anhand der jeweiligen Umst"nde des Einzelfalls erfolge. So-
mit k$nne die Missbr"uchlichkeit von AGB-Bestimmungen

nicht ein f!r alle Mal im Rahmen eines abstrakten gerichtli-
chen Verfahrens festgestellt werden.364 Zweitens k$nne eine
Liste missbr"uchlicher Klauseln nur imWege der Gesetzge-
bung erlassen werden.365 Drittens schr"nke eine solche Re-
gelung das in Art. 47 der Charta festgelegte Recht des Ge-
werbetreibenden erheblich ein, welches im Kontext der RL
93/13 verlange, den Gewerbetreibenden anzuh$ren, um ihm
Gelegenheit zu geben, die konkreten Umst"nde vorzubrin-
gen, die f!r die Beurteilung der Missbr"uchlichkeit der
Klausel im Hinblick auf Art. 4 Abs. 1 der RL 93/13 maß-
geblich seien.366

cc) Einordnung in die Rechtsprechung

Seit Invitel367 ist die Frage der Rechtskrafterstreckung zu-
lasten von Gewerbetreibenden, die am Verfahren zur Fest-
stellung der Missbr"uchlichkeit der beanstandeten Klausel
nicht beteiligt waren, strittig.368 Auch in Polen unterliegt
diese Frage keiner einheitlichen Beurteilung. Der EuGH
legt den Fokus auf die Rechtsbehelfe, die dem Gewerbetrei-
benden im Lichte des Art. 47 der Charta zustehen m!ssen.
Zwischenzeitlich wurde das dem Vorabentscheidungsersu-
chen zugrundeliegende polnische System abgeschafft.369

Die sich in einem Register spiegelnden Probleme haben sich
damit nicht erledigt. Geht es doch im Kern um das nach wie
vor ungel$ste Verh"ltnis des kollektiven zum individuellen
Rechtsschutz.

w) Wiederholte Missbrauchskontrolle nach ergangener
und rechtskr"ftiger Entscheidung zur Missbr"uch-
lichkeit der Klauseln – Klauseln $ber die Berech-
nung der ordentlichen Zinsen und vorzeitige F"llig-
stellung wegen Pflichtverletzung des Schuldners
(Rs. C-421/14, Banco Primus)

aa) Sachverhalt

Der spanische Juzgado de Primera Instancia n8 2 de Santan-
der (Gericht erster Instanz Nr. 2 von Santander) legte dem
EuGH eine Reihe von Fragen vor, welche sich aus einem
Rechtsstreit !ber einen außerordentlichen Einspruch gegen
das Verfahren der Hypothekenzwangsvollstreckung erga-
ben, mit dem der Schuldner die Missbr"uchlichkeit einer
Vertragsklausel geltend macht. Der EuGH wurde insbeson-
dere gefragt, inwiefern das nationale Gericht in diesem Ver-
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(Fn. 364), Rn. 50-65.

367 EuGHRs. C-472/10, Invitel (Fn. 169).
368 Keirsbilck, The erga omnes effect of the finding of an unfair contract

term: Nemzeti, 5 CMLR 2013, 1467, 1475;Micklitz/Reich, „Und es be-
wegt sich doch“? – Neues zum Unionsrecht der missbr"uchlichen
Klauseln in Verbrauchervertr"gen, EuZW 2012, 126, 128.

369 Namysłowska, Anmerkung, EuZW 2017, 194-195; Luzak, You too will
be judged: erga omnes effect of registered unfair contract terms in Po-
land, 3 EuCML 2017, 120, 123-124.

 26 / 40



 

fahren erneut die Missbr"uchlichkeit der Vertragsklauseln
pr!fen k$nne, obwohl es den in Rede stehenden Vertrag
bereits anhand der RL 93/13 gepr!ft hat und mit einer
rechtskr"ftigen Entscheidung die Missbr"uchlichkeit einer
der Klauseln des Vertrages festgestellt hat. Außerdemwurde
der EuGH zu den Kriterien f!r die Beurteilung der Miss-
br"uchlichkeit bestimmter Vertragsklauseln und den Um-
fang der dem nationalen Gericht im Rahmen dieser Beurtei-
lung obliegenden Verpflichtungen gefragt.

Das Ersuchen erging im Rahmen eines Rechtsstreits zwi-
schen einer Bank und einem Verbraucher !ber die
Zwangsvollstreckung in dessen Wohnung, die mit einer
Hypothek zur Sicherung eines von der Bank gew"hrten
Darlehens belastet war. Der Verbraucher erhob einen au-
ßerordentlichen Einspruch beim vorlegenden Gericht ge-
gen das Verfahren der Zwangsvollstreckung in seine Im-
mobilie und begr!ndete dies mit der Missbr"uchlichkeit
der Darlehensvertragsklausel !ber die Verzugszinsen.
Diese Klausel war jedoch bereits Gegenstand einer von
Amts wegen durchgef!hrten Kontrolle gewesen, an deren
Ende die genannten Zinsen auf null herabgesetzt worden
waren. Das vorlegende Gericht gab dem Einspruch statt
und setzte das Verfahren der Hypothekenzwangsvollstrek-
kung aus. Im Rahmen der Pr!fung des Einspruchs zwei-
felte das Gericht, ob bestimmte Klauseln des Darlehens-
vertrags als missbr"uchlich i.S.d. RL 93/13 angesehen
werden k$nnten, n"mlich zum einen die Klausel zur vor-
zeitigen F"lligstellung und zum anderen die Klausel !ber
die ordentlichen Zinsen. Der Einspruch des Verbrauchers
wurde erst rund ein Jahr nach Ablauf der in der Vierten
#bergangsbestimmung des Gesetzes 1/2013 festgesetzten
Ausschlussfrist eingelegt, welche im Anschluss an das
Urteil in Aziz erlassen wurde. Daher w!rde diese Bestim-
mung das vorlegende Gericht an der Pr!fung bestimmter
Klauseln des Darlehensvertrags, die als missbr"uchlich
i.S.d. RL 93/13 angesehen werden k$nnten, hindern.
Zum anderen stellte das vorlegende Gericht fest, dass der
Grundsatz der Rechtskraft eine erneute Pr!fung der Miss-
br"uchlichkeit der Klauseln des in Rede stehenden Vertra-
ges verhindere, da dessen Vereinbarkeit mit der RL 93/13
bereits im Rahmen einer in Rechtskraft erwachsenen Ent-
scheidung gepr!ft worden sei. Im #brigen untersage ihm
die Rechtsprechung des Tribunal Supremo, die Klausel
!ber die vorzeitige F"lligstellung f!r nichtig zu erkl"ren,
da sie von der Bank tats"chlich nicht angewandt wurde,
sondern diese sich an die Vorschriften der Zivilprozess-
ordnung gehalten und erst nach S"umnis der Zahlung von
sieben Monatsraten die vorzeitige F"lligstellung erkl"rt
habe.

bb) Wesentliche Gr!nde

Der EuGH verwies zun"chst auf sein Urteil in BBVA,370 in-
dem er feststellte, dass Art. 6 und 7 der RL 93/13 der Vierten
#bergangsbestimmung des Gesetzes 1/2013 entgegenste-
hen, wonach f!r die Aus!bung des Rechts der Verbraucher,
gegen die ein Hypothekenvollstreckungsverfahren eingelei-
tet, aber nicht vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes abge-
schlossen wurde, auf Einspruch gegen dieses Verfahren we-
gen angeblich missbr"uchlicher Vertragsklauseln, eine ab
dem Tag nach der Ver$ffentlichung des Gesetzes berechnete
Ausschlussfrist von einemMonat gilt. Eine solche Regelung
sei n"mlich nicht geeignet, den Verbrauchern die volle Aus-
sch$pfung dieser Frist und somit die wirksame Wahrneh-
mung ihrer Rechte zu gew"hrleisten.371

Der Gerichtshof entschied, dass die RL 93/13 einer nationa-
len Rechtsvorschrift nicht entgegensteht, die es dem natio-
nalen Gericht untersagt, die Missbr"uchlichkeit der Klau-
seln eines Vertrages von Amts wegen erneut zu pr!fen, wenn
bereits durch eine rechtskr"ftige Entscheidung !ber die Ver-
einbarkeit aller Klauseln des Vertrages mit der Richtlinie
entschieden wurde.372 Wenn jedoch eine oder mehrere Ver-
tragsklauseln vorliegen, deren etwaige Missbr"uchlichkeit
bei der vorhergehenden, mit einer rechtskr"ftigen Entschei-
dung abgeschlossenen gerichtlichen Kontrolle nicht gepr!ft
worden war, sei die RL 93/13 dahin auszulegen, dass ein na-
tionales Gericht, bei dem der Verbraucher ordnungsgem"ß
Einspruch eingelegt hat, auf Antrag der Parteien oder von
Amts wegen die etwaige Missbr"uchlichkeit dieser Klauseln
zu beurteilen hat, sobald es !ber die hierzu erforderlichen
rechtlichen und tats"chlichen Grundlagen verf!gt.373 Der
EuGH verwies dazu auf seine st"ndige Rechtsprechung zur
Bedeutung des Art. 6 Abs. 1 der RL 93/13 f!r das durch die
Richtlinie geschaffene Schutzsystem.374 Jedoch sei in die-
sem Zusammenhang auf die Bedeutung hinzuweisen, die
dem Grundsatz der Rechtskraft sowohl im Unionsrecht als
auch in den nationalen Rechtsordnungen zukommt. De-
mentsprechend habe der EuGH insbesondere in Guti%rrez
Naranjo375 unter Verweis auf Asturcom Telecomunicacio-
nes376 bereits festgestellt, dass der Schutz des Verbrauchers
nicht absolut sei.

Der EuGH wendete sich sodann den in Art. 3 Abs. 1 und
Art. 4 der RL 93/13 enthaltenen Kriterien zur Beurteilung
der Missbr"uchlichkeit der in Rede stehenden Klauseln zu,
welche die Berechnung der ordentlichen Zinsen und die vor-
zeitige F"lligstellung wegen Pflichtverletzungen des
Schuldners in einem begrenzten Zeitraum betreffen. Nach
seiner st"ndigen Rechtsprechung sei diese Pr!fung anhand
der nationalen Bestimmungen vorzunehmen, die in Erman-
gelung einer Vereinbarung der Parteien anwendbar sind, so-
wie der Mittel, die das nationale Recht dem Verbraucher zur
Verf!gung stellt, um der Verwendung von Klauseln dieser
Art ein Ende zu setzen, der Art der G!ter oder Dienstleistun-
gen, die Gegenstand des betreffenden Vertrages sind, sowie
aller den Vertragsabschluss begleitenden Umst"nde.377

Zur Klausel !ber die ordentlichen Zinsen habe das vorlegen-
de Gericht ausgef!hrt, dass diese zwar unter Art. 4 Abs. 2
RL 93/13 falle, aber nicht klar und verst"ndlich abgefasst
sei. Laut EuGH obliegt es dem nationalen Gericht, die Miss-
br"uchlichkeit zu pr!fen, und zwar insbesondere, ob die
Klausel ein erhebliches und ungerechtfertigtes Missverh"lt-
nis der vertraglichen Rechte und Pflichten der Vertragspart-
ner zum Nachteil des Verbrauchers verursache.378 Dazu
m!sse es die in der Klausel vorgesehene Methode zur Be-
rechnung des ordentlichen Zinssatzes und die sich daraus er-
gebende tats"chliche H$he des Satzes mit den !blicherweise
angewandten Berechnungsmethoden und dem gesetzlichen
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Zinssatz sowie den Zinss"tzen vergleichen, die zum Zeit-
punkt des Abschlusses des in Rede stehenden Vertrages
f!r ein solches Darlehen auf dem Markt praktiziert wur-
den. Insbesondere sei zu pr!fen, ob der Umstand, dass
die ordentlichen Zinsen unter Verwendung eines Jahres
mit 360 Tagen statt eines Kalenderjahres mit 365 Tagen
berechnet werden, der Klausel einen missbr"uchlichen
Charakter verleihe.379

Zur Klausel, die die vorzeitige F"lligstellung wegen Pflicht-
verletzungen des Schuldners betrifft, m!sse das vorlegende
Gericht insbesondere pr!fen, „ob die dem Gewerbetreiben-
den einger"umte M$glichkeit, das gesamte Darlehen f"llig
zu stellen, davon abh"ngt, dass der Verbraucher eine Ver-
pflichtung nicht erf!llt hat, die im Rahmen der fraglichen
vertraglichen Beziehungen wesentlich ist, ob diese M$g-
lichkeit f!r Konstellationen vorgesehen ist, in denen eine
solche Nichterf!llung im Verh"ltnis zur Laufzeit und zur
H$he des Darlehens hinreichend schwerwiegend ist, ob die
genannte M$glichkeit von den auf diesem Gebiet in Erman-
gelung spezifischer vertraglicher Bestimmungen anwend-
baren allgemeinen Vorschriften abweicht und ob das natio-
nale Recht dem Verbraucher angemessene und wirksame
Mittel gibt, die es ihm, wenn ihm gegen!ber eine derartige
Klausel zur Anwendung kommt, erm$glichen, die Wirkun-
gen der F"lligstellung des Darlehens wieder zu beseiti-
gen.“380

Das nationale Gericht k$nne nicht von seiner Pflicht befreit
werden, alle Konsequenzen aus der etwaigen Missbr"uch-
lichkeit einer Klausel zu ziehen, wenn der Gewerbetreiben-
de diese tats"chlich nicht angewandt hatte, sondern die Vo-
raussetzungen des nationalen Rechts eingehalten hatte. Der
EuGH erl"uterte, dass, um die Abschreckungswirkung des
Art. 7 der RL 93/13 sicherzustellen, die Befugnisse des na-
tionalen Richters nicht davon abh"ngen d!rften, ob diese
Klausel tats"chlich angewandt wird oder nicht.381

Der EuGH folgte in seinem Urteil im Wesentlichen der von
Generalanwalt Szpunar vorgeschlagenen Auslegung der RL
93/13.382

cc) Einordnung in die Rechtsprechung

Bemerkenswert ist, dass der EuGH der Rechtskraft kei-
nen eindeutigen Vorrang mehr einr"umt. Die Rechtskraft
genieße nur Vorrang und stehe einer erneuten Sachpr!-
fung entgegen, wenn in der Entscheidung bereits !ber
die Vereinbarkeit aller Klauseln des Vertrages mit der
Richtlinie entschieden wurde. Soweit Klauseln in dem
rechtskr"ftig abgeschlossenen Verfahren dagegen nicht
gepr!ft wurden, soll das nationale Gericht auf Antrag
der Parteien oder von Amts wegen die etwaige Miss-
br"uchlichkeit dieser Klauseln zu beurteilen haben, so-
bald es !ber die hierzu erforderlichen rechtlichen und
tats"chlichen Grundlagen verf!gt. Diese Feststellung wird
erhebliche Auswirkungen !ber den Ausgangsfall und
!ber die spanische Hypothekenvollstreckung hinaus ent-
falten. So ist auch das deutsche materielle Rechtskraft-
konzept in Frage gestellt.383

Das Urteil verdeutlicht, dass die Verpflichtung des natio-
nalen Gerichts, eine missbr"uchliche Klausel f!r unwirk-
sam zu erkl"ren, nicht davon abh"ngt, ob sich der Ver-
wender auf die Klausel berufen hat – unabh"ngig davon,
ob ein Verbandsklageprozess oder ein Individualprozess
vorliegt.384

x) Begriff des nationalen Gerichts in Art. 267 AEUV –
Amtswegige Pr$fung missbr"uchlicher Klauseln und
unlauterer Gesch"ftspraktiken im Honorarvollstre-
ckungsverfahren (Rs. C-503/15, Margarit Panicello)

aa) Sachverhalt

Der spanische Secretario Judicial del Juzgado de Violencia
sobre la Mujer 3nico de Terrassa (Justizsekret"r des Ge-
richts f!r F"lle von Gewalt gegen Frauen von Terrassa) legte
dem EuGH eine Frage zur Vereinbarkeit des spanischen Ho-
norarvollstreckungsverfahrens mit den RL 93/13 und 2005/
29385 vor.

Das Ersuchen erging im Rahmen eines Rechtsstreits zwi-
schen einem Anwalt und seiner Mandantin !ber die Verg!-
tung f!r juristische Dienstleistungen, die in einem Sorge-
rechtsverfahren f!r sie erbracht wurden. Das vorlegende Ge-
richt, das nach dem spanischen Zivilprozessgesetz f!r die
Entscheidung in diesem Verfahren zust"ndig ist, stellte fest,
dass der Rechtsanwalt seine Mandantin vor seiner Manda-
tierung nicht !ber die ungef"hren Kosten seiner Dienstleis-
tung informiert hat. In diesem Verfahren d!rfe es jedoch
nicht von Amts wegen !berpr!fen, ob der zwischen den Par-
teien geschlossene Vertrag missbr"uchliche Klauseln ent-
halte oder der Anwalt unlautere Gesch"ftspraktiken ange-
wandt habe. Auch ließen die zivilprozessrechtlichen Be-
stimmungen – mit Ausnahme von Urkunden oder Sachver-
st"ndigengutachten – keine Beweisaufnahme zu. Deshalb
stellte sich dem Gericht die Frage, ob das Honorarvollstre-
ckungsverfahren mit den RL 93/13 und 2005/29 vereinbar
sei. Es stand auch zur Diskussion, ob das Verfahren mit
Art. 47 der Charta vereinbar ist, da die Verf!gung, die das
Gericht – wenn der Schuldner den geforderten Betrag nicht
freiwillig zahle und Widerspruch erhebe – zum Abschluss
des Honorarvollstreckungsverfahrens erlasse, keinem
Rechtsmittel unterliege, so dass der Anwalt unmittelbar die
Vollstreckung beantragen k$nne.

bb) Wesentliche Gr!nde

Der EuGH entschied, dass er f!r das Vorabentscheidungser-
suchen nicht zust"ndig sei. Der Secretario Judicial stelle
kein „Gericht“ i.S.v. Art. 267 AEUV dar und sei damit nicht
befugt, dem Gerichtshof ein Vorabentscheidungsersuchen
vorzulegen. Das in Rede stehende Honorarvollstreckungs-
verfahren sei ein Verwaltungsverfahren, in dessen Rahmen
nicht angenommen werden k$nne, dass der Secretario Judi-
cial eine richterliche Aufgabe aus!be.386 Der Secretario Ju-
dicial sei nicht institutionell unabh"ngig. Die Qualifizierung
nach Art. 267 AEUV verlange, dass die vorlegende Institu-
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tion mit keiner Stelle hierarchisch verbunden oder einer
Stelle untergeordnet ist, die ihr Anordnungen oder Anwei-
sungen geben kann.387 Somit sei es Sache des f!r die Anord-
nung der Pf"ndung des geschuldeten Betrags zust"ndigen
Vollstreckungsgerichts, das die etwaige Missbr"uchlichkeit
einer Klausel im Vertrag zwischen einem Prozessbevoll-
m"chtigten oder Rechtsanwalt und seinem Mandanten er-
forderlichenfalls von Amts wegen zu pr!fen hat, dem Ge-
richtshof gegebenenfalls ein solches Ersuchen vorzule-
gen.388

Generalanw"ltin Kokott kam in ihren Schlussantr"gen zu
einem gegenteiligen Ergebnis. Trotz seiner Eigenschaft als
Beamter der Justizverwaltung genieße der Secretario Judici-
al sowohl in Bezug auf seinen Status als auch in Bezug auf
die Aus!bung seiner Aufgaben im Honorarvollstreckungs-
verfahren gen!gend Garantien, um das Kriterium der Unab-
h"ngigkeit zu erf!llen.389 Der Secretario Judicial entscheide
eigenst"ndig einen Rechtsstreit im Rahmen eines streitigen
Verfahrens und treffe eine Entscheidung mit Rechtspre-
chungscharakter.390 W"hrend diese Einsch"tzung von der
Kommission geteilt wurde, trat die spanische Regierung der
Argumentation vehement entgegen, den Secretario Judicial
im Honorarvollstreckungsverfahren als ein Gericht i.S.v.
Art. 267 AEUVeinzustufen.391

Generalanw"ltin Kokott kam zu dem Schluss, dass die zur
Notwendigkeit einer amtswegigen Pr!fung des Vorliegens
missbr"uchlicher Klauseln im Rahmen der RL 93/13 entwi-
ckelten Grunds"tze insoweit auf die RL 2005/29 zu !bertra-
gen seien, als eineMissbr"uchlichkeitspr!fung notwendiger-
weise im Licht einer Lauterkeitspr!fung im Sinne der RL
2005/29 erfolgenm!sse. AufGrundlage der Rechtsprechung
inPereničov& und Perenič stelle die Feststellung des unlaute-
renCharakters einerGesch"ftspraxis einenAnhaltspunkt un-
ter mehreren dar,392 auf den die Beurteilung des missbr"uch-
lichen Charakters einer Klausel gest!tzt werden k$nne, da
gem"ß Art. 4 Abs. 1 RL 93/13 die Missbr"uchlichkeit einer
Klausel unter Ber!cksichtigung aller den Vertragsabschluss
begleitenden Umst"nde beurteilt werde. Somit habe das na-
tionale Gericht die Pflicht, bei der Pr!fung des Vorliegens
missbr"uchlicher Klauseln auch das potenzielle Vorliegen
unlauterer Gesch"ftspraktiken zu ber!cksichtigen.393

Die RL 93/13 i.V.m. der RL 2005/29 sowie Art. 47 der Char-
ta verlange, dass das mit der Durchf!hrung des Honorarvoll-
streckungsverfahrens befasste Organ die Missbr"uchlich-
keit einer Klausel oder das Vorliegen unlauterer Gesch"fts-
praktiken von Amts wegen pr!fen darf. Sie betonte, dass es
nicht zielf!hrend sei, die Missbrauchs- und Lauterkeitskon-
trolle auf die Phase der Vollstreckung zu verlagern. Denn
dies w!rde die Gefahr beinhalten, einen Verbraucher zur
Zahlung einer potenziell auf missbr"uchlichen Klauseln
oder unlauteren Gesch"ftspraktiken beruhenden Forderung
aufzufordern.394 Abschließend erl"uterte die Generalanw"l-
tin, dass die nationalen Regelungen eine f!r eine effektive
Pr!fung des Vorliegens missbr"uchlicher Klauseln ausrei-
chende Beweisaufnahme zulassen m!ssen.395

cc) Einordnung in die Rechtsprechung

Der EuGH legte die Zul"ssigkeitsvoraussetzungen des
Art. 267 AEUV restriktiv aus. In concreto sieht es so aus,
als ob der EuGH versucht, sich vor einer nicht mehr zu
handhabenden Anzahl von Vorabentscheidungsersuchen zu
sch!tzen.396

y) Pflicht des Kreditinstituts, $ber das Wechselkursrisiko
bei Fremdw"hrungskrediten aufzukl"ren
(Rs. C-186/16, Andriciuc)

aa) Sachverhalt

Die rum"nische Curtea de Apel Oradea (Berufungsgerichts-
hof Oradea), welche mit Verbraucherkreditvertr"gen in
Fremdw"hrungen befasst ist, legte dem EuGH eine Reihe
von Fragen zur Auslegung von Art. 3 Abs. 1 und Art. 4
Abs. 2 der RL 93/13 vor: (1) ob die Vertragsklausel, nach
der der Kredit in derselben W"hrung zur!ckzuzahlen ist, in
der er gew"hrt wurde, unter Art. 4 Abs. 2 f"llt; (2) ob Art. 4
Abs. 2 dahin auszulegen ist, dass die Aufnahme dieser Ver-
tragsklausel von einer umfassenden Information !ber die
wirtschaftlichen Folgen, die sich aus dieser Klausel ergeben
k$nnen, begleitet sein muss; (3) ob ein „erhebliches und un-
gerechtfertigtes Missverh"ltnis“ zwischen den Rechten und
Pflichten der Vertragsparteien i.S.v. Art. 3 Abs. 1 der RL
93/13 allein unter Bezugnahme auf die Situation zum Zeit-
punkt des Vertragsabschlusses zu pr!fen ist oder ob Ent-
wicklungen nach Abschluss dieses Vertrages ber!cksichtigt
werden k$nnen, durch die die finanziellen Verpflichtungen
des Verbrauchers im Verh"ltnis zu den zum Zeitpunkt des
Vertragsabschlusses bestehenden !berm"ßig belastend wer-
den.

Die Verbraucher, die ihr Einkommen damals in Rum"ni-
schen Lei bezogen, nahmen bei einer rum"nischen Bank
einen Fremdw"hrungskredit auf. Nach den Kreditvertr"gen
waren die Kreditnehmer verpflichtet, die Kreditraten in
Schweizer Franken zur!ckzuzahlen. Sie !bernahmen das
Risiko, das mit m$glichen Schwankungen des Wechselkur-
ses verbunden war. Die Kreditnehmer wandten sich an die
rum"nischen Gerichte und beantragten die Feststellung,
dass die Klausel, nach der der Kredit ohne R!cksicht auf
den m$glichen Verlust, der ihnen wegen des Wechselkursri-
sikos entstehen kann, in Schweizer Franken zur!ckzuzahlen
ist, eine missbr"uchliche Klausel darstellt, die sie nicht bin-
det. Die Kreditnehmer machten u.a. geltend, die Bank habe
ihr Produkt bei Vertragsschluss verzerrt dargestellt und aus-
schließlich die Vorteile, die die Kreditnehmer daraus ziehen
k$nnten, hervorgehoben, ohne auf die potenziellen Risiken
und die Wahrscheinlichkeit der Verwirklichung dieser Risi-
ken hinzuweisen. In Anbetracht dieser Vorgehensweise der
Bank sei die streitige Klausel als missbr"uchlich anzusehen.
Das Tribunalul Bihor (Gericht Bihor) wies die Klage ab. Es
war der Auffassung, dass die streitige Klausel nicht miss-
br"uchlich sei. Die Kl"ger legten beim vorlegenden Gericht
Rechtsmittel gegen diese Entscheidung ein.
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bb) Wesentliche Gr!nde

Der EuGH befasste sich zun"chst mit dem Argument, dass
die im Ausgangsverfahren streitige Klausel m$glicherweise
nur Ausdruck des im rum"nischen Zivilgesetzbuch ver-
ankerten Nominalprinzips sei und die Klausel daher gem"ß
Art. 1 Abs. 2 der RL 93/13 nicht in deren Geltungsbereich
falle.397 Der EuGH verwies auf die in Kušionov&398 und RWE
Vertrieb399 entwickelte Interpretation zu Art. 1 Abs. 2 der
Richtlinie. Das vorlegende Gericht habe angesichts der Na-
tur, der Systematik und der Bestimmungen der streitigen
Kreditvertr"ge sowie des rechtlichen und tats"chlichen Kon-
texts dieser Vertr"ge zu beurteilen, ob die betroffene Klausel
auf bindenden Rechtsvorschriften des nationalen Rechts be-
ruht.400

Art. 4 Abs. 2 der RL 93/13 sei dahin auszulegen, dass der
Begriff „Hauptgegenstand des Vertrages“ eine Vertrags-
klausel in einem Fremdw"hrungskreditvertrag umfasse,
nach der der Kredit in derselben Fremdw"hrung zur!ckzu-
zahlen ist, in der er gew"hrt wurde, so dass ihre Missbr"uch-
lichkeit nur gepr!ft werden kann, wenn sie nicht klar und
verst"ndlich abgefasst ist.401 Wie GeneralanwaltWahl in sei-
nen Schlussantr"gen ausgef!hrt habe,402 sei der Umstand,
dass ein Kredit in einer bestimmten W"hrung zur!ckzuzah-
len ist, grunds"tzlich keine akzessorische Zahlungsmodali-
t"t, sondern betreffe das Wesen der Pflicht des Schuldners
und stelle daher einen Hauptbestandteil eines Kreditvertrags
dar.403 Zwar habe der EuGH in K&sler und K&slern% R&bai
festgestellt,404 dass eine in einem Fremdw"hrungsdarlehens-
vertrag enthaltene Klausel, nach der der Verkaufskurs dieser
W"hrung bei der Berechnung der Zahlungen zur Darlehens-
tilgung Anwendung findet, nur dann erfasst werde, wenn
festgestellt wird, dass die betreffende Klausel eine Haupt-
leistung dieses Vertrages festlegt, die ihn als solche charak-
terisiert. Im Unterschied zum vorliegenden Verfahren war
der Kredit jedoch in inl"ndischer W"hrung nach Maßgabe
des vom Kreditinstitut angewandten Verkaufskurses der
Fremdw"hrung zur!ckzuzahlen. Wie Generalanwalt Wahl
ausgef!hrt habe,405 k$nnen Kreditvertr"ge, die durch eine
Indexklausel an ausl"ndische W"hrungen gebunden sind,
nicht mit Kreditvertr"gen in ausl"ndischer W"hrung gleich-
gestellt werden.406 K&sler und K&slern% R&bai407 und Van
Hove408 verlangten, dass das Erfordernis der klaren und ver-
st"ndlichen Abfassung einer Vertragsklausel gebiete, dass
der Vertrag die konkrete Funktionsweise des Verfahrens, auf
das die betreffende Klausel Bezug nimmt, in transparenter
Weise darstellt. Gegebenenfalls m!sse der Kreditgeber auch
!ber das Verh"ltnis zwischen diesem Verfahren und dem
durch andere Klauseln vorgeschriebenen Verfahren aufkl"-
ren, damit der Verbraucher in der Lage ist, die sich f!r ihn
daraus ergebenden wirtschaftlichen Folgen auf der Grund-
lage genauer und nachvollziehbarer Kriterien einzusch"t-
zen.409 Im Sinne von Matei410 habe das rum"nische Gericht
diese Vorgaben anhand aller relevanten Tatsachen zu pr!fen,
wozu auch die Werbung und die vom Kreditgeber im Rah-
men der Aushandlung eines Kreditvertrags bereitgestellten
Informationen z"hlen.411 Nach Maßgbe von Bucura412 habe
das nationale Gericht zu untersuchen, ob dem Verbraucher
s"mtliche Tatsachen mitgeteilt wurden, die sich auf den
Umfang seiner Verpflichtung auswirken k$nnten und ihm
erlauben, die Gesamtkosten seines Kredits einzusch"tzen.
Eine entscheidende Rolle bei dieser Beurteilung spiele, ob
ein Durchschnittsverbraucher, d.h. ein normal informierter,
angemessen aufmerksamer und verst"ndiger Verbraucher
die Kosten einsch"tzen kann.413

DerGerichtshofwies darauf hin, dass dieFinanzinstitute nach
der Empfehlung des Europ"ischen Ausschusses f!r System-
risiken verpflichtet seien, Kreditnehmern Informationen zur
Verf!gung zu stellen, die ausreichen, um dieKreditnehmer in
die Lage zu versetzen, umsichtige und besonnene Entschei-
dungen zu treffen.414 Somit m!ssten diese Informationen „zu-
mindest die Folgen darlegen, die eine schwereAbwertung des
gesetzlichen Zahlungsmittels des Mitgliedstaats, in dem ein
Kreditnehmer ans"ssig ist, und eine Erh$hung des ausl"n-
dischen Zinssatzes auf die Ratenzahlungen haben“.415 Wie
vom Generalanwalt ausgef!hrt,416 m!sse der Kreditnehmer
unmissverst"ndlich dar!ber informiert werden, dass er sich
durch den Abschluss eines auf eine ausl"ndische W"hrung
lautenden Kreditvertrags einem Wechselkursrisiko aussetzt,
das er im Fall einer Abwertung der W"hrung, in der er sein
Einkommen erh"lt, eventuell schwer wird tragen k$nnen.
Zum anderen m!sse das Kreditinstitut die m$glichen
&nderungen derWechselkurse und dieRisiken desAbschlus-
ses eines Fremdw"hrungskredits insbesondere danndarlegen,
wenn der den Kredit aufnehmende Verbraucher sein Ein-
kommennicht in dieserW"hrung erh"lt.417

Das nationale Gericht habe in dem Fall, dass das Kreditinsti-
tut seinen Pflichten nicht nachgekommen ist und die Miss-
br"uchlichkeit der streitigen Klausel folglich gepr!ft wer-
den kann, nach Art. 3 Abs. 1 der RL 93/13 zum einen die
m$gliche Missachtung des Gebots von Treu und Glauben
durch die Bank, zum anderen das Vorliegen eines erhebli-
chen und ungerechtfertigten Missverh"ltnisses zwischen
den Vertragsparteien zu bewerten. Wie vom Generalanwalt
Wahl festgestellt,418 folge aus der Rechtsprechung,419 dass
f!r diese Bewertung auf den Zeitpunkt des Abschlusses des
betreffenden Vertrages abzustellen sei. Dabei seien die ge-
samten Umst"nde zu ber!cksichtigen, von denen der Ge-
werbetreibende zu diesem Zeitpunkt Kenntnis haben konnte
und die die sp"tere Erf!llung dieses Vertrages beeinflussen,
da eine Vertragsklausel ein Missverh"ltnis zwischen den
Parteien bewirken k$nne, das sich erst im Laufe der Ver-
tragserf!llung herausstellt.420 Die streitige Klausel b!rde
dem Verbraucher das Wechselkursrisiko im Fall der Abwer-
tung der inl"ndischen W"hrung gegen!ber der Fremdw"h-
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rung auf.421 Vorliegend habe das nationale Gericht daher
u.a. die Expertise und die Fachkenntnisse der Bank zu den
m$glichenWechselkursschwankungen und den mit der Auf-
nahme eines Fremdw"hrungskredits verbundenen Risiken
zu ber!cksichtigen.422 Zur Frage, ob eine Klausel entgegen
dem Gebot von Treu und Glauben ein erhebliches und unge-
rechtfertigtes Missverh"ltnis der vertraglichen Rechte und
Pflichten der Vertragspartner zulasten des Verbrauchers ver-
ursacht, verwies der EuGH auf Aziz423 und erkl"rte, dass das
nationale Gericht pr!fen m!sse, ob der Gewerbetreibende
bei loyalem und fairem Verhalten gegen!ber dem Verbrau-
cher vern!nftigerweise erwarten durfte, dass der Verbrau-
cher sich nach individuellen Verhandlungen auf eine solche
Klausel einl"sst.424 Insoweit unterscheidet sich die Argu-
mentation des EuGH von den Schlussantr"gen des General-
anwalts Wahl. Dieser betonte, es sei nicht ersichtlich, dass
die strittige Klausel an sich ein Missverh"ltnis beinhaltet.
Da Wechselkursschwankungen nicht dem Willen des Kre-
ditgebers unterliegen, k$nne dieser auch nicht daf!r verant-
wortlich gemacht werden.425

cc) Einordnung in die Rechtsprechung

Der EuGH !berließ die #berpr!fung anhand des Art. 1
Abs. 2 der RL 93/13 vollst"ndig dem nationalen Gericht.
Kritisiert wird, dass das Nominalprinzip, wonach der Kredit
in derjenigenW"hrung zur!ckzuzahlen ist, in der er gew"hrt
wurde, f!r sich betrachtet die Anwendbarkeit der Richtlinie
nicht ausschließen k$nne. Falls die Anwendbarkeit der
Richtlinie auf die R!ckzahlungsklausel gesperrt sei, m!sse
dennoch die Auszahlungsklausel gepr!ft werden. Klausel-
rechtlich liefe dies auf dasselbe hinaus.426

Klauseln, nach denen Kredite in Fremdw"hrung zur!ckzu-
zahlen sind, sind als Bestandteil der Hauptleistung einzuord-
nen und werden von Art. 4 Abs. 2 RL 93/13 umfasst. Diese
Interpretation findet Zustimmung in der Literatur.427 Die
vom EuGH vorgenommene Unterscheidung zwischen den
Umst"nden in Andriciuc und K&sler und K&slern% R&bai er-
scheint „geldrechtlich fehlsam und unter Schutzzweckge-
sichtspunkten als bloße F$rmelei“.428 In beiden F"llen erge-
be sich das Wechselkursrisiko f!r die Darlehensnehmer aus
der Fremdheit der Berechnungsw"hrung. Daher ist in beiden
F"llen der Hauptgegenstand des Darlehensvertrages betrof-
fen und eine Klauselkontrolle kann und muss sich auf das
Transparenzgebot beschr"nken.429

Die Bedeutung des Urteils liegt in den Ausf!hrungen zur
Transparenz von Fremdw"hrungsklauseln.430 Der EuGH
folgt w$rtlich der Empfehlung des Europ"ischen Ausschus-
ses f!r Systemrisiken. Die vom Kreditgeber zur Verf!gung
gestellten Informationen m!ssen ausreichen, um den Kre-
ditnehmern zu erm$glichen, umsichtige und besonnene Ent-
scheidungen zu treffen und insbesondere die m$glicherwei-
se erheblichen wirtschaftlichen Folgen einer solchen Klau-
sel f!r ihre finanziellen Verpflichtungen einzusch"tzen. Aus
einer Empfehlung wird so verbindliches Recht.

Begr!ßt werden die Ausf!hrungen !ber den Zeitpunkt, zu
dem der Kreditgeber die potenziellen Risiken f!r den Ver-
braucher beurteilen muss. Art. 3 Abs. 1 der RL 93/13 stellt
grunds"tzlich auf eine ex-ante-Perspektive ab. Jedoch muss
der Gewerbetreibende nach dem Vertragsschluss auftreten-
de Risiken mit einbeziehen, soweit er sie zum Zeitpunkt des
Vertragsschlusses bereits vorhersehen und erl"utern kann.431

Die Auslegungen des EuGH lassen erkennen, dass die strit-
tige Klausel als missbr"uchlich anzusehen ist.

z) Außergerichtliches Verfahren zur Vollstreckung
einer hypothekarischen Sicherheit – Vereinfachtes
gerichtliches Verfahren zur Anerkennung dinglicher
Rechte (Rs. C-598/15, Banco Santander)

aa) Sachverhalt

Der spanische Juzgado de Primera Instancia de Jerez de la
Frontera (Gericht erster Instanz von Jerez de la Frontera)
fragte den EuGH im Wesentlichen, ob das im spanischen
Hypothekengesetz vorgesehene Verfahren zur außergericht-
lichen Vollstreckung einer hypothekarischen Sicherheit so-
wie das im Hypothekengesetz und in der Zivilprozessord-
nung vorgesehene vereinfachte Verfahren, dem Erwerber
der Immobilie die volle Verf!gungsgewalt !ber diese zu
!bertragen, ohne dem urspr!nglichen Eigent!mer zu erlau-
ben, in seiner Eigenschaft als Verbraucher die Missbr"uch-
lichkeit einer Klausel einzuwenden, die in dem Hypothe-
kenkreditvertrag enthalten ist, der Gegenstand der außerge-
richtlichen Vollstreckung war, mit Art. 6 Abs. 1 und Art. 7
Abs. 1 der RL 93/13 vereinbar ist.

Die Verbraucherin schloss mit einer Bank einen durch eine
Hypothek gesicherten Kreditvertrag f!r den Kauf einerWoh-
nung ab. Die AGB des Vertrages bestimmten insbesondere,
dass die Parteien die M$glichkeit der Einleitung eines außer-
gerichtlichenVerfahrens zurVollstreckung derHypothekver-
einbaren. Auf Betreiben der Bank wurde vor einemNotar ein
außergerichtliches Verfahren zur Vollstreckung der hypothe-
karischen Sicherheit eingeleitet, welches mit der Erteilung
desZuschlags f!r diemit derHypothek belasteteWohnung an
die Gl"ubigerin abgeschlossen wurde. Die Immobilie wurde
f!r einen Betrag verkauft, der 59,7% des Wertes entsprach,
der f!r dieVollstreckung der hypothekarischen Sicherheit ge-
sch"tzt worden war. Der Notar verfertigte ohne Mitwirkung
der Verbraucherin, die hierf!r gem"ß den AGB des Hypothe-
kenkreditvertrags durch dieBankvertretenwurde, dieUrkun-
de !ber den Verkauf der Wohnung an die Bank. Gest!tzt auf
die Grundbucheintragung, die auf der notariellen Urkunde
!ber den Verkauf beruhte, stellte die Bank beim vorlegenden
Gericht einen Antrag nach der spanischen Zivilprozessord-
nung, um ein Urteil zu erwirken, mit dem die Herausgabe der
Wohnung an sie und deren R"umung durch dieVerbraucherin
angeordnet wird. Im Rahmen dieses Verfahrens erschien die
Verbraucherin nicht vor dem vorlegenden Gericht. Eine ge-
richtliche Kontrolle missbr"uchlicher Klauseln des Kredit-
vertrags von Amts wegen oder auf Antrag einer Partei war
demvorlegendemGericht nichtm$glich.

bb) Wesentliche Gr!nde

Der EuGH entschied, dass die RL 93/13 nicht anwendbar
sei. Die Klage, mit der sich das vorlegende Gericht zu befas-
sen habe, habe zum Gegenstand, den Schutz der im Grund-
buch eingetragenen dinglichen Rechte zu gew"hrleisten,
und zwar unabh"ngig davon, wie sie erworben wurden. Die-
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ses Verfahren finde erst nach der #bertragung des Eigen-
tums an einer Immobilie statt und werde von ihrem neuen
Eigent!mer entsprechend seiner Eintragung im Grundbuch
gegen Personen gef!hrt, die diese Rechte bestreiten oder de-
ren Aus!bung st$ren k$nnten. Der Ausgangsrechtsstreit be-
treffe daher nicht das Verfahren der Zwangsvollstreckung
der hypothekarischen Sicherheit, welche in dem in Rede ste-
henden geschlossenen Kreditvertrag vorgesehen war, son-
dern den Schutz der dinglichen Rechte, die mit dem Eigen-
tum verbunden sind, das die Bank im Wege der Zwangsver-
steigerung rechtm"ßig erworben hat.432 Im außergerichtli-
chen Verfahren zur Hypothekenvollstreckung k$nne jeder
interessierte Dritte Eigent!mer dieser Sache werden und
folglich !ber ein Interesse daran verf!gen, ein Verfahren auf
„Herausgabe“ einzuleiten. Die Rechtssicherheit bestehen-
der Eigentumsverh"ltnisse k$nne beeintr"chtigt werden,
wenn es dem Schuldner, der eine Hypothek an einer Immo-
bilie bestellt hat, erm$glicht w!rde, dem Erwerber Einreden
aus dem Hypothekenkreditvertrag entgegenzuhalten, ob-
gleich diesem Erwerber im Hinblick auf diesen Vertrag die
Eigenschaft eines Dritten zukomme.433

Zwar schreibe die RL 93/13 dem nationalen Gericht vor,
von Amts wegen die Missbr"uchlichkeit einer Vertragsklau-
sel zu pr!fen, doch k$nne die Richtlinie nicht mit Erfolg
geltend gemacht werden, wenn es an jeglichem Anhalts-
punkt daf!r fehlt, dass der Hypothekenkreditvertrag m$gli-
cherweise eine potenziell missbr"uchliche Klausel ent-
hielt.434 Zweitens hatte die Verbraucherin die M$glichkeit,
im außergerichtlichen Verfahren zur #bertragung der hypo-
thekarisch belasteten Sache wegen Vorhandenseins einer
missbr"uchlichen Klausel im Hypothekenkreditvertrag Wi-
derspruch zu erheben oder dessen Aussetzung zu beantragen
und zugleich den Erlass von vorl"ufigen Maßnahmen zur
Aussetzung des Verkaufs der Immobilie zu verlangen. Im
Rahmen des Verfahrens der Hypothekenvollstreckung h"tte
das angerufene Gericht im Hypothekenkreditvertrag enthal-
tene Klauseln – gegebenenfalls von Amts wegen – auf ihre
m$gliche Missbr"uchlichkeit hin pr!fen k$nnen.435 Der
EuGH folgt in seinen Ausf!hrungen der RL 93/13 vollum-
f"nglich den Schlussantr"gen des GeneralanwaltsWahl.436

cc) Einordnung in die Rechtsprechung

Die Erm"chtigung des Gerichts, von Amts wegen die etwai-
ge Missbr"uchlichkeit der Klauseln des zuvor abgeschlosse-
nen Hypothekenvertrags zu pr!fen, der keine Wirkungen
mehr hat, da die hypothekarisch belastete Sache Gegenstand
einer endg!ltigen #bertragung war, w!rde ein dingliches
Recht in Frage stellen, das nicht auf einem Verbraucherver-
trag beruht, sondern auf der außergerichtlichen Anerken-
nung eines Titels. Im vorliegenden Fall hatte das Verfahren
des notariellen Verkaufs aufgrund der Versteigerung und
Zuschlagserteilung f!r die Immobilie seine Rechtswirkun-
gen bereits voll entfaltet. Das vorliegende Verfahren gr!ndet
nicht auf dem streitigen Hypothekenkreditvertrag, sondern
auf dem im Grundbuch eingetragenen Eigentumstitel. Beide
Verfahren sind voneinander zu trennen.437

z1) Anwendbarkeit der Richtlinie 93/13 auf eine
Bildungseinrichtung (Rs. C-147/16, Karel de Grote
– Hogeschool Katholieke Hogeschool Antwerpen)

aa) Sachverhalt

Das belgische Vredegerecht te Antwerpen (Friedensgericht
Antwerpen) m$chte wissen, ob es im Rahmen eines Ver-

s"umnisverfahrens von Amts wegen pr!fen darf, ob auf den
Vertrag die RL 93/13 anwendbar ist. Ferner fragte es, ob
eine Bildungseinrichtung, die im Wesentlichen aus $ffentli-
chen Mitteln finanziert wird, als „Gewerbetreibender“ im
Sinne der Richtlinie anzusehen ist, wenn sie Studierenden
ein Teilzahlungsdarlehen gew"hrt.

Die Beklagte des Ausgangsverfahrens war Studierende an
einer belgischen Bildungseinrichtung (Karel de Grote – Ho-
geschool). Da sie den Betrag, den sie als Studiengeb!hren
und als Beitrag f!r eine Studienreise schuldete, nicht beglei-
chen konnte, schloss sie mit der Bildungseinrichtung einen
schriftlichen Vertrag !ber ein zinsloses Teilzahlungsdarle-
hen ab. Gem"ß diesem Vertrag erhielt sie vom Dienst „Stu-
dierendenf$rderung“ der Bildungseinrichtung den ben$tig-
ten Betrag, welcher in Ratenzahlung zur!ckgezahlt werden
sollte. Zudem sah der Vertrag bei Nichtzahlung Zinsen in
H$he von 10% j"hrlich (ohne dass es einer Mahnung be-
durfte) und eine Entsch"digung zur Deckung der Beitrei-
bungskosten (in H$he von 10% der Restschuld, mindestens
aber 100 Euro) vor. Die Bildungseinrichtung erhob beim
Vredegerecht te Antwerpen Klage, da die Studierende keine
Zahlung leistete. Vor dem Gericht erschien die Beklagte we-
der pers$nlich, noch ließ sie sich vertreten. Das vorlegende
Gericht erkl"rte, es m!sse im Hinblick darauf, dass die Be-
klagte nicht vor Gericht erschienen sei, gem"ß den belgi-
schen Vorschriften der Klage stattgeben, es sei denn, das
Verfahren oder die Klage verstoße gegen zwingendes Recht.

bb) Wesentliche Gr!nde

Der EuGH erl"uterte, dass die Pflicht zur amtswegigen Pr!-
fung der Missbr"uchlichkeit einer Vertragsklausel auch be-
deutet, dass das nationale Gericht pr!fen m!sse, ob der Ver-
trag, der die Klausel enth"lt, die Gegenstand der Klage ist, in
den Anwendungsbereich dieser Richtlinie f"llt.438 Aus seiner
Rechtsprechung – insbesondere Asbeek Brusse und de Man
Garabito – ergebe sich,439 dass alle Bestimmungen der Richt-
linie, die unerl"sslich sind, um dasmit Art. 6 verfolgte Ziel zu
erreichen – n"mlich dass missbr"uchliche Klauseln f!r den
Verbraucher unverbindlich sind – als Normen zu betrachten
sind, die den im nationalen Recht zwingenden innerstaatli-
chen Bestimmungen gleichwertig sind. Ein nationales Ge-
richt, das nach innerstaatlichem Prozessrecht befugt ist, von
Amts wegen zu pr!fen, ob die Klausel gegen zwingende na-
tionale Bestimmungen verst$ßt, muss im S"umnisfall von
Amtswegen pr!fen, ob derVertrag, der dieKlausel enth"lt, in
den Anwendungsbereich der RL 93/13 f"llt, und gegebenen-
falls, ob die Klausel missbr"uchlich ist.440 Der EuGH st!tzte
seine Argumentation zur amtswegigen Pr!fung auf das&qui-
valenzprinzip, w"hrend Generalanw"ltin Sharpston zus"tz-
lich dasEffektivit"tsprinzip heranzog.441
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Was den Begriff „Gewerbetreibender“ anbelangt, wies der
Gerichtshof auf die Absicht des Unionsgesetzgebers hin,
diesen Begriff weit zu fassen.442 Es sei zu beurteilen, ob die
Vertragsbeziehung innerhalb der T"tigkeiten liegt, die eine
Person im Rahmen ihrer gewerblichen oder beruflichen T"-
tigkeit vornimmt.443 Dabei seien weder Einrichtungen, die
eine im Allgemeininteresse liegende Aufgabe erf!llen, noch
$ffentlich-rechtliche Einrichtungen ausgenommen.444 Unter
Verweis auf die Schlussantr"ge der Generalanw"ltin Sharp-
ston445 wies der EuGH darauf hin, dass das Vorhandensein
oder Fehlen einer Gewinnerzielungsabsicht der Einrichtung
f!r die Definition des Begriffs „Gewerbetreibender“ im
Sinne dieser Bestimmung unerheblich sei.446

Der EuGH folgte nicht dem Vorbringen der belgischen und
$sterreichischen Regierung, dass die Hochschule, die im
Wesentlichen aus $ffentlichen Mitteln finanziert werde,
nicht als ein „Unternehmen“ i.S.d. EU-Wettbewerbsrechts
und somit auch nicht als ein „Gewerbetreibender“ i.S.d. RL
93/13 angesehen werden k$nne, da ihre Lehrt"tigkeit keine
„Dienstleistung“ im Sinne von Art. 57 AEUV darstelle.447

Nach Auffassung des EuGH geht es nicht um den gesetzli-
chen Auftrag der Bildungseinrichtung, sondern um eine
Leistung, die diese Einrichtung neben und in Erg"nzung zu
ihrer Lehrt"tigkeit erbringe. Studierenden vertraglich die
zinslose Teilzahlung geschuldeter Betr"ge anzubieten, laufe
naturgem"ß darauf hinaus, die Zahlung einer bestehenden
Schuld zu erleichtern, und stelle grunds"tzlich einen Darle-
hensvertrag dar.448 Vorbehaltlich der #berpr!fung durch das
nationale Gericht ging der EuGH daher davon aus, dass die
Bildungseinrichtung als „Gewerbetreibender“ i.S.d. RL 93/
13 handele, wenn sie eine solche ihre Lehrt"tigkeit erg"n-
zende Nebenleistung erbringt. Diese Auslegung wird durch
den Schutzzweck der Richtlinie gest!tzt. Im Rahmen eines
solchen Vertrages herrsche grunds"tzlich eine Ungleichheit
zwischen der Bildungseinrichtung und den Studierenden,
die sich aus der Asymmetrie ergebe, die zwischen diesen
Parteien im Bereich der Information und der technischen
F"higkeiten bestehe.449 Der EuGH folgte in seiner Ausle-
gung des Begriffs „Gewerbetreibenden“ im Wesentlichen
dem Vorschlag von Generalanw"ltin Sharpston.450

cc) Einordnung in die Rechtsprechung

Der Gerichtshof nahm keine Stellung zur Vereinbarkeit des
belgischen Prozessrechts mit dem Effektivit"tsgrundsatz.
Es wird jedoch davon ausgegangen, dass der EuGH auf
Grundlage des Effektivit"tsgrundsatzes zu demselben Er-
gebnis kommen m!sste.451 Zwar stellte der EuGH in Astur-
com Telecomunicaciones fest, dass dieWahrung des Effekti-
vit"tsgrundsatzes nicht soweit gehen k$nne, dass vom natio-
nalen Gericht verlangt werde, einer v$lligen Unt"tigkeit des
Verbrauchers, der sich weder am Schiedsverfahren beteiligt
noch einen Antrag auf Aufhebung des Schiedsspruchs ge-
stellt habe, der deshalb rechtskr"ftig geworden sei, vollst"n-
dig abzuhelfen.452 Jedoch erging diese Auslegung im Hin-
blick auf die herausragende Bedeutung des Grundsatzes der
Verbindlichkeit rechtskr"ftiger Entscheidungen und sei
nicht auf ein Vers"umnisverfahren !bertragbar.453

Der EuGH best"tigte seine Rechtsprechung in Šiba454 und
Asbeek Brusse und de Man Garabito.455 Die RL 93/13 ist auf
jede Art von Vertrag zwischen Gewerbetreibenden und Ver-
brauchern anwendbar. Ausschlaggebend sind die Eigen-
schaften der Vertragspartner, d.h., ob sie im Rahmen ihrer
gewerblichen oder beruflichen T"tigkeit handeln. Das Ver-

h"ltnis zwischen Gewerbetreibenden und Verbraucher ist
durch die Schutzbed!rftigkeit des Verbrauchers, der sich in
einer schw"cheren Verhandlungsposition befindet, gekenn-
zeichnet. Diese Unterlegenheit kann auch in dem Nichtvor-
handensein einer „dauerhafte[n] Organisation und techni-
sche[n] F"higkeiten“ des Verbrauchers resultieren.456 Irrele-
vant ist auch der Umstand, dass die Lehrt"tigkeit einer $f-
fentlichen Hochschule mangels Entgeltlichkeit keine
Dienstleistung im prim"rrechtlichen Sinne darstelle. Der
vom Prim"rrecht verfolgte Zweck der Liberalisierung des
Marktes unterscheide sich – so wird behauptet – vom Zweck
des sekund"rrechtlichen Verbraucherschutzes.457 Eine sol-
che Aufspaltung erscheint jedoch zu weitgehend. Das Pri-
m"rrecht ist nicht auf Markliberalisierung beschr"nkt.

z2) Besondere prozessuale Anforderungen an die
Geltendmachung der Missbr"uchlichkeit einer
Klausel (Rs. C-483/16, Sziber)

aa) Sachverhalt

Das ungarische Főv+rosi T$rv(nysz(k (Hauptst"dtisches
Gericht) ersuchte den EuGH im Wesentlichen um Beant-
wortung der Frage, ob Art. 7 der RL 93/13 dahin auszulegen
ist, dass er einer nationalen Regelung entgegensteht, die be-
sondere prozessuale Anforderungen f!r Klagen von Ver-
brauchern vorsieht, die auf eine Fremdw"hrung lautende
Darlehensvertr"ge abgeschlossen haben, die eine Klausel
!ber eine Kursspanne und/oder eine Klausel !ber die M$g-
lichkeit der einseitigen &nderung enthalten. Die fraglichen
ungarischen Rechtsvorschriften wurden im Anschluss an
das Urteil K&sler und K&slern% R&bai458 erlassen.

Im Ausgangsverfahren schloss der Verbraucher mit einer
Bank einen auf eine Fremdw"hrung lautenden Verbraucher-
kreditvertrag zum Erwerb einer Wohnung. Das Darlehen
war in ungarischen Forint auszuzahlen und zur!ckzuzahlen,
lautete aber auf Schweizer Franken. Der Verbraucher klagte
auf Feststellung der Missbr"uchlichkeit bestimmter Klau-
seln in diesem Vertrag. Gem"ß den fraglichen Rechtsvor-
schriften forderte das vorlegende Gericht den Verbraucher
auf, seine Klage zu berichtigen, indem er zum einen die
Rechtsfolge angebe, die er bei einer Feststellung der Un-
wirksamkeit des Darlehensvertrages anstrebe, und zum an-
deren die Abrechnung vervollst"ndige, um zu pr"zisieren,
welche Betr"ge er aufgrund der eventuell missbr"uchlichen
Klauseln gezahlt habe. Der Verbraucher "nderte seine Kla-
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442 EuGHRs. C-147/16, Karel de Grote (Fn. 438), Rn. 48.
443 EuGHRs. C-147/16, Karel de Grote (Fn. 438), Rn. 53.
444 EuGH Rs. C-147/16, Karel de Grote (Fn. 438), Rn. 51. In diesem Sinne

nahm der EuGH Bezug auf sein Urteil v. 3. 10. 2013 – Rs. C-59/12,
BKK Mobil Oil K$rperschaft des $ffentlichen Rechts/Zentrale zur Be-
k"mpfung unlauteren Wettbewerbs e.V., EU:C:2013:634, EWS 2013,
427, Rn. 32, welches zur RL 2005/29/EG ergangen ist.

445 GA SharpstonRs. C-147/16, Karel de Grote (Fn. 441), Rn. 32.
446 EuGHRs. C-147/16, Karel de Grote (Fn. 438), Rn. 51.
447 EuGH Rs. C-147/16, Karel de Grote (Fn. 438), Rn. 56. Hierzu wurde

die Rechtsprechung zu EuGH, 7. 12. 1993 – Rs. C-109/92, Stephan
Max Wirth/Landeshauptstadt Hannover, EU:C:1993:916, EWS 1994,
324, Rn. 16, 17 angef!hrt.

448 EuGHRs. C-147/16, Karel de Grote (Fn. 438), Rn. 57.
449 EuGHRs. C-147/16, Karel de Grote (Fn. 438), Rn. 59.
450 GA SharpstonRs. C-147/16, Karel de Grote (Fn. 441), Rn. 68.
451 Wais, Anmerkung, EuZW 2018, 549.
452 EuGHRs. C-40/08, Asturcom Telecomunicaciones (Fn. 130), Rn. 47.
453 Wais, EuZW 2018, 549, 550.
454 EuGHRs. C-537/13, Šiba (Fn. 134).
455 EuGHRs. C-488/11, Asbeek Brusse und deMan Garabito (Fn. 133).
456 EuGHRs. C-147/16, Karel de Grote (Fn. 438), Rn. 59.
457 Wais, EuZW 2018, 549, 550.
458 EuGHRs. C-26/13, K+sler und K+slern(R+bai (Fn. 45).
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geschrift zwar mehrfach, reichte jedoch keinen Schriftsatz
zur &nderung der Klage ein. Laut vorlegendem Gericht sei
aufgrund dessen das Verfahren eigentlich einzustellen, ohne
dass die Begr!ndetheit der Klage zu pr!fen w"re.

bb) Wesentliche Gr!nde

Da die Verfahren zur Pr!fung der Missbr"uchlichkeit von
Vertragsklauseln nicht harmonisiert sind, stellte der EuGH
auf den Grundsatz der &quivalenz und den Grundsatz eines
effektiven gerichtlichen Rechtsschutzes i.S.v. Art. 47 der
Charta ab, um die Fragen des vorlegenden Gerichts zu be-
antworten.459 Zur Pr!fung des &quivalenzgrundsatzes
schlussfolgerte der EuGH, vorbehaltlich der Pr!fung durch
das vorlegende Gericht, dass die in Rede stehenden prozes-
sualen Anforderungen, welche bezwecken, eine große Zahl
von Rechtsstreitigkeiten !ber Darlehensvertr"ge in Fremd-
w"hrung, die missbr"uchliche Klauseln enthalten, innerhalb
einer angemessenen Frist beizulegen, grunds"tzlich nicht
als ung!nstiger eingestuft werden als diejenigen f!r entspre-
chende Klagen, die keine sich aus dem Unionsrecht erge-
benden Rechte betreffen.460

Zur Ausgestaltung des Grundsatzes des effektiven gerichtli-
chen Rechtsschutzes anhand Art. 47 der Charta bezog sich
der EuGH auf seine Rechtsprechung in S&nchez Morcillo
und Abril Garc(a.461 Banco Primus462 stelle klar, dass der
Verbraucherschutz nicht absolut sei. Laut ERSTE Bank
Hungary463 hindere der Grundsatz des effektiven gerichtli-
chen Rechtsschutzes das angerufene Gericht grunds"tzlich
nicht daran, den Verbraucher aufzufordern, bestimmte Ge-
sichtspunkte zur St!tzung seiner Forderungen beizubringen.
Im Sinne von Bacz# und Vizsnyiczai464 k$nnten Regeln, die
die Justiz entlasten sollen, Vorrang vor Einzelinteressen ha-
ben.465

In Anbetracht des Ziels, die Justiz zu entlasten, sei nicht er-
sichtlich, dass die ungarischen Regeln, die vom Verbraucher
verlangen, einen bezifferten Antrag zu stellen, der zumin-
dest teilweise in einer vom betreffenden Kreditinstitut be-
reits erstellten Abrechnung besteht und die Rechtsfolge be-
nennt, falls der in Rede stehende Darlehensvertrag oder ei-
nige seiner Klauseln unwirksam sein sollten, so belastende
Anforderungen beinhalteten, dass sie den Anspruch des Ver-
brauchers auf einen effektiven gerichtlichen Rechtsschutz
unverh"ltnism"ßig beschneiden w!rden.466 Falls – wie von
der ERSTE Bank und der ungarischen Regierung vorgetra-
gen – der Verbraucher in der Lage ist, in dem vorgesehenen
besonderen Verfahren nicht nur die R!ckerstattung der Be-
tr"ge zu verlangen, die er infolge der Anwendung der beiden
genannten besonderen Klauseln gezahlt habe, sondern auch
Wiedergutmachung f!r die Folgen zu erlangen, die sich aus
der Anwendung anderer eventuell missbr"uchlicher Klau-
seln auf ihn erg"ben, oder wenn dem Verbraucher ein ande-
rer effektiver Verfahrensweg f!r die R!ckgew"hr der zu Un-
recht gezahlten Betr"ge offensteht, stehe die Effektivit"t des
mit der RL 93/13 beabsichtigten Schutzes den ungarischen
Verfahrensregeln nicht entgegen.467

Der EuGH folgte im Wesentlichen der von Generalanwalt
Wahl vorgeschlagenen Interpretation. Der Generalanwalt
hielt das Ersuchen zwar f!r unzul"ssig, weil der tats"chliche
und rechtliche Rahmen nicht hinreichend genau dargestellt
worden sei, um dem Gerichtshof eine sachdienliche Beant-
wortung nach Art. 267 AEUV zu erm$glichen.468 In seinen
Ausf!hrungen zum &quivalenz- und Effektivit"tsgrundsatz
betonte er jedoch, dass die ungarische Regelung wahr-

scheinlich eine einfachere, schnellere und kosteng!nstigere
Entscheidung der Rechtsstreitigkeiten zwischen Verbrau-
chern und Kreditinstituten erm$gliche. Zwar k$nnte nicht
ausgeschlossen werden, dass nach den neuen Anforderun-
gen eine Unt"tigkeit des Verbrauchers zur Abweisung seiner
Klage f!hrt, w"hrend das Verfahren nach den !blichen Re-
gelungen m$glicherweise h"tte fortgef!hrt werden k$nnen.
Dies bedeute jedoch nicht, dass der Effektivit"tsgrundsatz
nicht gewahrt sei. Eine v$llige Unt"tigkeit des Verbrauchers
m!sse nicht ausgeglichen werden.469

cc) Einordnung in die Rechtsprechung

Zur Ausgestaltung des Effektivit"tsgrundsatzes orientiert
sich der EuGH – jedenfalls in formeller Sicht – an dem
Grundsatz des effektiven Rechtsschutzes gem"ß Art. 47 der
Charta. Die Charta f!hrte jedoch zu keinem h$heren Schutz-
standard f!r den Verbraucher des Ausgangsverfahrens, der
zwar nicht komplett unt"tig blieb – da er auf Feststellung
der Missbr"uchlichkeit verschiedener Klauseln klagte –,
aber die vom ungarischen Gesetzgeber vorgesehenen pro-
zessualen Anforderungen nicht erf!llte. Das Allgemeininte-
resse, die Justiz zu entlasten, hat Vorrang vor Einzelinteres-
sen, sofern die Maßnahmen nicht !ber das zur Erreichung
ihres Ziels Erforderliche hinausgehen. Fraglich bleibt, in-
wiefern die Verpflichtung der nationalen Gerichte zur amts-
wegigen Pr!fung mit dieser Auslegung vereinbar ist.

z3) Gesch"ftspraktik $ber die Abtretung von Forde-
rungen – Beurteilung und Folgen der Missbr"uch-
lichkeit einer Klausel $ber die Verzugszinsen in
Darlehensvertr"gen (verb. Rs. C-96/16, C-94/17,
Banco Santander)

aa) Sachverhalt

Die Vorabentscheidungsersuchen des Juzgado de Primera
Instancia n8 38 de Barcelona (Gericht erster Instanz Nr. 38
von Barcelona) und des Tribunal Supremo drehten sich im
Wesentlichen um drei Aspekte: (1) ob eine bestimmte Ge-
sch"ftspraktik der Abtretung von Forderungen gegen Ver-
braucher mit dem Unionsrecht vereinbar ist; (2) ob das Uni-
onsrecht im Bereich des Verbraucherschutzes der j!ngsten
Rechtsprechung des Tribunal Supremo entgegensteht, so-
weit nach dieser eine Klausel zur Festlegung von Verzugs-
zinsen missbr"uchlich ist, wenn darin der im Darlehensver-
trag vorgesehene Darlehenszinssatz um mehr als zwei Pro-
zentpunkte !berschritten wird; (3) ob, falls die Klausel zur
Festlegung des Verzugszinssatzes in Anwendung dieser
Rechtsprechung f!r missbr"uchlich erkl"rt wird, die Darle-
henszinsen bis zur vollst"ndigen Tilgung der Schuld weiter-
laufen k$nnen.

Die Ausgangsverfahren der verb. Rs. C-96/16 und C-94/17,
Banco Santander betrafen Rechtsstreitigkeiten zwischen
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459 EuGH, 31. 5. 2018 – Rs. C-483/16, Zsolt Sziber/ERSTE Bank Hungary
Zrt, EU:C:2018:367, Rn. 35, 36.

460 EuGHRs. C-483/16, Sziber (Fn. 459), Rn. 48.
461 EuGH Rs. C-169/14, S+nchez Morcillo und Abril Garc*a (Fn. 81),

Rn. 35.
462 EuGHRs. C-421/14, Banco Primus (Fn. 371), Rn. 47.
463 EuGHRs. C-32/14, ERSTE Bank Hungary (Fn. 235), Rn. 62
464 EuGHRs. C-567/13, Bacz% und Vizsnyiczai (Fn. 156), Rn. 51.
465 EuGHRs. C-483/16, Sziber (Fn. 459), Rn. 49–51.
466 EuGHRs. C-483/16, Sziber (Fn. 459), Rn. 52.
467 EuGHRs. C-483/16, Sziber (Fn. 459), Rn. 54.
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ERSTE Bank Hungary Zrt, EU:C:2018:9, Rn. 33, 39.
469 GAWahlRs. C-483/16, Sziber (Fn. 468), Rn. 54.
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verschiedenen Banken und Verbrauchern wegen der Durch-
f!hrung gemeinsam abgeschlossener Darlehensvertr"ge. In
der Rs. C-96/16 stellte die Bank die Darlehnsvertr"ge vor-
zeitig f"llig und beantragte beim vorlegenden Gericht die
Vollstreckung ihrer Forderungen, da die Verbraucher die
vorgesehenen monatlichen Raten nicht mehr zahlten. Ob-
wohl eine solche M$glichkeit in den Darlehensvertr"gen
nicht vorgesehen war, trat die Bank diese Forderungen mit
$ffentlicher Urkunde unter Berufung auf die einschl"gigen
Bestimmungen des Zivilgesetzbuchs an einen Dritten ab.
Dieser Dritte beantragte daraufhin, anstelle der Bank in das
bereits angestrengte Vollstreckungsverfahren beim vorle-
genden Gericht einzutreten. Das vorlegende Gericht zwei-
felte, ob die Verbraucher m$glicherweise berechtigt sind, ih-
re Verbindlichkeiten zur!ckzukaufen und sie somit zu til-
gen, indem sie dem Dritten den Betrag, den er f!r die in Re-
de stehende Abtretung gezahlt hat, zuz!glich anfallender
Zinsen, Kosten und Geb!hren erstatten. In diesem Zusam-
menhang sei zudem fraglich, ob die Gesch"ftspraktik, eine
Forderung zu einem geringen Preis abzutreten oder zu kau-
fen, ohne dass der Schuldner zuvor !ber die Abtretung infor-
miert wurde oder ihr zugestimmt hat und ohne ihm die M$g-
lichkeit zu geben, seine Verbindlichkeiten durch den R!ck-
kauf zu tilgen, mit der RL 93/13 vereinbar ist. Außerdem "u-
ßerte das vorlegende Gericht Zweifel daran, dass die aus
den Urteilen des Tribunal Supremo hervorgegangene Recht-
sprechung zur Bestimmung der Missbr"uchlichkeit von
Klauseln zur Festlegung des Verzugszinssatzes mit der RL
93/13 vereinbar ist.

In der Rs. C-94/17 erhob der Verbraucher, der sich im Zah-
lungsverzug befand, Klage gegen die Bank, mit der er insbe-
sondere die Nichtigerkl"rung der Klausel zur Festlegung
des Verzugszinssatzes begehrte. Das erstinstanzliche Ge-
richt erkl"rte diese Klausel f!r missbr"uchlich und ging in
der Folge davon aus, dass die Verzugszinsen auf die im spa-
nischen Hypothekengesetz in der Fassung durch das Gesetz
1/2013 vorgesehene Grenze, die dem dreifachen gesetzli-
chen Zinssatz entspricht, herabzusetzen sei. Diese Entschei-
dung wurde im zweiten Rechtszug best"tigt. Gegen dieses
Urteil erhob der Verbraucher Kassationsbeschwerde beim
Tribunal Supremo, mit der Begr!ndung, dass es gegen
Art. 6 Abs. 1 und Art. 7 Abs. 1 der RL 93/13 verstoße. Da
die Klausel f!r missbr"uchlich erkl"rt worden sei, d!rften
keine Zinsen – weder Verzugs- noch Darlehenszinsen –
mehr anfallen. In diesem Zusammenhang fragte das Tribu-
nal Supremo den EuGH nach der Vereinbarkeit seiner
Rechtsprechung mit der RL 93/13.

bb) Wesentliche Gr!nde

Der EuGH entschied, dass die RL 93/13 einer Gesch"fts-
praktik des Verkaufs oder Kaufs von Forderungen, ohne
dass der Verbraucher vorab !ber die Abtretung informiert
wird oder ihr zustimmt und ohne dass ihm die M$glichkeit
gegeben wird, seine Verbindlichkeit zur!ckzukaufen und so-
mit zu tilgen, indem er dem Zessionar den von diesem f!r
die Abtretung entrichteten Preis zuz!glich Auslagen, Zinsen
und Verfahrenskosten erstattet, nicht entgegensteht.470 Die
RL 93/13 gelte nur f!r Vertragsklauseln und nicht f!r Ge-
sch"ftspraktiken, wenn diesbez!glich keine Vertragsklau-
seln vorhanden sind.471 Die einschl"gigen spanischen mate-
riellen und verfahrensrechtlichen Vorschriften !ber die For-
derungsabtretung und die Ersetzung des Zedenten durch
den Zessionar seien von Art. 1 Abs. 2 der RL 93/13 umfasst.
Es handele sich um zwingende gesetzliche Vorschriften,

welche nicht die Befugnisse des nationalen Gerichts bei der
Beurteilung der Missbr"uchlichkeit einer Vertragsklausel
betreffen.472

Der EuGH setzte sich sodann mit der strittigen Rechtspre-
chung des Tribunal Supremo auseinander, wonach eine
nicht ausgehandelte Klausel eines Verbraucherdarlehens-
vertrages, die den anwendbaren Satz der Verzugszinsen fest-
legt, missbr"uchlich ist, wenn dieser Zinssatz den Zinssatz
der vertraglich vorgesehenen Darlehenszinsen um mehr als
zwei Prozentpunkte !bersteigt. Entgegen dem Vorbringen
der Banken und der spanischen Regierung sei die Frage
nicht hypothetisch und damit zul"ssig.473 Sodann ging der
EuGH auf das Vorbringen der Parteien ein, dass die Recht-
sprechung des Tribunal Supremo die Instanzgerichte nicht
binde.474 Der EuGH sei gehalten, die Auslegungen des na-
tionalen Rechts, die sich aus der Vorlageentscheidung erge-
ben, zugrunde zu legen. Danach habe das Tribunal Supremo
eine unwiderlegbare Vermutung aufgestellt, wonach eine
Klausel missbr"uchlich sei, die das genannte Kriterium er-
f!llt.475 Abweichende Entscheidungen von Instanzgerichten
k$nnen vom Tribunal Supremo im Rahmen eines Rechts-
mittels aufgehoben werden.476

Der EuGH bejahte die Vereinbarkeit der fraglichen Recht-
sprechung mit der RL 93/13. Das Tribunal Supremo habe
die vom Gerichtshof aufgestellten Vorgaben zur Beurteilung
der etwaigen Missbr"uchlichkeit von Vertragsklauseln be-
achtet. So erf!lle das Tribunal Supremo insbesondere die im
Urteil Aziz477 wiedergegebenen Anforderungen.478 Aus Uni-
caja Banco und Caixabank ergebe sich,479 dass die Richt-
linie einer nationalen Regelung entgegensteht, die ein Krite-
rium definiert, anhand dessen die Missbr"uchlichkeit einer
Vertragsklausel zu beurteilen ist, wenn diese Regelung das
nationale Gericht, das mit einer Klausel befasst ist, die die-
ses Kriterium nicht erf!llt, daran hindert, die Klausel f!r
missbr"uchlich zu erkl"ren und unangewendet zu lassen.
Der fraglichen Rechtsprechung des Tribunal Supremo
komme eine solche Wirkung anscheinend nicht zu.480 H$he-
re mitgliedstaatliche Gerichte sind im Rahmen ihrer Aufga-
be, die Auslegung des Rechts im Interesse der Rechtssicher-
heit zu harmonisieren, befugt, unter Beachtung der RL 93/
13 Kriterien zu erarbeiten, anhand deren die Instanzgerichte
die Missbr"uchlichkeit von Vertragsklauseln zu pr!fen ha-
ben.481 Auch wenn die Rechtsprechung des Tribunal Supre-
mo nicht zu den strengeren Bestimmungen geh$re, die die
Mitgliedstaaten erlassen k$nnen, um ein h$heres Schutzni-
veau f!r den Verbraucher nach Art. 8 der RL 93/13 zu ge-
w"hrleisten, f!ge sich die Erarbeitung eines richterrechtlich
aufgestellten Kriteriums in das durch die Richtlinie ver-
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folgte Ziel des Verbraucherschutzes ein. Aus der RL 93/13
gehe hervor, dass sie weniger darauf abziele, insgesamt ein
vertragliches Gleichgewicht zwischen den Rechten und
Pflichten der Vertragsparteien sicherzustellen, als zu ver-
meiden, dass zwischen diesen Rechten und Pflichten ein
Ungleichgewicht zu Lasten der Verbraucher entstehe.482

Auch die Rechtsprechung des Tribunal Supremo, die Ver-
zugszinsen in Folge der Missbr"uchlichkeit zu streichen, die
vertraglich vorgesehenen Darlehenszinsen jedoch beizube-
halten, sei nicht zu beanstanden. Der EuGH untermauerte
seine Entscheidung483 unter Hinweis auf Banco Primus484,
Unicaja Banco und Caixabank485, Jőr)s486 und Sziber.487

Die Nichtanwendung der Vertragsklausel, die die Verzugs-
zinsen festlegt, habe nicht zur Folge, diejenige Vertragsklau-
sel, die den Darlehenszinssatz festlegt, unangewendet zu
lassen. Verzugszinsen sollen die Nichterf!llung der R!ck-
zahlungsverpflichtung durch den Schuldner ahnden und den
Schuldner davon abhalten, mit der Erf!llung seiner Ver-
pflichtungen in Verzug zu geraten, und gegebenenfalls den
Darlehensgeber f!r den aufgrund des Zahlungsverzugs erlit-
tenen Schaden entsch"digen. Darlehenszinsen sind das Ent-
gelt f!r die Bereitstellung eines Geldbetrags durch den Dar-
lehensgeber bis zu dessen R!ckzahlung.488 Nicht ausschlag-
gebend sei die Art und Weise, in der die Vertragsklausel, die
den Verzugszinssatz festlegt, und die Klausel, die den Darle-
henszinssatz festsetzt, formuliert sind. Insbesondere gelten
die Erw"gungen des EuGH sowohl dann, wenn der Verzugs-
zinssatz unabh"ngig vom Darlehenszinssatz in einer geson-
derten Klausel definiert ist, als auch dann, wenn der Satz f!r
die Verzugszinsen in Form einer Erh$hung des Darlehens-
zinssatzes um eine bestimmte Zahl von Prozentpunkten
festgelegt wird. Im letztgenannten Fall verlange die RL 93/
13, allein die Erh$hung f!r ung!ltig zu erkl"ren, da die
missbr"uchliche Klausel in dieser Erh$hung bestehe.489

Der EuGH folgte in seinem Urteil den von Generalanwalt
Wahl vorgeschlagenen Antworten auf die Vorlagefragen.490

cc) Einordnung in die Rechtsprechung

L"sst man die Vielzahl der Vorlageverfahren spanischer Ge-
richte zu gleicher oder "hnlicher Problematik Revue passie-
ren, so f"llt auf, dass der EuGH erstmalig die Rechtspre-
chung des Tribunal Supremo positiv w!rdigt und ihm auch
eine Autonomie in der Konkretisierung der EU-rechtlichen
Vorgaben !berl"sst. Deutet sich hier eine Wende an? Es
k$nnte sein, dass der EuGH mit dieser Entscheidung seinen
R!ckzug aus den innerspanischen Konflikten einleitet, die
aus den divergierenden Rechtsauffassungen der Instanzge-
richte und dem Tribunal Supremo resultieren.

z4) Nationales Verfahren zum Erlass eines
Zahlungsbefehls wegen eines Eigenwechsels, der
Anspr$che aus einem Verbraucherkreditvertrag
sichert (Rs. C-176/17, Profi Credit Polska)

aa) Sachverhalt

Das polnische Sąd Rejonowy w Siemianowicach Śląskich
(Rayongericht Siemianowice Śląskie, Polen) fragte den
EuGH, ob Art. 6 Abs. 1 und Art. 7 Abs. 1 der RL 93/13 so-
wie Art. 17 Abs. 1 und Art. 22 Abs. 1 der RL 2008/48 da-
hingehend auszulegen sind, dass sie einer nationalen Rege-
lung entgegenstehen, die im Rahmen eines Zahlungsbe-
fehlsverfahrens aufgrund eines Eigenwechsels das nationale
Gericht darauf beschr"nkt, die Einhaltung der Formerfor-

dernisse des Wechsels zu pr!fen, und eine Pr!fung des
durch den Eigenwechsel gesicherten Darlehensvertrags aus-
schließt.

Der Verbraucher schloss mit einer Bank einen Darlehens-
vertrag, der eine vorformulierte Klausel enthielt, durch die
sich der Darlehensnehmer verpflichtete, einen Eigenwech-
sel zur Sicherung der Anspr!che aus dem Darlehensvertrag
auszustellen. Entsprechend dieser Verpflichtung !bergab
der Verbraucher der Bank einen unterzeichneten Blanko-
wechsel. Da er das Darlehen nicht zur!ckzahlte, k!ndigte
die Bank den Darlehensvertrag und trug den f"lligen Betrag
in den Blankowechsel ein. Die Bank beantragte beim vorle-
genden Gericht, auf der Grundlage des Eigenwechsels einen
Zahlungsbefehl gegen den Verbraucher zu erlassen.

Das vorlegende Gericht f!hrte in seinem Vorabentschei-
dungsersuchen aus, dass das Zahlungsbefehlsverfahren auf
der Grundlage eines Wechsels zwei Stufen umfasst. Die
erste Stufe, welche mit dem Antrag auf Erlass des Zahlungs-
befehls eingeleitet werde, erfolge ohne Kenntnis des An-
tragsgegners. Gem"ß der nationalen Rechtsprechung werde
auf dieser Stufe des Verfahrens von Amts wegen allein ge-
pr!ft, ob die Wechselurkunde echt ist und die gesetzliche
Form erf!llt. Wenn diese Anforderungen erf!llt sind, sei das
Gericht zum Erlass des Zahlungsbefehls verpflichtet. Auch
wenn der Wechsel einen Anspruch aus einem Darlehensver-
trag sichert, k$nne sich der Antragsteller darauf beschr"n-
ken, als Beweismittel nur die Wechselurkunde vorzulegen.
Der Zahlungsbefehl werde dem Antragsgegner zusammen
mit einer Belehrung !ber die Einlegung des Widerspruchs
zugestellt. Widerspruch k$nne innerhalb einer Frist von
zwei Wochen ab Zustellung des Zahlungsbefehls eingelegt
werden. Auf Antrag des Antragsgegners k$nne das Gericht
die Vollstreckung des Zahlungsbefehls aussetzen.

In dieser zweiten Stufe des Verfahrens k$nnten nicht nur
Einwendungen gegen die Wechselverbindlichkeit, sondern
auch solche gegen Anspr!che aus dem Grundverh"ltnis vor-
gebracht werden, wie bspw. die Missbr"uchlichkeit einer
Klausel des zugrundeliegenden Verbraucherkreditvertrags.
Lege der Antragsgegner dagegen keinen Widerspruch ein,
gelte der Zahlungsbefehl als Sicherungstitel, der ohne Ertei-
lung einer Vollstreckungsklausel vollstreckbar sei. Ihm
komme Rechtskraft im Hinblick auf die Wechselverbind-
lichkeit zu, nicht aber im Hinblick auf den Anspruch aus
dem Grundverh"ltnis.491

bb) Schlussantr"ge

Generalanw"ltin Kokott stellte zun"chst fest, dass die Be-
stimmungen der Verbraucherkreditrichtlinie der polnischen
Regelung nicht entgegenstehen.492 Hierzu hob die General-
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482 EuGH verb. Rs. C-96/16, C-94/17, Banco Santander (Fn. 470), Rn. 69.
483 EuGH verb. Rs. C-96/16, C-94/17, Banco Santander (Fn. 470), Rn. 78.
484 EuGHRs. C-421/14, Banco Primus (Fn. 371), Rn. 71.
485 EuGH verb. Rs. C-482/13, C-484/13, C-485/13, C-487/13, Unicaja

Banco und Caixabank (Fn. 147), Rn. 33, 34.
486 EuGHRs. C-397/11, Jőr$s (Fn. 155), Rn. 46.
487 EuGHRs. C-483/16, Sziber (Fn. 459), Rn. 32.
488 EuGH verb. Rs. C-96/16, C-94/17, Banco Santander (Fn. 470), Rn. 76.
489 EuGH verb. Rs. C-96/16, C-94/17, Banco Santander (Fn. 470), Rn. 77.
490 GAWahl, Schlussantr"ge v. 22. 3. 2018 – verb. Rs. C-96/16, C-94/17,

Banco Santander SA/Mahamadou Demba,Mercedes Godoy Bonet, Ra-
fael Ram%n Escobedo Cort(s/Banco de Sabadell SA, EU:C:2018:216,
Rn. 38.

491 GA Kokott, Schlussantr"ge v. 26. 4. 2018 – Rs. C-176/17, Profi Credit
Polska S.A. w Bielsku Białej/Mariusz Wawrzosek, EU:C:2018:293,
Rn. 23, 24.

492 GA KokottRs. C-176/17, Profi Credit Polska (Fn. 491), Rn. 50.
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anw"ltin insbesondere hervor, dass die Richtlinie keine Har-
monisierung im Bereich des Wechsels als Sicherungsmittel
eines Verbraucherkredits herbeigef!hrt habe.493 Um die Ver-
einbarkeit der polnischen Regelung mit der RL 93/13 zu
!berpr!fen, verwies die Generalanw"ltin auf die Grunds"tze
der &quivalenz und Effektivit"t. Nach der Feststellung, dass
es keine Anhaltspunkte gebe, die einen Zweifel an der Ver-
einbarkeit mit dem &quivalenzprinzip hervorrufen k$nnten,
setzte sie sich eingehend mit dem Effektivit"tsgrundsatz
auseinander. Dieser verlange, dass das nationale Gericht die
Missbr"uchlichkeit einer Vertragsklausel von Amts wegen
pr!fe, sobald es !ber die hierzu erforderlichen rechtlichen
und tats"chlichen Grundlagen verf!gt.494 Nach diesemMaß-
stab sei die erste Stufe des Zahlungsbefehlsverfahrens mit
Art. 6 Abs. 1 und Art. 7 Abs. 1 der RL 93/13 vereinbar,
denn das nationale Gericht verf!ge nicht !ber die rechtli-
chen und tats"chlichen Grundlagen, die erforderlich sind,
um zu pr!fen, ob der Darlehensvertrag eine missbr"uchliche
Klausel enthalte. Erst in der zweiten Stufe verf!ge das Ge-
richt !ber die erforderlichen rechtlichen und tats"chlichen
Grundlagen, da ihm gem"ß der polnischen Regelung die
Tatsachen vorgetragen und Beweismittel beigebracht wer-
den, die zur Pr!fung der Missbr"uchlichkeit des Darlehens-
vertrages erforderlich sind.495 Auf Grundlage einer Analyse
der Sachverhalte in Banco Espa'ol de Cr%dito,496 Finanma-
drid EFC497 und Aziz498 kam die Generalanw"ltin zu dem Er-
gebnis, dass es hinsichtlich des zweiten Schritts mit der
Richtlinie vereinbar sei, dass der Verbraucher Widerspruch
einlegen muss, um den Eintritt der Rechtskraft des Zah-
lungsbefehls zu verhindern, und andernfalls die Miss-
br"uchlichkeit des Darlehensvertrages im Rahmen eines Be-
reicherungs- oder Schadensersatzanspruchs in einem sp"te-
ren Prozess geltend machen kann.499 Insbesondere betonte
die Generalanw"ltin, dass der Erlass eines Zahlungsbefehls
aufgrund eines Eigenwechsels „weniger sensibel“ sei, da
nicht die R"umung der Familienwohnung des Darlehens-
nehmers drohe.500

Zwar gehe die Wahrung des Effektivit"tsgrundsatzes nicht
soweit, eine v$llige Unt"tigkeit des betroffenen Verbrau-
chers auszugleichen, wie der Gerichtshof mehrmals festge-
halten habe.501 Dennoch sei das polnische Verfahren mit der
RL 93/13 insoweit unvereinbar, als es dem Verbraucher
!berm"ßig erschwere, Widerspruch gegen den auf der
Grundlage des Eigenwechsels erlassenen Zahlungsbefehl
einzulegen. Erstens werde vom Verbraucher verlangt, be-
reits bei Einlegung des Widerspruchs s"mtliche R!gen vor-
zubringen sowie Tatsachen und Beweismittel anzuf!hren.
Es sei aber der nationale Richter, der von Amts wegen die
Missbr"uchlichkeit einer Vertragsklausel pr!fen m!sse.
Eine Beschr"nkung des Pr!fungsumfangs auf die vom Ver-
braucher vorgebrachten R!gen sei mit der RL 93/13 unver-
einbar.502 Zweitens sei die Frist von zwei Wochen, in denen
der Verbraucher Widerspruch einlegen muss, mit dem Ef-
fektivit"tsgrundsatz nur vereinbar, wenn er innerhalb dieser
Frist die Tatsachen und Beweismittel nicht anf!hren m!sse,
welche die Grundlage f!r die Pr!fung der Missbr"uchlich-
keit der Klauseln des Darlehensvertrags sind.503 Drittens be-
nachteilige die Regelung der Gerichtskosten den Verbrau-
cher. Der Verbraucher m!sse bei Einlegung des Wider-
spruchs drei Viertel der gesetzlich vorgesehenen Gerichts-
geb!hr entrichten, wohingegen der Antragsteller lediglich
ein Viertel der Gerichtsgeb!hr bezahle, wenn er den Erlass
eines Zahlungsbefehls beantragt. Selbst wenn es sich dabei
um einen Gerichtskostenvorschuss handle, sei diese Rege-

lung geeignet, einen Verbraucher abzuhalten, Widerspruch
einzulegen.504

z5) Anwendbarkeit der Richtlinie auf die gesetz-
geberische Antwort eines Mitgliedstaats auf
ein EuGH-Urteil, in dem ein Verstoß gegen
die RL 93/13 festgestellt wurde
(Rs. C-51/17, OTP Bank und OTP Faktoring)

aa) Sachverhalt

In dem zugrundeliegenden Ausgangsverfahren geht es um
den zwischen zwei Verbrauchern und einer Bank geschlos-
senen Fremdw"hrungsdarlehensvertrag. Der Vertrag sah
vor, dass der Darlehensbetrag in Schweizer Franken zu dem
am Auszahlungstag von der Bank angewandten Ankaufs-
kurs dieser W"hrung festgelegt wird. Der Forintbetrag der
monatlichen Tilgungsrate sollte dagegen anhand des von
der Bank angewandten Verkaufskurses des Schweizer Fran-
ken ermittelt werden. Somit akzeptierten die Darlehensneh-
mer das Wechselkursrisiko zwischen diesen beiden W"h-
rungen. Anschließend "nderte sich der Wechselkurs erheb-
lich zu Lasten der Darlehensnehmer, was zu einer signifi-
kanten Erh$hung ihrer Monatsraten f!hrte. Die Darlehens-
nehmer leiteten ein Verfahren gegen die OTP Bank und die
OTP Factoring ein, an die die Forderungen der Gl"ubiger
aus dem fraglichen Darlehensvertrag abgetreten worden wa-
ren. Das erstinstanzliche Gericht gab der Klage statt und
stellte fest, dass die Klausel !ber den Wechselkurs zwar
Hauptgegenstand des Vertrages, aber weder klar noch ver-
st"ndlich abgefasst worden und daher als f!r die Darlehens-
nehmer nicht bindend anzusehen sei. Der Beklagte legte ge-
gen das Urteil Berufung ein.

In der Zwischenzeit verabschiedete der ungarische Gesetz-
geber verschiedene Regelungen, um u.a. das Urteil der Kffl-
ria, welches im Lichte des EuGH-Urteils in K&sler ergangen
ist, umzusetzen.505 Gem"ß den neuen Regelungen werden
bestimmte missbr"uchliche Klauseln aus Fremdw"hrungs-
darlehensvertr"gen entfernt, ausstehende Verbraucherschul-
den aus diesen Vertr"gen in Forint umgerechnet und weitere
inhaltliche &nderungen der Rechtsbeziehungen zwischen
Darlehensgeber und -nehmer vorgenommen.506 Die Kl"ger
bestritten, dass die vom ungarischen Gesetzgeber erlassenen
Regelungen, die das Wechselkursrisiko im Falle einer Ver-
letzung des Transparenzgebots der RL 93/13 weiterhin auf
den Verbraucher abw"lzen, mit dem EU-Recht vereinbar
sind. Das Főv+rosi Ít(lőt+bla (Berufungsgericht Budapest)
fragte in diesem Zusammenhang den EuGH, ob es die Miss-
br"uchlichkeit einer unklaren Klausel, die das Wechselkurs-
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493 GAKokottRs. C-176/17, Profi Credit Polska (Fn. 491), Rn. 33–36.
494 GAKokottRs. C-176/17, Profi Credit Polska (Fn. 491), Rn. 56–57.
495 GAKokottRs. C-176/17, Profi Credit Polska (Fn. 491), Rn. 58.
496 EuGHRs. C-618/10, Banco Espa'ol de Cr(dito (Fn. 44).
497 EuGHRs. C-49/14, Finanmadrid EFC (Fn. 267).
498 EuGHRs. C-415/11, Aziz (Fn. 18).
499 GAKokottRs. C-176/17, Profi Credit Polska (Fn. 491), Rn. 72.
500 GAKokottRs. C-176/17, Profi Credit Polska (Fn. 491), Rn. 63, 70.
501 GA Kokott Rs. C-176/17, Profi Credit Polska (Fn. 491), Rn. 74. Hierzu

nimmt die Generalanw"ltin Bezug auf folgende Urteile: EuGH Rs. C-
32/14, ERSTE Bank Hungary (Fn. 235), Rn. 62; EuGH Rs. C-34/13,
Kušionov+ (Fn. 101), Rn. 56; EuGH Rs. C-40/08, Asturcom Telecomu-
nicaciones (Fn. 130), Rn. 47.

502 GAKokottRs. C-176/17, Profi Credit Polska (Fn. 491), Rn. 79.
503 GAKokottRs. C-176/17, Profi Credit Polska (Fn. 491), Rn. 80.
504 GAKokottRs. C-176/17, Profi Credit Polska (Fn. 491), Rn. 81.
505 EuGHRs. C-26/13, K+sler und K+slern(R+bai (Fn. 45).
506 GA Tanchev, Schlussantr"ge v. 3. 5. 2018 – Rs. C-51/17, OTP Bank

Nyrt., OTP Faktoring K$vetel(skezelő Zrt./Ter(z Ily(s, Emil Kiss,
EU:C:2018:303, Rn. 24, 25.
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risiko dem Darlehensnehmer auferlegt, feststellen kann,
auch wenn dieWirksamkeit dieser Klausel vom ungarischen
Gesetzgeber best"tigt worden ist.507

bb) Schlussantr"ge

Generalanwalt Tanchev erl"uterte, dass es das Ziel des
Art. 1 Abs. 2 RL 93/13 und der EuGH-Rechtsprechung in
RWE Vertrieb508 sei, Klauseln, die auf bindenden Rechtsvor-
schriften beruhen, vom Geltungsbereich der Richtlinie aus-
zunehmen. Die Annahme sei gerechtfertigt, dass der natio-
nale Gesetzgeber eine ausgewogene Regelung aller Rechte
und Pflichten der Parteien der betroffenen Vertr"ge getrof-
fen habe.509 Diese Annahme k$nne jedoch nicht f!r die strit-
tigen ungarischen gesetzlichen Maßnahmen gelten, die nach
Abschluss des fraglichen Vertrages erlassen worden seien
und eine gerichtliche Feststellung eines Verstoßes gegen die
RL 93/13 umsetzen sollten.510 Laut dem Generalanwalt
d!rften die Mitgliedstaaten Vorschriften beibehalten oder
einf!hren, die !ber das Schutzniveau der Richtlinie hinaus-
gingen, aber nicht hinter dem von der Richtlinie vorgesehe-
nen Schutz zur!ckbleiben. Zudem k$nne die gesetzgeberi-
sche Antwort eines Mitgliedstaats auf eine Entscheidung
des EuGH nicht von der gerichtlichen #berpr!fung ausge-
schlossen werden. Ein solcher Ausschluss w!rde einen Ver-
stoß gegen die Art. 38 und 47 der EU-Grundrechte-Charta
nach sich ziehen, nach denen ein hohes Verbraucherschutz-
niveau und ein Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf si-
cherzustellen sei.511 Auf dieser Grundlage vertrat der Gene-
ralanwalt die Auffassung, dass eine Klausel, die aufgrund
eines gesetzgeberischen Eingriffs Bestandteil eines Fremd-
w"hrungsdarlehensvertrags ist und die eine urspr!ngliche
Vertragsklausel, die das Wechselkursrisiko dem Darlehens-
nehmer auferlegt, beibehalte, nicht auf einer bindenden
Rechtsvorschrift i.S.d. Art. 1 Abs. 2 RL 93/13 beruht. So-
mit sei das nationale Gericht nicht gehindert, in F"llen, in
denen diese Klausel nicht klar und verst"ndlich abgefasst
worden ist, zu pr!fen, ob sie eine missbr"uchliche Klausel
darstelle, die f!r den Verbraucher unverbindlich sei.512

2. Vertragsrechtliche Aspekte unlauterer
gesch!ftlicher Handlungen

a) Kosten f$r Anrufe beim Kundendienst – Auslegung
des Begriffs „Grundtarif“ (Rs. C-568/15, Zentrale
zur Bek"mpfung unlauteren Wettbewerbs Frankfurt
am Main)

aa) Sachverhalt

Das LG Stuttgart ersuchte den EuGH um Auslegung des
Art. 21 der RL 2011/83/EU, welcher von den Mitgliedstaa-
ten verlangt, sicherzustellen, dass der Verbraucher bei einer
telefonischen Kontaktaufnahmemit dem Unternehmer nicht
mehr als den Grundtarif zahlt, wenn der Unternehmer eine
Telefonleitung f!r die Kontaktaufnahme im Zusammenhang
mit dem geschlossenen Vertrag eingerichtet hat. Das vorle-
gende Gericht fragte, ob in diesem Sinne die Kosten eines
Anrufs unter einer von einem Unternehmer eingerichteten
Service-Rufnummer die Kosten eines Anrufs unter einer ge-
w$hnlichen geografischen Festnetznummer oder einer Mo-
bilfunknummer nicht !bersteigen d!rfen und ob es insoweit
von Bedeutung ist, ob der Unternehmer mit dieser Service-
Rufnummer Gewinne erzielt.

Ein Vertreiber von Elektro- und Elektronikartikeln wies auf
seiner Website auf einen telefonischen Kundendienst hin,

dessen Telefonnummer eine sog. 0180-Nummer ist. Die
Kosten f!r einen Anruf unter dieser (geografisch nicht ge-
bundenen) Sondernummer, f!r die ein deutschlandweiter
Tarif gilt, lagen h$her als die Kosten eines gew$hnlichen
Anrufs unter einer (geografischen) Festnetz- oder einer Mo-
bilfunknummer. Die Zentrale zur Bek"mpfung unlauteren
Wettbewerbs verklagte das Unternehmen auf Unterlassung
dieser – ihrer Ansicht nach unlauteren – Gesch"ftspraxis.
Der Beklagte brachte vor, dass § 312a Abs. 5 BGB – im
Licht von Art. 21 der RL 2011/83 betrachtet – vorschreibe,
dass der betreffende Unternehmer mit einer Kundendienst-
Hotline keine Gewinne erzielen d!rfe.

Das vorlegende Gericht hatte Zweifel an der Auslegung des
Art. 21 der RL 2011/83, welcher durch § 312a Abs. 5 BGB
umgesetzt wurde. Der deutsche Gesetzgeber habe mit dieser
Vorschrift verhindern wollen, dass der Unternehmer aus der
Bereitstellung einer geografisch nicht gebundenen Telefon-
leitung Gewinne erziele. Es sei nicht ausgeschlossen, dass
der Verbraucher f!r einen Anruf !ber eine geografisch nicht
gebundene Telefonleitung mehr zahle als f!r einen Stan-
dardanruf, sofern der Unternehmer keine Gewinne erzielt.
Das vorlegende Gericht fragte, ob gem"ß der RL 2011/83
eine strengere Auslegung des Begriffs „Grundtarif“ geboten
sei, als sie der deutsche Gesetzgeber vorgenommen habe,
um dem Verbraucher ein h$heres Schutzniveau zu sichern.

bb) Wesentliche Gr!nde

Der EuGH entschied, dass der Begriff „Grundtarif“ dahin
auszulegen ist, dass die Kosten eines auf einen geschlosse-
nen Vertrag bezogenen Anrufs unter einer von einem Unter-
nehmer eingerichteten Service-Rufnummer die Kosten
eines Anrufs unter einer gew$hnlichen geografischen Fest-
netznummer oder einer Mobilfunknummer nicht !berstei-
gen d!rfen. Mangels einer Definition in der RL verwies der
EuGH auf den gew$hnlichen Sprachgebrauch, wonach der
„Grundtarif“ den Kosten f!r einen gew$hnlichen Anruf ent-
spreche.513 Sowohl der Zusammenhang, in dem dieser Be-
griff in der Richtlinie verwendet werde, wie insbesondere
Art. 6 Abs. 1 lit. f514 best"tigten dieses Verst"ndnis. Weitere
Vorschriften stellten klar, dass der Verbraucher grunds"tz-
lich keine weiteren Kosten zu tragen habe als die gew$hnli-
chen Kosten, wenn er seine in dieser Richtlinie verankerten
Rechte wahrnimmt.515 Unter Verweis auf die Schlussantr"ge
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507 GA Tanchev Rs. C-51/17, OTP Bank und OTP Faktoring (Fn. 506),
Rn. 45, 56.

508 Rs. C-92/11, RWEVertrieb (Fn. 23).
509 GA Tanchev Rs. C-51/17, OTP Bank und OTP Faktoring (Fn. 506),

Rn. 60.
510 GA Tanchev Rs. C-51/17, OTP Bank und OTP Faktoring (Fn. 506),

Rn. 61.
511 GA Tanchev Rs. C-51/17, OTP Bank und OTP Faktoring (Fn. 506),

Rn. 64.
512 GA Tanchev Rs. C-51/17, OTP Bank und OTP Faktoring (Fn. 506),

Rn. 67.
513 EuGH, 2. 3. 2017 – Rs. C-568/15, Zentrale zur Bek"mpfung unlauteren

Wettbewerbs Frankfurt am Main e.V./comtech GmbH,
EU:C:2017:154, EWS 2017, 110, Rn. 18-20.

514 EuGH Rs. C-568/15, Zentrale zur Bek"mpfung unlauteren Wettbe-
werbs (Fn. 513), Rn. 22–24. Art. 6 regelt die vorvertraglichen Informa-
tionspflichten bei Fernabsatz- und außerhalb von Gesch"ftsr"umen ge-
schlossenen Vertr"gen und sieht in Abs. 1 lit. f vor, dass der Unterneh-
mer verpflichtet ist, den Verbraucher zu informieren, wenn die Kosten
f!r den Einsatz der f!r den Vertragsabschluss genutzten Fernkommuni-
kationstechnik nicht nach demGrundtarif berechnet werden.

515 EuGH Rs. C-568/15, Zentrale zur Bek"mpfung unlauteren Wettbe-
werbs (Fn. 513), Rn. 25–27. Der EuGH verwies auf Art. 19 und Art. 13
Abs. 1 der RL 2011/83. Art. 19 bestimmt bez!glich der Nutzung von
bestimmten Zahlungsmitteln, dass die Mitgliedstaaten Unternehmern
untersagen, von Verbrauchern Entgelte zu verlangen, die !ber die Kos-
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des Generalanwalts Szpunar516 erkl"rte der EuGH, dass
diese Auslegung dem Ziel eines hohen Verbraucherschutz-
niveaus Rechnung trage, wie er auch in Art. 169 AEUVund
in Art. 38 der Charta der Grundrechte der Europ"ischen
Union verankert sei.517 Ansonsten k$nnten Verbraucher da-
von abgehalten werden, die Service-Rufnummer zu nutzen,
um Informationen zu einem Vertrag zu erhalten oder ihre
Rechte, namentlich in den Bereichen Gew"hrleistung oder
Widerruf, geltend zu machen.518 Es sei unerheblich, ob der
betreffende Unternehmer mit der Service-Rufnummer Ge-
winne erzielt.519 Auch wenn der Generalanwalt es ablehnte,
die gew$hnliche Bedeutung des „Grundtarifs“ zu definie-
ren,520 kam er auf Grundlage der Systematik, des Zwecks,
des Regelungszusammenhangs sowie der Entstehungsge-
schichte der RL 2011/83 zu einem identischen Ergebnis.521

Die schriftlichen Erkl"rungen der Wettbewerbszentrale, der
estnischen und der litauischen Regierung sowie der Europ"-
ischen Kommission wiesen in dieselbe Richtung – anders
als die der niederl"ndischen Regierung.522

cc) Einordnung in die Rechtsprechung

Der EuGH will vermeiden, dass hohe Kosten den Verbrau-
cher von einem Anruf absehen lassen. In der Praxis stelle
sich die Frage, wie im Falle verschiedener Rufnummern
ausreichend transparent dargestellt werden k$nne, welche
Hotline f!r welchen Zweck angeboten wird. Insbesondere
wird bedauert, dass der EuGH keine Obergrenze festgelegt
hat, da es einen „einheitlichen“ Grundtarif nicht gebe. Der
EuGH habe das Problem im Ergebnis nur verlagert und
keine Rechtssicherheit geschaffen.523

b) ,berpr$fung unlauterer Gesch"ftspraktiken
im Hypothekenvollstreckungsverfahren
(Rs. C-109/17, Bankia)

aa) Sachverhalt

Der spanische Juzgado de Primera Instancia n8 5 de Carta-
gena (Gericht erster Instanz Nr. 5 von Cartagena) legte dem
EuGH drei Fragen bez!glich der mitgliedstaatlichen Ver-
pflichtung zur Bereitstellung „geeigneter und wirksamer
Mittel“ zur Bek"mpfung unlauterer Gesch"ftspraktiken
nach Art. 11 der RL 2005/29 !ber unlautere Gesch"ftsprak-
tiken vor. Es stand in Frage, ob die RL 2005/29 verlangt, un-
lautere Gesch"ftspraktiken von Amts wegen oder auf Ver-
langen einer der Parteien in Hypothekenvollstreckungsver-
fahren geltend machen zu k$nnen.#berdies m$chte das spa-
nische Gericht wissen, ob die Mitgliedstaaten geeignete und
wirksame Mittel zur Durchsetzung der Einhaltung eines
Verhaltenskodex gew"hrleisten m!ssen.

Im Ausgangsrechtsstreit schlossen die Schuldner einen Ver-
trag !ber ein Hypothekendarlehen. Der Sch"tzwert der mit
der Hypothek belasteten eigengenutzten Wohnung der
Schuldner betrug 195900 Euro. Etwa sieben Jahre sp"ter
wurden die Darlehensvertragsbedingungen auf Wunsch der
Schuldner ge"ndert, nachdem diese sich seit etwa einem
Jahr mit der Zahlung der f"lligen Darlehensraten in Verzug
befanden. Zur Erleichterung der R!ckzahlung des Darle-
henskapitals wurde der R!ckzahlungszeitraum gestreckt.
Die sich anschließende Neubewertung des besicherten Ver-
m$gensgegenstands belief sich 57689,90 Euro. Nachdem
die Schuldner neun weitere Raten nicht beglichen, leitete
die Bank das Hypothekenvollstreckungsverfahren durch
Klage beim vorlegenden Gericht ein. Die Schuldner legten
gegen die Vollstreckung Einspruch mit der Begr!ndung ein,

der als Vollstreckungstitel dienende Vertrag enthalte miss-
br"uchliche Klauseln. Die Verl"ngerung des R!ckzahlungs-
zeitraums habe lediglich als Anreiz gedient, dem erheblich
herabgesetzten Sch"tzwert der Immobilie zuzustimmen.
Aus dem Bankenverhaltenskodex folge !berdies, dass die
Schuldner von ihrer Schuld befreit werden k$nnen.

bb) Schlussantr"ge

Generalanwalt Wahl kam zu dem Ergebnis, dass Art. 11 der
RL 2005/29 keine gerichtliche #berpr!fung unlauterer Ge-
sch"ftspraktiken im Zuge von Hypothekenvollstreckungs-
verfahren von Amts wegen oder auf Antrag einer Partei ver-
langt. Ausschlaggebend sei, dass die RL 2005/29 sich auf
die Statuierung von Sanktionen gegen Gewerbetreibende
beschr"nke und selbst keinen vertraglichen Rechtsbehelf f!r
Verbraucher garantiere. Um die RL 2005/29 wirksam umzu-
setzen, seien die Mitgliedstaaten daher nur verpflichtet, eine
geeignete Sanktionsregelung f!r Gewerbetreibende vorzu-
sehen.524 Mit dieser Begr!ndung wies Generalanwalt Wahl
das Vorbringen des vorlegenden Gerichts und der Europ"-
ischen Kommission ab, die Rechtsprechung aus dem Urteil
Aziz525, welche zur RL 93/13 ergangen ist, auf das Lauter-
keitsrecht zu !bertragen. Nach spanischem Recht entfaltet
das Feststellungsverfahren !ber das Bestehen unlauterer Ge-
sch"ftspraktiken keine aufschiebendeWirkung im Hypothe-
kenvollstreckungsverfahren. Dem erkennenden Gericht ist
es verwehrt, eine einstweilige Verf!gung zu erlassen. Eine
solche M$glichkeit werde von der RL 2005/29, welche sich
auf die Verh"ngung von Sanktionen beschr"nke, auch nicht
verlangt.526 Offen bleibt die in Pereničov& und Perenič vom
EuGH er$ffnete M$glichkeit,527 eine unlautere Gesch"fts-
praxis anhand der Kauselkontrolle im Rahmen der RL 93/13
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ten hinausgehen, die dem Unternehmer f!r die Nutzung solcher Zah-
lungsmittel entstehen. In Bezug auf das Widerrufsrecht des Verbrau-
chers in Art. 13 Abs. 1 verwies der EuGH auf seine Rechtsprechung zu
der RL 97/7/EG !ber den Verbraucherschutz bei Vertragsabschl!ssen
im Fernabsatz (ABl. L 144/19), die der RL 2011/83 vorausging. In sei-
nem Urteil vom 3. 9. 2009 in der Rs. C-489/07, Messner,
EU:C:2009:502, Rn. 29, entschied der EuGH, dass der Verk"ufer vom
Verbraucher f!r die Nutzung einer durch Vertragsabschluss im Fernab-
satz gekauften Ware in dem Fall, dass der Verbraucher sein Widerrufs-
recht fristgerecht aus!bt, grunds"tzlich keinen Wertersatz f!r die Nut-
zung der Ware verlangen kann. In seinem Urteil vom 15. 4. 2010 in der
Rs. C-511/08, Heinrich Heine, EU:C:2010:189, Rn. 59, stellte der Ge-
richtshof fest, dass es einem Unternehmer nicht gestattet ist, dem Ver-
braucher die Kosten der Zusendung der Ware aufzuerlegen, wenn die-
ser seinWiderrufsrecht aus!bt.

516 GA Szpunar, Schlussantr"ge v. 10. 11. 2016 – Rs. C-568/15, Zentrale
zur Bek"mpfung unlauterenWettbewerbs Frankfurt amMain e.V./com-
tech GmbH, EU:C:2016:863, Rn. 32.

517 EuGH Rs. C-568/15, Zentrale zur Bek"mpfung unlauteren Wettbe-
werbs (Fn. 513), Rn. 28.

518 EuGH Rs. C-568/15, Zentrale zur Bek"mpfung unlauteren Wettbe-
werbs (Fn. 513), Rn. 29.

519 EuGH Rs. C-568/15, Zentrale zur Bek"mpfung unlauteren Wettbe-
werbs (Fn. 513), Rn. 31.

520 GA Szpunar Rs. C-568/15, Zentrale zur Bek"mpfung unlauteren Wett-
bewerbs (Fn. 516), Rn. 23.

521 GA Szpunar Rs. C-568/15, Zentrale zur Bek"mpfung unlauteren Wett-
bewerbs (Fn. 516), Rn. 48.

522 GA Szpunar Rs. C-568/15, Zentrale zur Bek"mpfung unlauteren Wett-
bewerbs (Fn. 516), Rn. 18.

523 Schirmbacher, Anmerkung, NJW 2017, 1231; Ufer, Anmerkung, Mul-
timedia und Recht 2017, 308; Ring, Anmerkung, EuZW 2017, 388.

524 GA Wahl, Schlussantr"ge v. 21. 3. 2018 – Rs. C-109/17, Bankia SA/
Juan Carlos Mar*Merino, Juan P(rez Gavil+n, Mar*a de la Concepci%n
Mar*Merino, EU:C:2018:201, Rn. 46–50.

525 EuGHRs. C-415/11, Mohamed Aziz (Fn. 18).
526 GAWahlRs. C-109/17, Bankia (Fn. 524), Rn. 54–59.
527 EuGHRs. C-453/10, Pereničov+ und Perenič (Fn. 392).
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zu !berpr!fen, wenn sie in Form einer Vertragsklausel auf-
tritt.528

Alle Parteien, die schriftliche Erkl"rungen abgegeben ha-
ben, d.h. Bankia, die spanische und irische Regierung sowie
die Europ"ische Kommission, vertraten die Auffassung,
dass Verhaltenskodizes nicht mittels der RL 2005/29 durch-
gesetzt werden k$nnten. Generalanwalt Wahl stellte zwar
fest, dass Verhaltenskodizes eine gewisse Rolle bei der Be-
urteilung unlauterer Gesch"ftspraktiken spielen k$nnen.
Der bloße Umstand, dass ein Gewerbetreibender einen Ver-
haltenskodex nicht eingehalten habe, k$nne jedoch nicht au-
tomatisch und f!r sich allein zu der Feststellung des Vorlie-
gens einer unlauteren Gesch"ftspraxis f!hren. Wenn das Be-
stehen einer unlauteren Gesch"ftspraxis bei Nichteinhaltung
eines Verhaltenskodex durch einen Gewerbetreibenden fest-
gestellt wird, drohe als einzige m$gliche resultierende
Rechtsfolge auf der Grundlage der RL 2005/29 dem betref-
fenden Gewerbetreibenden eine Sanktion. Wie auch seitens
der Kommission und der spanischen Regierung ausgef!hrt,
sei in der Richtlinie kein individueller vertraglicher Rechts-
behelf zur Durchsetzung von Verhaltenskodizes vorgesehen.
Die Festlegung der Rechtsfolgen der Missachtung eines sol-
chen Kodex obliege den einzelnen Mitgliedstaaten, solange

„geeignete und wirksame Mittel“ zur Bek"mpfung unlaute-
rer Gesch"ftspraktiken vorhanden sind.529

cc) Einordnung in die Rechtsprechung

Man darf gespannt sein, ob der EuGH den in Pereničov& und
Perenič eingeschlagenen Weg fortsetzt. Dem Generalanwalt
ist an einer klaren Trennung von Lauterkeitsrecht und Ver-
tragsrecht gelegen, w"hrend der EuGH eine Gesamtschau
versucht, in der beide Rechtsgebiete st"rker miteinander
verzahnt werden.

3. Haust"rgesch!fte

F!r den Zeitraum liegen keine EuGH-Urteile oder Schluss-
antr"ge vor.

4. Fernabsatz

F!r den Zeitraum liegen keine EuGH-Urteile oder Schluss-
antr"ge vor.

Thomas Sievers, Rechtsanwalt, Hamburg*

V$lkerrechtliche Beurteilung des fortdauernden Projekts
zur Einf!hrung einer EU-Finanztransaktionssteuer

Die Bem!hungen zur Einf!hrung einer Finanztrans-
aktionssteuer auf nationaler und multinationaler
Ebene wurden von Anfang an durch einen Mei-
nungsstreit !ber ihre v$lkerrechtliche Zul"ssigkeit
begleitet. Das ins Stocken geratene Projekt der Ein-
f!hrung der Steuer in einem kleinen Kreis von mitt-
lerweile noch zehn EU-Mitgliedstaaten droht nun zu
scheitern. Jedoch greifen die k!rzlichen deutsch-
franz$sischen Reformvorschl"ge vom Juli die Steuer
als Quelle eines gemeinsamen Eurozonen-Haushalts
wieder auf. Der Autor legt dar, dass die Bedenken
einer v$lkerrechtlich unzul"ssigen Extraterritoriali-
t"t der bisher diskutierten Steuern unzutreffend sind.

I. Bisherige Entwicklung
Das Konzept einer Finanztransaktionssteuer (FTS) ist nicht
neu. Sie wird auf den Ver"ußerungspreis von Finanzinstru-
menten (z.B. Aktien) erhoben.1 Bislang scheiterten Versu-
che, eine derartige Steuer auf multinationaler Ebene einzu-
f!hren. Da Finanztransaktionen leicht ins Ausland zu verla-
gern sind, bietet sich eine Mehrstaatenl$sung an, um negati-
ve volkswirtschaftliche Verlagerungseffekte zu minimieren.
Nach der Weltwirtschaftskrise 2007 wurde das Konzept
wieder aufgegriffen. Mit ihr sollten die Finanzwirtschaft an
den Kosten der Krisenbew"ltigung beteiligt und Spekulatio-
nen einged"mmt werden.

Das europ"ische Projekt zur Einf!hrung einer Finanztrans-
aktionssteuer stand seit seinem Beginn im Jahr 2011 unter
keinem guten Stern. Nachdem zun"chst die EU-weite Ein-
f!hrung nicht gelang, droht nun auch die anschließend dis-
kutierte Einf!hrung imWege einer Maßnahme der verst"rk-
ten Zusammenarbeit gem"ß Art. 20 EUV, Art. 326f. AEUV
von einigen EU-Mitgliedstaaten (darunter Deutschland und
Frankreich) zu scheitern.2 W"hrend mehrere EU-Mitglied-
staaten bereits seit l"ngerem Steuern auf gewisse Finanz-
transaktionen erheben, f!hrten andere im nationalen Allein-
gang eine Finanztransaktionssteuer ein, allen voran Frank-
reich.3 Auch die neue Bundesregierung h"lt ausweislich des

528 GAWahlRs. C-109/17, Bankia (Fn. 524), Rn. 62–65.
529 GAWahlRs. C-109/17, Bankia (Fn. 524), Rn. 72–79.

* Thomas Sievers ist ist Associate bei CORVEL LLP in Hamburg und pro-
moviert unter der Betreuung von Prof.Dr. Hans-Georg Dederer, Univer-
sit"t Passau. Der Autor dankt Herrn Prof. Dederer f!r die Diskussionen
und Anregungen zu diesem Beitrag.

1 Vgl. bereitsKeynes, The general theory of employment, interest and mo-
ney (1936), S. 159; sowie Tobin, The new economics, one decade older
(1974), S. 88 ff.

2 ZumAblauf des Verfahrens bis Herbst 2016, seitdem keine nennenswer-
ten Fortschritte erzielt werden konnten, s. Rat der Europ"ischen Union,
Verst"rkte Zusammenarbeit im Bereich der Finanztransaktionssteuer,
Dok. 13608/16, FISC 164, ECOFIN 948 (28. 10. 2016); zum aktuellen
Sachstand aus Sicht der Bundesregierung, s. Bundesregierung, Antwort
auf die Kleine Anfrage „Finanztransaktionssteuer in Verst"rkten Zu-
sammenarbeit“ der FDP-Bundestagsfraktion, BT-Drs. 19/2141 (15. 5.
2018).

3 #berblick bei Europ"ische Kommission, Impact Assessment Accompa-
nying the document Proposal for a Council Directive implementing en-
hanced cooperation in the area of financial transaction tax – Analysis of
policy options and impacts, SWD (2013) 28 final (14. 2. 2013), S. 62 ff.
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